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Hlenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien v. 15. Jänner 1892 
unter dem Vorſitze des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert 
Richter. 


Bice-Bürgermeiller Dr. Vichter: Die Verſammlung iſt 
beſchluſsfähig, die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Ich habe die Ehre zur Kenntnis zu bringen, daſs Herr 
Gem.-Rath Dr. Lueger fein Ausbleiben von der heutigen Sitzung 


durch Unwohlſein entſchuldigt hat. 

2. An den Herrn Bürgermeiſter iſt folgendes Schreiben des 
Herrn Dr. Leopold Teltſcher eingelangt (liest): 

„Weiland Seine kaiſerliche und königliche Hoheit der am 15. December 
1891 verblichene durchlauchtigſte Herr Erzherzog Sigismund hat einen 
Betrag von 10.000 fl. für die Armen Wiens zu Handen des Herrn 
Bürgermeiſters letztwillig gewidmet. 

Seine kaiſerliche und königliche Hoheit der durchlauchtigſte Herr Erz— 
Herzog Rainer von Oſterreich als Teſtamentsexecutor nach weiland Seiner 
kaiserlichen und königlichen Hoheit haben zu verfügen geruht, daßs dieſes Legat 
ohne Rückſicht auf die Beſtimmung des §. 685 a. b. G. B. ſogleich zur Aus- 
zahlung gebracht werde. N | 3 2 

Demzufolge gebe ich mir die Ehre im Vollmachtsnamen Seiner kaiſer— 
lichen, und königlichen Hoheit des durchlauchtigſten Herrn Erzherzog Rainer 
von Oſterreich, Teſtamentsexecutor nach weilaud Seiner kaiſerlichen und könig⸗ 
lichen Hoheit des durchlauchtigſten Herrn Erzherzogs Sigismund, in Perſol⸗ 
vierung des obbezeichneten Legates den Betrag von 10.000 fl. ö. W. in Worten 
Zehntauſend Gulden öſterreichiſche Währung Euer Hochwohlgeboren zu über— 
reichen und bitte um gefällige Empfangsbeſtätigung.“ (Beifall). 


Die Verſammlung ſpricht den Dank für 
Spende aus. 


dieſe 


3. Weiters habe ich mitzutheilen, dafs Herr Paul Frrei— 
herr von Schey mit Schreiben vom 11. Jänner d. J. den 
Betrag von 50 fl. zu Gunſten des Vereines zur Beköſtigung armer 
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halbjährig 3 fl., Für die Provinz: ganzjährig 8 fl., halbjährig 4 fl. 


Schulkinder dem Herrn Bürgermeiſter überſendet hat. — Wird 
der Dank ausgeſprochen. 

4. Die Direction der Wechſelſtuben-Actien⸗ 
Geſellſchaft „Mercur“ übermittelt den Betrag von 100 fl., 
welcher von dem Gewinner des Haupttreffers der Wiener Com— 
munalloſe in der am 2. d. M. ſtattgefundenen Ziehung für die 
Waiſenknaben, welche bei derſelben interveniert haben, hinterlegt 
worden iſt. — Wird der Dank ausgeſprochen. 


5. Soeben kommt mir die Mittheilung zu, daſs Herr Gem. 
Rath Lechner ſein Ausbleiben wegen Unwohlſein entſchuldigt 
hat. — Dient zur Kenntnis. 

6. Weiters habe ich der geehrten Verſammlung zur Kennt— 
nis zu bringen, daſs der Herr Bürgermeiſter ſich an ſeine 
Excellenz den Herrn Finanzminiſter mit dem Erſuchen ge— 
wendet hat, es möge der Durchbruch der verſchiedenen Straßen, 
welche an den Linienwall grenzen, durch denſelben ermöglicht 
werden. | 

Ueber dieſes Erſuchen hat Seine Excellenz der Herr Finanz⸗ 
miniſter dem Herrn Bürgermeiſter bekanntgegeben, dass gegen die 
Herſtellung der fraglichen Communikationen vom Standpunkte der 
Gefällsintereſſen keine Einwendung zu erheben ſei, dafs jedoch eine 
geſetzliche Ermächtigung, durch welche die Staatsverwaltung zur 
verlangten unentgeltlichen Eigenthumsabtretung und Belaſtung 
befugt werde, nicht vorliegt, und daſs daher die Geſtattung der 
Benützung der zu den geplanten Communikationen benöthigten 
Linienwallgründe nur unter dem ausdrücklichen Vorbehalte des 
ſtaatlichen Eigenthums und in precariſtiſcher Weiſe, d. i. unter 
dem ausdrücklichen Vorbehalte des Widerrufes ſtattfinden könne. 

Das Schreiben ſchließt: 

„Euer Hochwohlgeboren wollen indes verſichert fein, dafs ich auf die 
ſchleunigſte Erledigung der erwähnten Angelegenheit gleich von Anfang an 
hingewirkt und in dieſem Sinne die Dicaſterial-Gebäudedirection angewieſen 
habe, ſowie daſs ich mich über den Gang der bezüglichen Verhandlung von 


Tag zu Tag im Laufenden erhalten laſſe. Es wird daher ſeitens der Staats⸗ 
behörde gewiſs keine Verzögerung eintreten.“ (Beifall.) 


Dient zur Kenntnis. 
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7. Ich habe weiters zur Kenntnis zu bringen, das unter 
der Chiffre N. N. von einem Unbekannten 100 fl. für Arme 
an den Herrn Bürgermeiſter überſendet worden ſind. — Die 
Verſammlung nimmt dies dankend zur Kenntnis. 


8. Auf eine Interpellation des Herrn Gem.-Rathes 


Djörup, welcher fragt, bis wann mit der Anbringung von 
ſelbſtſchließenden Ventilen bei den öffentlichen Auslaufbrunnen der 
Straßen und Plätze begonnen werden wird, habe ich die Ehre zu 


erwidern: g . 

Nachdem der löbl. Gemeinderath die vom Magiſtrate beantragte Auſchaffung 
von 100 Stück Selbſtſchluſsventilen des Syſtems Ku auſt behufs Aubringung 
an öffentlichen Auslaufbrunnen in den alten Gemeindebezirken Wiens abgelehnt 
hatte, wurde dem Stadtbauamte in Erledigung ſeines Berichtes vom 14. Juni 
1891, 3. 1866, mit Magiſtratsdeeret vom 27. Juni 1891, Z. 230988, ein 


Pauſchalbetrag von 200 fl. zum Zwecke der Anfertigung eines Modelles und 
9 3 9 


einiger von dieſem Amte conſtruierten Abſperrventile bewilligt. Auf Grund 
dieſer Bewilligung hat das Stadtbauamt 9 Ventile mit Aufſchriftstafeln au— 
fertigen laſſen und hievon 8 Stück bereits ihrer praktiſchen Verwendung zugeführt. 

Anläßſslich des Berichtes des Stadtbauamtes vom 12. September 1891, 
Z. 2141 über das tadelloſe Funktionieren der gedachten 8 Ventile, hat der 
löbliche Stadtrath über Antrag des Magiſtrates infolge Beſchluſſes vom 6. No— 
vember 1891, Z. 2598 die Anſchaffung vom 50 Stück Abſchluſsventilen nach 
der bauämtlichen Conſtruction für Brunnen mit kleineren Ständern, und zwar 
je zur Hälfte für beſteheude und neu zu errichtende Brunnen, dann die Er— 
probung des Selbſtſchlußventiles des Syſtems Kelſen mit dem Beifügen 
genehmigt, dass über das Reſultat dieſer Erprobung ſeinerzeit Bericht zu er— 
ſtatten iſt. 

Das Stadtbauamt hat die eben erwähnten 50 Stück Ventile durch 
P. F. Adamek zum Preiſe von 10 fl. per Stück, dann 50 Stück kleine 
Aufſchriftstafeln bereits anfertigen laſſen und es ſtehen von dieſen Ventilen 
dermalen im I. Bezirk 1, im III. Bezirk 1, im V. Bezirk 1, im X. Bezirk 2, 
im XII. Bezirk 2, im XIII. Bezirk 8, im XIV. Bezirk 3, im XV. Bezirk 3, 
im XVI. Bezirk 11, im XVIII. Bezirk 21 und im XIX. Bezirk 5 Stück in 
Verwendung. Mit Rückſicht darauf, dafs ſich dieſe Ventile bisher ſehr gut 
bewährt haben und ſelbe ihren Zweck, nämlich Erſparnis von Waſſer, voll— 
kommen erfüllen, wird das Stadtbauamt demnächſt wegen Anſchaffung einer 
größeren Anzahl von derlei Abſchluſshähnen dem Magiſtrate eine Vorlage machen. 

Die von S. Kelſen der Gemeinde Wien unentgeltlich überlaſſenen 
5 Stück Abſperrhähne wurden in der ſtädtiſchen Waſſermeſſer-Probierſtation 
bereits ämtlichen Proben unterzogen und auf Grund des Reſultates dieſer 
Proben dem Lieferanten behufs Vornahme von nothwendigen kleineren Recon— 
ſtructionen zurückgeſtellt. 

Die reconſtruierten Ventile werden ſeinerzeit in der Probierſtation ämtlich 
geprüft und wenn die Probe günſtig ausfällt, an öffentlichen Auslaufbrunnen 
behufs ihrer weiteren praktiſchen Erprobung angebracht werden. Über das Func— 
tionieren dieſer Ventile wird der Magiſtrat nach Ablauf einiger Monate 
an den löblichen Stadtrath Bericht erſtatten. 


An dieſen Ventilen werden alſo über Verlangen des Stadt— 
bauamtes einige kleinere unweſentliche Anderungen vorgenommen 
werden. Auch dieſe Ventile werden eingebaut und die Erfahrungen 
über dieſelben dem Gemeinderathe zur Kenntnis gebracht werden. 
(Beifall.) 

9. Weiter habe ich die Ehre zu erwidern auf die Inter— 
pellation des Herrn Gem.-Rathes Dobes, welcher darauf 
hinweist, daj3 verſchiedene in der Seelſorge nicht angeſtellte Aus⸗ 
hilfskatecheten reſp. Religionslehrer, bisher ihre Bezüge nicht aus— 
bezahlt erhalten haben. 

Ich habe darauf zu erwidern, daſs nach §. 55, Abi. 3, des 
Geſetzes vom 14. Mai 1869, R. G. Bl. 62, über die rechtzeitige 
und befriedigende Verabfolgung der Lehrerbezüge die Schulbehörden 
zu wachen und zu entſcheiden haben. Es hätten demnach auch jene 
Religionslehrer des Schulbezirkes Wien, welche einen Anſpruch 
auf. Auszahlung einer Remuneration haben, ſich behufs Geltend— 
machung desſelben, beziehungsweiſe Betreibung der Auszahlung an 


den Bezirksſchulrath zu wenden. — Ich bitte nun in der Verleſung 


des Einlaufes fortzufahren. 
Schriftführer Gem. Rath Janotta (liest): 
10. Antrag des Gem.-Nathes Scheidt: 
„Als ſeinerzeit die Gürtelſtraße eröffnet wurde, jubelten die ehemaligen 


Vorortegemeinden Fünfhaus und Neulerchenfeld laut, weil ihnen hiedurch 
gleichſam eine Ringſtraße geſchaffen werden ſollte und ſich nebenbei freie Plätze 


zu öffentlichen Parkaulagen ergeben würden. 
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Die Bewohner hofften umſonſt: 
denn die Gürtelſtraße entſprach zwar den gehegten Erwartungen, indem ſie 
heute eine der ſchönſten Straßen Wiens iſt und auf beiden Seiten mit drei— 
bis vierſtöckigen Zinshäuſern verbaut iſt; aber die zweite Hoffnung gieng in 
Trümmer, weil die übrigen Gründe außer den Straßengründen von der Neuen 
Wiener Tramway⸗Geſellſchaft angekauft wurden, und da von den Eigenthümern 
auf alle mögliche Weiſe verſucht wurde, das verwendete Capital möglichſt gut 


zu verzinſen, ſo ſahen ſich dieſe Gemeinden gezwungen, dieſe Gründe zeit⸗ 


weilig als Holzlager, als Plätze für Pflaſterſteine u. ſ. w. in Verwendung zu 
geben, was der Gürtelſtraße ein eigenthümliches Gepräge verleiht. 

Wer heute von der Schöbubrunnerſtraße in Fünfhaus bis zur Lerchen⸗ 
felderſtraße, Thaliaſtraße einen Spaziergang unternimmt, der kann bemerken, 
daſs die Gürtelſpiegelgründe einen troſtloſen Anblick gewähren. Miſt, Schutt, 
Steine, Alles wird hier von den Parteien abgelagert; dazu kommt noch, daſs 
die Beleuchtung höchſt mangelhaft iſt und es Wunder nehmen muſßs, dass ſich 
dort nicht manche Uuglücksfälle ereignen. Die Gemeinden Fünfhaus und Neu⸗ 
lerchenfeld haben ſchon Jahre lang mit der Neuen Tramwah⸗-Geſellſchaft 
Unterhandlungen gepflogen, und es koſtete viele Kämpfe, es mufste ſogar die 
Entſcheidung des Verwaltungs⸗Gerichtshofes angerufen werden. Zuletzt wollten 
die beiden Gemeinden dieſe Gründe mieten, was aber wieder au der allzu 
hohen Forderung der Tramway-Geſellſchaft ſcheiterte. 

Im Gebiete Neulerchenfeld befindet ſich auf dieſen Gründen ein Holzbau, 
„ gräſslichſten Anblick bietet und gegen Demolierungsrevers auf— 
gebaut iſt. 

Dieſer Bau wird von der Tramway an Künſtler vermietet Es wäre 
au der Zeit, alle die geſchilderten Übelſtände zu entfernen und die Gründe, 
welche Seine Majeſtät, unſer allergnädigſter Kaiſer, damit kennzeichnete, dass 
er ſie für öffentliche Anlagen erklärte, ihrem Zwecke zuzuführen. 

Ich ſtelle daher den Antrag, die Neue Tramway⸗-Geſellſchaft werde 
beauftragt, die Gürtelgründe von der Schönbrunnerſtraße im XV. Bezirk bis 
zur Thaliaſtraße im XVI. Bezirk ſchleunigſt zu räumen, und dieſe Gründe auf 
das richtige Niveau zu bringen.“ 


An den Stadtrath. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Zum Referat gelangt 
Herr Gem.-Rath Dr. Hackenberg. 

11. Referent Gem.-Rath Dr. Hackenberg. Ich habe die 
Ehre zu referieren über die Übernahme der in das erweiterte Ge— 
meindegebiet von Wien fallenden Landesſtraßen und Bezirksſtraßen. 

Im Grunde des Artikels 18 des Geſetzes vom 19. December 
1890 hat die Gemeinde Wien die in das erweiterte Gemeinde— 
gebiet fallenden Landes- und Bezirksſtraßen in die eigene Ver⸗ 
waltung zu übernehmen, und iſt bezüglich des Zeitpunktes der 
Übernahme und der Bedingungen, unter welchen dieſe Übernahme 
ſtattzufinden hat, im Wege der Landesgeſetzgebung Vorſorge zu 
treffen. Es haben über Wunſch des Herrn Bürgermeiſters Ver— 
handlungen über die Modalitäten dieſer übernahme und den Zeit⸗ 
punkt der Übernahme beim Landesausſchuſſe ſtattgefunden. Die 
Herren finden das Reſultat dieſer Verhandlungen in einer ein⸗ 
gehenden Vorlage, die Ihnen zugeſendet worden iſt, und die Sie ja 
ſicher durchgeleſen und genau ſtudiert haben werden. Es ſind Landes- 
und Bezirksſtraßen zu übernehmen und zwar Landesſtraßen in vier 
großen Straßenzügen in einer Geſammtlänge von 26.825 Meter, 
wovon 22.743 Meter Länge gepflaſtert und 4082 Meter Länge 
geſchottert ſind. 

Dieſe Straßen befinden ſich in der durchſchnittlichen Breite von 
8˙45 Meter; in dem Zuge dieſer Straßen befinden ſich verſchiedene 
in der gedruckten Vorlage angeführte Objecte, die zum Theile von 
Geſellſchaften und Einzelperſonen auf Grund privatrechtlicher Ver— 
pflichtungen zu erhalten ſind. Der Zuſtand dieſer Straßen wurde 
commiſſionell unterſucht, und theilweiſe als ein guter, theilweiſe 
als ein mittlerer, theilweiſe als ein ſehr guter, und in einer kleinen 
Strecke in der Märzſtraße bis zur Felberſtraße als ein ſehr 
ſchlechter befunden, wodurch die Neupflaſterung dieſer Strecke in 
kurzer Zeit erforderlich ſein wird. Aus den Vorlagen, die der u.⸗ö. 
Landesausſchuſs dem Magiſtrate gemacht hat, um das Erfordernis 
zu prüfen, ging hervor, dass im Durchſchnitte der Jahre 1880—89 
für die Erhaltung dieſer Landesſtraßen ein Betrag von 41.798 fl. 


nothwendig war, während für das Jahr 1892 ſelbft aber nur ein 
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Betrag von 35.298 fl. präliminiert worden war. Die Vertreter 
der Gemeinde Wien waren nun bemüht, diejenigen Koſten vom 
Lande zu erhalten, welche die Erhaltung dieſer Straßen erforderlich 
macht. Aus den Vorlagen ging jedoch weiters hervor, dass außer 
dem nach dem Durchſchnitte der 10 Jahre für die Erhaltung der 
Straßen erforderlichen Betrage von 41.798 fl. für die Erneuerung 
des Pflaſters der gepflafterten Straßen noch ein weiterer Betrag 
nothwendig ſei. Das Ausmaß dieſer gepflaſterten Straßen beträgt 
195.600 Quadratmeter. Die Ausweiſe des Landesausſchuſſes wieſen 
nach, daſs unter den 41.798 fl. dieſe Erneuerungskoſten des 
Pflaſters nicht enthalten waren, welche dadurch entſtehen, dass das 
Pflaſter in einem gewiſſen Zeitraume, wenn die Würfel vollſtändig 
abgenützt, wiederholt gewendet ſind, und ihr Volumen ſich ſo ver— 
mindert hat, dajs ſie nicht weiter benützt werden können, erneuert 
werden muß. 

Der Magiſtrat hat unter Vergleich der Dichte des Verkehres 
auf dieſen Straßen mit anderen Straßen Wiens angenommen, 
dass eine ſolche Pflaſtererneuerung auf den genannten Landesſtraßen 
ungefähr in einem Zeitraume von 25 Jahren nothwendig ſein 
werde. Wird nun dem zugrunde gelegt, dafs die Herſtellung eines 
neuen Pflaſters per Quadratmeter einen Betrag von 7 fl. 56 kr. 
koſtet, dafs weiters von der Fläche von 195.600 Quadratmeter 
jährlich 7824 Quadratmeter neu gepflaſtert werden müſſen, jo 
ergiebt dies ein Pflaſtererfordernis von 59.150 fl. jährlich, rechnet 
man den Wert der alten Steine per Quadratmeter mit etwa J fl., 
ein Erfordernis von 51.326 fl. Im Zuge der zu übernehmenden 
Straßen befinden ſich zwei große, erſt im Jahre 1888 dem Ver— 
kehre übergebene Brücken; es war daher nicht möglich, dass das 


Durchſchnitte enthalten ſei. 


Es ſind dies die Kaiſer Joſef-Brücke über die Wien und die Kaiſer 


Franz Joſef⸗Jubiläums⸗Brücke in Heiligenſtadt über die Donau. 
Der Magiſtrat hat nun unter Vergleichung mit anderen Brücken, 
die wir zu erhalten haben, berechnet, daſs die Kaiſer Joſef-Brücke 
ein jährliches Erhaltungserfordernis von 930 fl., die Jubiläums: 
Brücke von 1850 fl., beide zuſammen 2780 fl. beanſpruchen. Die 
Delegierten der Gemeinde Wien bei dieſer Verhandlung beanſpruchten 
nun vom Lande den Erſatz dieſer Summen im Betrage von 
41.798 fl. für die currente Erhaltung der Straßen, 51.326 fl. als 


jährliches Erfordernis für die Pflaſtererneuerung bei einem 25jährigen 


Turnus der Benützung, dann weitere 2780 fl. als jährliches 
Erfordernis für die Erhaltung der beiden großen Brücken, zuſammen 


daher den jährlichen Betrag von 95.904 fl. Herr Landesausſchuſs 


Schöffel, der den Landesausſchuſs vertrat, wendet dagegen ein, 


daſs dies ein durchaus unbilliges Verlangen ſei, weil nach dem 


Straßengeſetze das Land überhaupt verpflichtet ſei, Straßen im 
geichotterten. Zuftande und in einer Breite von 5—6 Meter, nicht 
aber von 8˙4 Meter herzuſtellen. 

Wenn das Land über ſeine geſetzlichen Verpflichtungen hinaus— 
gegangen und in Erfüllung einer nicht beſtehenden Verpflichtung 
2,600.000. fl. für Pflaſterungen aufgewendet hat — erſt in jüngſter 
Zeit wieder 60.000 fl. —, ſo könnte die Stadt Wien wohl nicht 
beanſpruchen, daſs ihr neben dieſem Betrage auch noch eine weitere 
große Summe dafür zugewendet werde, dafs die jährliche Pflaſter— 
erneuerung ſtattfinde. Insbeſondere wies Herr Schöffel noch 
darauf hin, dafs ſich im Zuge dieſer Straße die Tramway-Geleiſe 
befinden und dafs die Tramway-Geſellſchaft verpflichtet ſei, inner— 


halb der Zone ihrer Geleiſe die Straße zu erhalten und das Pflaſter 
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zu erneuern; die ſich hiebei ergebende. uk ſei jedoch nicht 
berechnet worden und wäre dieſelbe auch in Abzug zu bringen. 

Nach langen Verhandlungen, und nachdem ſich die Delegierten 
Wiens die Überzeugung verſchafft hatten, dafs der von der Ge— 
meinde geforderte Betrag abſolut nicht zu erreichen ſei, und da 
Herr Landesausſchuſs Schöffel insbeſonders darauf hinwies, dass 
das Geſetz auch ohne Einvernehmen mit der Gemeinde Wien ledig— 
lich durch den Landtag beſchloſſen werden könne, und ein vor— 
hergehendes Übereinkommen mit der Gemeinde im Geſetze gar nicht 
vorgeſehen ſei — eine Thatſache, die ich meinerſeits zwar damals 
beſtritt, was ich aber juriſtiſch aufrecht zu erhalten nicht in der 
Lage bin — einigten ſich die Vertreter der Gemeinde und des Landes— 
Ausſchuſſes, vorbehaltlich der Genehmigung des Landes ⸗Ausſchuſſes 
und des Gemeinderathes, auf einer neuen Baſis. 

Aus der Beilage des Landes-Ausſchuſs-Berichtes ergibt ſich 
unter Anderen Folgendes: 

Für die . Reparatur iſt jährlich ein Betrag per Qua⸗ 
dratmeter von 5˙1 bis 7 kr., bloß für die Reparatur, alle anderen 
Koſten nicht gerechnet, dagegen für die Erhaltung der geſchotterten 
Straßen, Schotter aufziehen und Planieren, per Quadratmeter 
11˙3 bis 16°6 kr. erforderlich; das jährliche Erfordernis für die 
bejihotterten Straßen iſt alſo um circa 10 kr. per Quadratmeter 
mehr als für die gepflaſterten Straßen. 1 

Nun wurde proponiert, dass dieſer Mehrbetrag vom Lande zu 
bezahlen ſei, und nachdem die gepflaſterten Straßen ein Ausmaß von 
195.600 Quadratmeter haben, ergibt ſich eine Summe von 19.500 fl. 
als Mehrerfordernis der Erhaltung der beſchotterten Straßen gegen— 


über der gepflaſterten Straßen. Dieſen Betrag erklärt ſich Landes— 
Erfordernis für Erhaltung dieſer Brücken im gedachten zehnjährigen 


Ausſchuſs Schöffel bereit, dem Landes-Ausſchuſſe zur Annahme 


zu empfehlen. 


Es wurde daher als Baſis der Erſatzleiſtung dieſer 19.500 fl., 
ſodann nach dem 10jährigen Durchſchnitt für die Erhaltung jähr— 
lich 41.800 fl. und das Erfordernis für die Erhaltung der früher 
genannten großen Brücken, zuſammen 64.140 fl. oder rund 65.000 fl. 
als die Summe angenommen, welche das Land Niederöſterreich als 
jährliche Erſatzleiſtung zur Erhaltung dieſer . beizu⸗ 
ſteuern ſich zu verpflichten geneigt iſt. 

Es kam weiters bei den Landesſtraßen noch Folgendes in 
Frage: Es ergab ſich aus den Ausweiſen, daſs 17 mit Decret 
und einer Löhnung von 24—30 fl. monatlich angeſtellte Straßen- 
Einräumer mit dem Rechte zum Bezuge von Proviſionen nach 
zurückgelegten zehn Dienſtjahren, reſp. Gnadengaben, und zwar für 
ihre Kinder, Witwen und Waiſen angeſtellt ſeien. Von den 17 Straßen- 
Einräumern iſt eine Anzahl über zehn Jahre im Dienſte, eine 
geringe Anzahl weniger als zehn Jahre im Dienſte. Obwohl wir 
nun uns ſträubten, proviſionsberechtigte Einräumer zu übernehmen, 
insbeſondere mit Rückſicht darauf, daſs das Inſtitut der proviſions⸗ 
berechtigten Straßen-Einräumer in Wien nicht beſteht und wir 
durch una dieſer in den Organismus der Gemeinde beſorgten, 
daſs unſere Bedienſteten gleicher Kategorie ähnliche Anſprüche 
ſtellen könnten, ſo entſchloſſen wir uns aus Humanitätsgründen 
und insbeſondere deshalb, weil wir bei den Bezirksſtraßen provi⸗ 
ſionsberechtigte Einräumer zu übernehmen verpflichtet, ſind, nicht 
weiter dagegen zu opponieren, dajs wir eine, Anzahl Einräumer 
der Landesſtraßen übernehmen. Diejenigen Einräumer, welche jedoch 
bereits proviſionsberechtigt find, werden nur auf die Dauer von 
längſtens zwei Jahren, bis der Pandes-Ausihujs für dieſelben Ver⸗ 
wendung hat in den Dienſt der Gemeinde genommen und ſoll das 


ö 
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Land, wenn in dieſer Zeit ein Proviſionsanſpruch fällig wird, 
denſelben zu zahlen verbunden ſein. 

Weiters ergab ſich aus den Ausweiſen des Landes-Ausſchuſſes, 
dajs an den Straßen noch eine Menge anderer Objecte: Stütz— 
mauern, Einzäunungen u. ſ. w. beſtehen, auf Grund von privat- 
rechtlichen Verpflichtungen Einzelner und juriſtiſcher Perſönlichkeiten, 
und es wurde die Vereinbarung getroffen, daſss alle aus dieſen 
Verpflichtungen dem Lande zuſtehende Rechte, auch an die Gemeinde 
überzugehen haben. Dies iſt die Frage der Übernahme der Landes⸗ 
ſtraßen betreffend. Was die Bezirksſtraßen anbelangt, ſind die 
Verhältniſſe folgendermaßen: Es ſind zu übernehmen die Straßen 
von fünf verſchiedenen Straßen⸗Concurrenz⸗Bezirken, und zwar von 
Hietzing, Sechshaus, Hernals, Schwechat und Kloſterneuburg. Die 
Herren finden die Anzahl der Straßen, die da zu übernehmen ſind 
in der gedruckten Vorlage angeführt. Das Ausmaß dieſer Straßen 
iſt ein ſehr bedeutendes, es ſind auch auf dieſen Straßen eine große 
Anzahl Objecte vorhanden, die miterhalten werden müſſen und die 
nach dem Geſetze einen Theil der Straße bilden. 

Für die Erhaltung und Säuberung dieſer Straßen waren 
präliminiert für das Jahr 1892 von den Bezirksſtraßen-Ausſchüſſen 
— ich nenne die Summe in ganzen Beträgen — 160.245 fl. 
als außerordentliche Auslagen für Neupflaſterungen 


ſind pro 1892 präliminiert im Ganzen . 98.000 fl. 


zuſammen daher . 258.245 fl. 

Überdies ſind noch andere Erforderniſſe, insbeſonders im 
Gerichtsbezirke Hernals, präliminiert. Dazu kommt, dass der 
Bezirksſtraßen-Ausſchuſs Hernals aus einem Schuldſcheine ddto. 
3. September 1872 über ein Darlehen, welches bei der Boden— 
creditanſtalt im Betrage von 300.000 fl. aufgenommen wurde, 
dermalen noch eine Summe von 218.915 fl. 33 kr. ſchuldig iſt. 
Die im Jahre 1892 fälligen Annuitäten aus dieſer Schuld an 
Zinſen und Capitalszahlungen betragen 18.652 fl., jo dajs ſich 
für die genannten Bezirksſtraßen ein Geſammterfordernis von 
276.897 fl. ergibt. 

Die Höhe der Umlagen der verſchiedenen Bezirksſtraßen⸗Aus⸗ 
ſchüſſe, wie ſie früher beſtanden haben, kümmern uns wohl heute 
nicht. Der Straßenfond von Sechshaus hatte nach den Ausweiſen, 
welche uns vorliegen mit Ende 1890 ein Activum von 97.195 fl., 
das jedoch nach Angabe des Landesingenieurs Roßmann bis 
Ende des Jahres 1891 eine Verminderung auf 35.000 fl. erfahren 
dürfte. 

Das Aetivum des Straßenfondes Hietzing betrug Ende des 
Jahres 1890 72.661 fl., jenes von Schwechat 25.038 fl. und 
jenes von Kloſterneuburg 665 fl. 64 kr. Dieſe Activen dürften 
jedoch nach Angabe desſelben Landesingenieurs, der die Straßen— 
aufſicht führt, bis Ende 1891 eine Verminderung erfahren haben 
bei Hietzing auf 65.000 fl. nebſt einem Hauſe im Werte von 
5000 fl. in Kalksburg, und von 10.000 fl. bei dem Straßenfonde 
Schwechat. Der Betrag von 665 fl. 64 kr. bei dem Straßenfonde 
in Kloſterneuburg dürfte inzwiſchen ſchon vollſtändig aufgezehrt 
worden ſein. Bei der Frage der Auftheilung der Activen der 
Bezirksſtraßenfonde, zu welchen nicht bloß Bargeld, Wertpapiere 
ſondern auch die Requiſiten und ſonſtiges Vermögen gehören, beſtand 
zwiſchen den Delegierten der Gemeinde Wien und den Delegierten 
des Landesausſchuſſes gleichfalls Differenzen. Die Delegierten der 
Gemeinde Wien beanſpruchten die Auftheilung nach dem Modus 
der Steuerleiſtung der Bevölkerung, ſoweit dieſelbe in das erweiterte 


Gemeindegebiet einbezogen und jener, welche nicht einbezogen worden 
war, und zwar von der Erwägung ausgehend, dass die Fonde 
gebildet worden waren aus den Steuerleiſtungen der Bevölkerung, 
jo dass dieſer Geſichtspunkt der allein berechtigte zu fein ſchien, 
weil ja die zahlreichere und wohlhabendere in das neue Gemeinde— 
gebiet Wien einbezogene Bevölkerung jedenfalls mehr zu dieſem 
Bezirksſteuerfonde beigetragen hat. Der Vertreter des Pandesaus- 
ſchuſſes wollte wieder den Standpunkt, die Auftheilung der Fonde 
ſoll geſchehen nach Maßgabe der Straßenlänge im Verhältniſſe 
der Länge jenes Theiles der Straßen, die in das neue Gebiet 
Wien einbezogen ſind und jene, die außerhalb des neuen Gemeinde— 
gebietes Wien zu liegen kommen. Nach längerer Verhandlung 
einigte man ſich auf einer Baſis, daſs der mittlere Durchſchnitt 
zwiſchen Steuerleiſtung und der Straßenlänge angenommen werden 
ſoll. Es erhält daher von dem Bezirksſtraßenfonde Hietzing die 
Gemeinde Wien 60%, der Fond ſelbſt 40% ͤ‚ von dem Fonde 
des Bezirkes Schwechat Wien 25%, der Fond 75%, von dem 
Fonde des Bezirkes Kloſternenburg Wien 40%, der Fond 60%. 
Was den Bezirksſtraßenfond Sechshaus und Hernals anbe— 
langt, jo fallen die Straßen dieſer beiden Straßenconcurrenz— 
bezirke vollſtändig in das neue Gemeindegebiet von Wien. Wir 
haben daher die Activen und Paſſiven zu übernehmen, wobei 
ich auch bemerken möchte, dajs nebſt der Schuld von 218.915 fl. 
bei dem Bezirksſtraßenfonde Hernals auch ein Activum von 
30.000 fl., fructificiert in einem Sparcaſſabuche, vorhanden iſt. 
Nachdem der Stadtrath über dieſe Angelegenheit verhandelt 
und diejenigen Anträge, die Sie am Schluſſe der ſchriftlichen Vor— 
lage finden, angenommen hatte, überraſchte uns der Landesausſchußs 
mit einer Mittheilung, daſs aus dem Nothſtandsdarlehen des 


Jahres 1866, das der Staat dem Lande gewährt hatte, wovon 


der Landesausſchuſs einigen Bezirksſtraßenausſchüſſen Bauvorſchüſſe 
übergeben hätte, beim Bezirksſtraßenfonde Hietzing noch die Summe 
von 19.129 fl. 93½ kr., beim Bezirksſtraßenfonde Schwechat 
1091 fl. 43½ kr., beim Bezirksſtraßenfonde Sechshaus 6690 fl. 
44 kr. rückſtändig ſeien. b 

Die diesfalls angeſtellten Erhebungen führten eigentlich zu 
keinem Reſultate. Niemand bei den betreffenden Bezirksſtraßen— 
ausſchüſſen wujste von dem Vorhandenſein dieſer Schuld, was 
wohl daher kommen mag, dajs ſeinerzeit den betreffenden Bezirks⸗ 
ſtraßenausſchüſſen dieſe Nothſtandsvorſchüſſe vom Lande unter Ver— 
wahrung derſelben octroyiert worden waren, fo dajs dieſelben 
offenbar nicht einmal verbucht worden find. Der Landesausſchuſs 
bemerkt in dieſer Zuſchrift, daſs daher die Commune Wien nach 
Maßgabe der Vereinbarungen für dieſe Rückſtände aufzukommen 
hätte. (Rufe: Sehr gut!) Der Stadtrath beſchloſs nach dieſer 
Zuſchrift, an den Landesausſchuſs das Erſuchen zu richten, in 
neuerliche Verhandlungen mit Rückſicht auf die bekannt gegebenen 
Rückſtände einzutreten, um womöglich eine Abänderung des Auf— 
theilungsſchlüſſels der Activen der drei früher von mir genannten 
Bezirksſtraßenfonds herbeizuführen. Der Landesausſchufs lehnte den 
Eintritt in ſolche Verhandlungen mit Zuſchrift vom 11. December 
v. J. in folgender Weiſe ab. (Hört! Hört!) (Liest :) 

„Die Angelegenheit der den Bezirksſtraßenfonden Hietzing, 
Schwechat und Sechshaus gewährten Nothſtand⸗Bauvorſchüſſe aus 
den Jahren 1866 und 1867 geht ihrer Austragung entgegen. Wie 
dem löblichen Magiſtrate bekannt iſt, ſchweben ſeit Jahren zwiſchen 
dem Landesausſchuſſe und dem k. k. Finanzminiſterium Verhand— 
lungen wegen Regelung der Invaſionsforderungen aus den 


r e 


Jahren 1805 und 1809, bei welchen das von der Regierung dem 
Lande Niederöſterreich im Jahre 1866 gewährte Nothſtands-Dar⸗ 


lehen von 300.000 fl. als ein Compenſations-Objekt in Betracht 


kommt. Das k. k. Finanzminiſterium hat bereits protokollariſch 
den Verzicht auf die Rückzahlung dieſes Nothſtands-Darlehen in 
Ausſicht geſtellt, für den Fall als eine Vereinbarung über die 
Invaſionsforderungen zu Stande kommt. 

Dieſe Vereinbarung iſt bisher nicht erfolgt, weil der Landes— 
ausſchuſs noch eine bare Entſchädigung fordert, welche ſeitens des 
k. k. Finanzminiſteriums bisher nicht zugeſtanden worden iſt; es 


iſt aber anzunehmen, dass die Verhandlungen in nicht ferner Zeit 


zum Abſchluſſe kommen und daſs daher auch die Nothſtands-Dar— 
lehen aus dem Jahre 1866 zur Abſchreibung gelangen. 


In dieſem Falle — wenn alſo das ſtaatliche Nothſtands— | 
Darlehen an das Land zur Abſchreibung gelangt — würden 


auch die obbezeichneten Bauvorſchüſſe, welche aus dem Nothſtands— 
Darlehen gewährt wurden, abgeſchrieben werden. 

Derzeit kann aus dem erwähnten Grunde eine Abſchreibung 
noch nicht erfolgen, aber ſie kann nach dem Stande der Verhand— 
lungen mit Sicherheit in Ausſicht geſtellt werden, jo daſs dem 
Landesausſchuſs kein Anlaſss gegeben erſcheint, in neuerliche Ver— 
handlungen über die Auftheilung der Vermögensbeſtände der ge— 
nannten Bezirksſtraßenfonde einzugehen.“ 

Angeſichts dieſer Ablehnung, aber auch angeſichts der nahezu 
an Sicherheit grenzenden Ausſicht einer Abſchreibung dieſer For— 
derungen blieb dem Stadtrathe nichts Anderes übrig, als auf 
weitere Verhandlungen zu verzichten. Bemerken möchte ich nur, 
daſs die in dieſer Zuſchrift erwähnten Invaſionsforderungen von 


den Jahren 1805 und 1809 auch in unſerem Budget eine Rolle | 


ſpielten. Es iſt das ſogenannte Angles'ſche Anlehen, wie es bei 
uns aufgeführt iſt. Die Verpflichtung zur Tilgung dieſer Forde— 
rungen trägt zur Hälfte die Gemeinde, zur Hälfte das Land. Die 
Gemeinde Wien hat an Capitalstilgungsraten und Zinſen ſeit den 
Jahren 1805 und 1809 bereits bedeutende Beträge gezahlt. Ich 
will noch Eines bemerken: 

Ich habe nachträglich, nachdem die officiellen Verhandlungen 
vorüber waren, mit dem Landesausſchuſſe Herrn Schöffel noch 
über eine andere Frage perſönlich verhandelt. Es befindet ſich nämlich 
an der Gunoldſtraße ein dem Lande gehöriges Gebäude, das ſeiner— 
zeit als Linienverzehrungsſteueramt errichtet wurde. Nachdem die 
Verzehrungsſteuergrenze hinausgerückt worden iſt, wird das Gebäude 
frei, das Land hat dafür keine Verwendung. Die Koſten des 
Baues dieſes Hauſes ſollen circa 0.000 fl. ausgemacht haben. 
Ich habe nun vom Landesausſchuſſe Schöffel begehrt, daſs außer 
65.000 fl. jährlicher Erſatzleiſtung, der Gemeinde auch dieſes 
Gebäude in's Eigenthum übergeben werden ſolle und es wurde 
zwiſchen uns, allerdings privatim, die Abmachung getroffen, daſs 
die Zuſtimmung zu dieſer Transaction gegen dem gegeben werden 
ſolle, daſs der Landesausſchuſs das Eigenthumsrecht an dieſem 
Gebäude der Gemeinde abtrete. Das iſt das, was im Punkte 1 
der Anträge des Stadtrathes niedergelegt erſcheint. 

Ich beantrage daher (liest): 

„1. Der vom n. b. Landesausſchuſſe auläſslich der 
Übernahme der in das erweiterte Gemeindegebiet von 
Wien fallenden Landesſtraßen ſammt den dazugehörigen 
Bauobjecten zur Erhaltung derſelben angebotene Bei— 
trag mit einer Pauſchalſumme von 65.500 fl. jährlich 
wird gegen dem acceptiert, daſs das Linienamtsgebände 
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bei der Kaiſer Franz Joſefs-Jubiläumsbrücke am linken 
Ufer des Donaucanales als Zubehör der Kloſterneu— 
burger Landesſtraße in das Eigenthum der Gemeinde 


Wien unentgeltlich übergeben werde und die grund— 
bücherliche Einverleibung dieſes Eigenthumsrechtes 
ſtattfinde. 


2. Von den auf dieſen Landesſtraßen beſtellten 
Straßeneinräumern werden jene acht Einräumer, welche 
bereits mehr als zehn Jahre dienen, daher ſchon pro— 
viſionsberechtigt ſind, von der Gemeinde Wien in 
ihren Dienſt nicht übernommen, dieſelben werden 
jedoch von der Gemeinde Wien auf den ihnen der— 
zugewieſenen Landesſtraßenſtrecken jo lange 
unter Bezahlung ihrer Lohnanſprüche durch dieſe Ge— 
meinde belaſſen, bis ſie vom n.⸗ö. Landesausſchuſſe 
für andere Landes- oder Bezirksſtraßen zur Dienſt— 
leiſtung einberufen werden, welche Einberufung jedoch 
längſtens in zwei Jahren zu erfolgen hat, jo daſs 
nach Ablauf dieſer Friſt jede Verpflichtung der Ge— 
meinde Wien dieſen Perſonen gegenüber erliſcht. Sollte 
innerhalb dieſer zwei Jahre die Proviſionierung eines 
dieſer acht Einräumer erfolgen oder der Fall eines 
Gnadenanſpruches der Witwe oder der Waiſen eines 
ſolchen Einräumers, eintreten, jo hat hiefür das 
Kronland Niederöſterreich aufzukommen. Jene auf dieſen 
Landesſtraßen beſtellten neun Eiuräumer, welche noch 
keine zehnjährige Dienſtzeit vollſtreckt haben, werden 
in die Dienjte der Gemeinde Wien übernommen. 

3. In Betreff der Auftheilung der Vermögens- 
beſtände der Bezirksſtraßenfonde auf die Gemeinde 
Wien einerſeits und die beſtehend verbleibenden Be— 
zirksſtraßenfonde andererſeits mit Ende des Jahres 1891 
wird beſtimmt, dass dieſelbe nach dem mittleren Durch— 
ſchuitte zwiſchen der Straßenlänge und Stenerleiſtung 
erfolge, wornach in dem Bezirke 
a) Hietzing 60% der Gemeinde Wien und 40% dem 
Bezirksſtraßeufonde Hietzing, 

Schwechat 25% der Gemeinde Wien und 75% 

dem Bezirksſtraßenfonde Schwechat, 

c) Kloſterneuburg 40% der Gemeinde Wien und 
60% dem Bezirksſtraßenfonde Kloſterneuburg zu: 
zuweiſen ſind. 

4. Die Wegmeiſter und Straßeneinräumer ver 
Straßenbezirke Hernals und Sechshaus werden unter 
Wahrung der bereits vor der Uebernahme erworbenen 
Rechte in die Dieuſte der Gemeinde Wien übernommen. 

Die auf jenen Bezirksſtraßenſtrecken, welche aus 
den Bezirksſtraßen-Concurrenzbezirken Hietzing, Schwe— 
chat und Kloſterneuburg als in das erweiterte Gemeinde— 
gebiet von Wien fallend auszuſcheiden ſind, dermalen 
beſtellten Einräumer werden gleichfalls unter Wahrung 
der von ihnen vor der Übergabe bereits erworbenen 
Rechte von der Gemeinde Wien in den Dienſt über— 
nommen. . 

5. Die Gemeinde Wien ftellt das Verlangen, daſs 
jene Rechte, welche dem Lande bezüglich der zu über— 
nehmenden Bezirksſtraßen gegen Unternehmungen, phy- 
ſiſche oder juriſtiſche Perſonen zuſtehen, auf die Ge— 


b) 
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meinde Wien als Rechtsnachfolgerin des Landes, re- 
ſpective dieſer Concurrenzbezirke, übergehen und dais 
eine diesbezügliche Beſtimmung in das zu erlaſſende 
Landesgeſetz aufgenommen werde. ö 

6. Die. Übergabe, beziehungsweiſe Übernahme der 
erwähnten Landes- und nn hat mit 1. Jänner 
1892 zu erfolgen.“ 5 

Das Referat wurde im Stadtrathe fon vor längerer Zeit 
erſtattet. Der 1. Jänner empfiehlt ſich als Übernahmstag, weil er 


ein Abrechnungstermin iſt, und wenn wir nun auch den 1. Jänner 
ſchon überſchritten haben, ſo empfiehlt ſich auch heute die Fixierung | 
I kauft und denkt, er will etwas erübrigen, damit er ſeine Fabrik 
erweitern kann, mit dem Baublocke nicht auskommt, — dafs er auf 
vier Seiten Straßen hat. 


des 1. Jänner als Übernahmstermin, damit man zu dieſem Zeit— 
punkte die Abrechnung pflegen kann. Wenn ſeit 1. Jänner für die 
betreffenden Landesſtraßen Auslagen gemacht worden ſein ſollten, 
müjsten fie von der Gemeinde erſetzt werden. 

Punkt 7 der Anträge lautet (liest): 

„7. Es wird der hochlöbliche n.⸗ö. Landesaus— 
ſchuſs erſucht, auf Grundlage der vorſtehenden Erklä— 
rungen ein Landesgeſetz zu erwirken.“ 

Mit Rückſicht auf die bekanntgegebenen Rückſtände der Noth— 
ſtandsbauvorſchüſſe, die noch nicht bezahlt ſind, beantragt Ihnen 
der Stadtrath weiters folgenden Zuſatzantrag, enthalten in der 
Beilage ad Nr. 190 (liest): 

„Bezüglich der nachträglich bekanntgegebenen Vor— 


ſchüſſe an die Bezirksſtraßenfonde Hietzing, Schwechat 
gebe ich gerne zu. 


und Sechs haus erklärt der Gemeinderath, eine Ver— 
pflichtung zur Rückzahlung nicht anzuerkennen.“ 


Ich empfehle Ihnen dieſe Anträge zur Annahme. 


Gem.-Nath Djörup: Hochverehrte Verſammlung! Ich wollte 
ob dieſe Parcellen im Grundbuche nachher ein- 
oder wenigſtens ein billiger Kauf vom Landesausſchuſſe, iſt; bei 


nur gerne fragen, 
getragen werden, wenn das Landesgeſetz erwirkt wird, ob dann zu 
Gunſten Wiens dieſelben im Grundbuche einverleibt werden. 
vermiſſe dies im Antrage. 

Referent: Das kann nicht im Grundbuche eingetragen werden, 
da bekanntlich Straßen als öffentliches Gut Gegenſtand der Ein— 
tragung in das Verzeichnis für öffentliches Gut ſind. Ins Grund— 
buch werden ſie nicht eingetragen. 

Gem.-Rath Djörup: Sind die Straßen Wiens nicht als 
öffentliches Gut der Stadt Wien eingetragen?“ 

Referent: Ja, aber nicht im Grundbuche. 

Gem.-Rath Djörup: Alſo nicht im Grundbuche. Ich bin 
ja nicht Juriſt und will mich über einzelne Worte nicht auf— 
halten. Sie ſind alſo als N Gut im Cataſter einge— 
tragen und eingezeichnet . 

Referent: Auch 711 im Cataſter, ſondern im Verzeichnis 
für öffentliches Gut, was wieder etwas 1 iſt, als der Cataſter. 


Gem.-Nath Dzörup: Da mufs ich ſehr bedauern, dieſem 
| Vorſprecher auf dieſem Gebiete nicht folgen. Heute handelt es ſich 


Antrage nicht zuſtimmen zu können, und bedauere ſehr, dieß aus— 
ſprechen zu müſſen. Ich kenne dieſe advocatoriſchen Benennungen 
nicht jo genau, aber die Erfahrung habe ich gemacht, dass in den 
auswärtigen Bezirken ſeit vielen Jahren von Seite des Landes⸗ 
Ausſchuſſes Parcellirungen gemacht wurden, ähnlich wie wir hier 
in der Stadt Wien am Franz Joſefs⸗Quai es gemacht haben, und 
jeder Bezirk war bemüht, bei ſeinen Parcellirungen möglichſt kleine 
Blöcke herzuſtellen, damit der betreffende Beſitzer fie auch am be- 
quemſten verkaufen könne. Meine Herren! Das iſt wunderſchön, 
ich nehme an, dass bei der erſten Stadterweiterung von Wien, wo 
der Grund ſo theuer war, möglichſt viele kleine Blöcke und möglichſt 
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ar. 
Ich 
den Auflagern zu ſchwach ſind. (Widerſpruch.) Ich bitte das nur 
zu ſtenographieren. Die Querträger dieſer Brücke ſind zu ſchwach 
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viele Straßen angelegt wurden. Ich habe neulich bei den Plänen 
von Wien und Berlin, die hier gehangen haben, einen ziemlich 
gleichen Maßſtab geſehen, es genügt ein Blick für Jedermann, ſich 
davon zu überzeugen. Wie kommt es, dajs die Straßenerhaltung, 
die Canaliſierung der Commune Wien jedes Jahr mehr koſtet, als 
beiſpielsweiſe in Berlin? Wir bekommen in den nächſten Tagen 
wohl die Pläne wieder zu Geſichte und werden das nämliche Bild 
vor Augen haben. Vom praktiſchen Standpunkte iſt das dahin zu 
deuten, daſs in den Bezirkstheilen wenig Fabriken ſind. In den 
Vorortetheilen, die als Induſtriebezirke reſerviert werden ſollen, hat 
ſich herausgeſtellt, daſs der Fabrikant, wenn er ſich einen Grund 


Und wer hat die Straßen zu erhalten 
in der Reichshaupt- und Reſidenzſtadt? Die Commune Wien. Ich 
hätte mit Freude gehört, wenn die Herren Advocaten da vorgeſehen 
und es uns ermöglicht hätten, in ſolchen Bezirkstheilen ſpäter einige 
Straßen zu caſſieren und die Blöcke zuſammen zu legen, damit dieſe 
gewonnenen Gründe der Commune Wien zu Gute gekommen wären. 
Von dieſem Standpunkte aus habe ich meine Frage geſtellt. Das 
iſt eine alte Thatſache. 

Wir ſehen das z. B. bei den unglücklichen Fabriks-Parcel⸗ 
lierungen auf den Donauregulierungsgründen und das iſt kein 


Wunder, wenn alles nach derſelben Schablone gemacht wird. Dass die 


Herren da nicht vom fachmänniſchen Standpunkte gehandelt haben, 


Beſichtigen Sie aber einmal ſo ein Geſchenk näher, z. B. 


draußen in Meidling die Maria Thereſien-Brücke, die erſt vor 


wenigen Jahren gebaut wurde. Wenn man, wie ich, 3—4 Mal 
täglich vorbei geht, jo ficht man, dajs dies auch ſo ein Geſchenk, 


dieſer Brücke iſt das Intereſſante, dafs die Querträger zwiſchen 


und die Folge iſt, weil die Brücke etwas zu ſchief über den Wien— 
fluſs geht, daſs eine ungleiche Belaſtung der Hauptträger ſtatt⸗ 


findet. 


Jeder Laie kann, wenn er hinſchaut, die 8S-förmige Form 
bemerken, auch wenn er kein Ingenieur iſt; alſo meine Herren! 
Nachdem wir auch ſolche Objecte in den Kauf nehmen müſſen, jo 
hoffe ich wenigſtens, daſs uns, wenn auch nicht grundbücherlich, 
aber doch das Recht gewährt Di bei den in Ausſicht geſtellten 
Fabriks⸗Vierteln, die Blöcke, die wir zuſammenlegen, auch als unſer 
Eigenthum zu behandeln und daßs wir dieſelben nicht dem Lande 
übergeben müſſen. Sonſt ſtimme ich im Großen und Ganzen dem 
Antrage bei. N 
Gem.-Rath Värtl: Meine Herren! Ich werde dem Herrn 
um die Übernahme der Bezirksſtraßen. Der Herr Vorſprecher 
ſpricht aber von der Parcellierung. Um die handelt es ſich heute 
nicht. Mir iſt nur eines aufgefallen und der Herr Referent wird 
vielleicht in der Lage ſein, mir Aufſchluß darüber zu geben. 
In dem Antragspunkte III, betreffend die Bezirksſtraßen-Fonds 
finden Sie z. B. in Hietzing 60%/, für die Gemeinde Wien, in 


Schwechat nur 25% und in Kloſterneuburg nur 40%, 


Woher kommt denn dieſe große Differenz in den Percentſätzen? 
Ich erlaube mir an den Herrn Referenten die Anfrage, wie dieſe 


Berechnung ſtattgefunden hat. 
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Referent: Ich habe mir ſchon erlaubt, den Herren aus— 
einanderzuſetzen, dafs dieſe Anträge einen mittleren Durchſchnitt 


zwiſchen der Steuerleiſtung der betreffenden Bezirke, welche außerhalb 
Wien liegen und welche in die Stadt fallen und die Straßenlänge 
bilden, d. h. jenes Theiles der Straßen, welche nach Wien herein 


kommen und welche außerhalb bleiben. 

Wenn die Herren den Eingang jenes Theiles des Referates, 
wo über die Bezirksſtraßen gehandelt wird, leſen, ſo werden Sie 
finden, daſs, wenn die Vertheilung nur nach Maßgabe der Steuer— 


leiſtung ſtattfinden würde, die Gemeinde Wien einen außerordentlich 


die 
als 


hohen Procentſatz bekäme, nachdem, wie ſchon früher erwähnt, 
nach Wien hereinfallende Bevölkerung viel ſteuerkräftiger iſt, 
die außerhalb Wien bleibende. 

In die äußeren Theile der Bezirke, insbeſonders bei Schwechat, 
fallen aber viel größere Straßenlängen, weil die Bezirksſtraßenfonde, 
welche beſtehen bleiben, längere Straßenzüge haben; 
Verhältniſſe in den einzelnen Bezirken ganz und gar nicht gleich 
und daher iſt dies genau berechnet und der mittlere Durch— 
ſchnitt genommen worden. Es ergiebt dies allerdings für jeden 
Bezirk verſchiedene Procentſätze. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht der Herr Redner 
fortzufahren? 

Gem.-Rath Värtl: Nein, ich bin durch dieſe Aufklärung 
befriedigt und werde für die Vorlage ſtimmen. 

Gem.-Nath Herrdegen: Ich glaube, dass bei der großen 
Unruhe, die während des Referates herrſchte, den Herren ein 


Moment entgangen ſein dürfte, welches Vielen vielleicht für neben— | 


ſächlich, mir aber ſehr wichtig erſcheint. 

Mit ganz beſonderer Vorſicht iſt nicht bloß im ſchriftlichen 
Referate, ſondern auch in den mündlichen Ausführungen des Herrn 
Referenten betont worden, daſss ſich die Gemeinde davor ſchützen 
möge, daſs durch die Gemeinde die Straßen-Einräumer mit ihren 
Auſprüchen, welche ſie bisher durch eine zehnjährige Dienſtzeit 
erworben haben, übernommen werden. Ich begreife, daßs, nachdem 
die Straßen⸗Einräumer der Commune Wien in ſo günſtiger Lage, 
wie die des Landes ſich nicht befinden, da eine ſolche Inſtitution 
mit der Übernahme einer kleineren Anzahl Straßen-Einräumer 
nicht weiters eingeführt werden will. Ich will auch nicht darüber 
ſprechen, ob es wünſchenswert wäre, daſs dieſe ohnedies außer— 
ordentlich beſcheidene Einrichtung, welche vom Lande getroffen 
wurde, von der Gemeinde zurückgenommen wird. Es gehört das 
wohl nicht zur Sache; es ſcheint mir aber etwas Anderes zur 
Sache zu gehören; es wird vorgeſchlagen, dafs jene 10 Straßen— 
Einräumer, welche bereits den Proviſions-Anſpruch erlangt haben, 
von der Gemeinde nicht übernommen werden, ſondern daſs man 
ſie bloß in Verwendung nimmt und das Land ſie innerhalb 
2 Jahren auf Landesſtraßen zu verwenden haben werde; dagegen 
wird beantragt, daſs jene Einräumer, welche noch nicht dieſen 
Proviſions-Anſpruch erlangten und noch nicht 10 Dienſtjahre haben, 
von der Gemeinde Wien übernommen werden. 

Meine Herren! Wenn dieſe übernommen werden, ſo verlieren 
ſie den Anſpruch auf Proviſion, welchen ſie zwar bisher inſoferne 
nicht haben, als ſie bei eventueller Dienſtuntauglichkeit die Proviſion 
nicht erhalten würden; nachdem ſie 5, 6 oder 8 Jahre bereits 
gedient haben, können ſie mit Rückſicht auf ihre Dienſtzeit mit 
dieſem Anſpruche herantreten. 
ſtigung verluſtig, wenn ſie von der Gemeinde übernommen werden, 
nachdem eine ſolche Inſtitution bei der Gemeinde nicht beſteht. 


es ſind die 


Sie werden dieſer geringen Begün⸗ 
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Ich glaube, daſs man, obwohl es ſich um eine kleine Anzahl 
von Straßen-Einräumern handelt, in einem jo großen Gemeinweſen 
wie die Stadt Wien, nicht gleichgiltig über die Sache hinweggehen 
ſollte, es hat immerhin etwas ſehr Mijsliches und ich glaube, es 
wäre zu verurtheilen, wenn man bei jo armen Teufeln eine Ver— 
kürzung eintreten ließe in ihren Ausſichten, welche ſie für die 
Zukunft geſichert glaubten. Welche Ausſichten das ſind, das ſehen 
Sie aus dem Referate, denn ſie erlangen nur eine Proviſion von 
15 bis 42 kr. täglich, wenn ſie dienſtuntauglich werden, und ihre 
Kinder 4 bis 8 kr.; ich folge den Ausführungen des Herrn 
Referenten und bemerke nochmals, daſs ich wünſche, es können 
dieſe nicht ohne weiters übernommen werden mit ihren Anſprüchen, 
welche ſie an das Land hätten. 

Ich möchte aber beantragen, daſs auch dieſe 8, welche noch 
nicht eine zehnjährige Dienſtzeit haben, nicht in den Gemeindedienſt 
übernommen werden; man ſoll es ſo machen, wie mit Jenen, 
welche bereits zehn Jahre erlangt haben. Wenigſteus wird den 
acht Straßen-Einräumern der Anſpruch, welchen ſie nach Vollendung 
des zehnten Dienſtjahres erworben, geſichert bleiben. 

Ich würde bitten, wenn der Herr Referent über dieſe zunächſt 
formelle Anregung ſeine Anſicht ausſprechen möchte. 

Gem.-Nath Tagleicht: Schon der Titel des Referates würde 


den Redner, der zuerſt geſprochen hat, darüber belehrt haben, dass 


es ſich hier um die Übernahme der Landes- und Bezirksſtraßen 


handelt; es iſt alſo kein Zweifel, das ſowohl das Referat, als die 
Anträge, welche ſeitens des Herrn Referenten geſtellt wurden, ſachlich 


und fachlich correct und richtig ſind. Ich habe mit ziemlicher Auf— 
merkſamkeit das Referat verfolgt und kann mich mit den Anträgen 
nur einverſtanden erklären. 

Ich kann aber nicht umhin, hervorzuheben, dajs es auffallend 
iſt, daſs bei den beſtandenen Straßenfonden der verſchiedenen 
Bezirke rapide Rückgänge in der Höhe der Straßenfonde jtatt- 
gefunden haben und zwar innerhalb einer Zeit, nämlich vom 


Jahre 1890 bis zum Schluſſe 1891, alſo in einer Zeit, in welcher 


Auſpruch nehmen müſſen, 


die Einverleibung der Vororte mit Wien überall auf der Tages— 
ordnung geſtanden iſt. Darüber kann ich nur meine Verwunderung 
ausſprechen. 

Es hat nämlich beim Straßenfonde Sechshaus eine Ver— 
minderung um 62.000 fl., beim Straßenfonde Hietzung um circa 
2000 fl., bei Schwechat um 15.000 fl., alſo zuſammen um circa 
80.000 fl. in einem Jahre ſtattgefunden. Der Bezirks-Straßenfond 
Kloſterneuburg iſt ſogar ganz aufgebraucht worden, allerdings war 
er nicht groß und hat nur 600 und noch einige Gulden betragen. 
Aber in den vorhergehenden Jahren wurden dieſe Fonde bedeutend 
weniger in Anſpruch genommen. Es ſollen jene Herren, welche 
dieſe Straßenfonde verwaltet haben, daran erinnert werden, dais 
wir uns verpflichtet fühlen, auch einen Rückblick auf die Inanſpruch— 
nahme der Fonde in den abgelaufenen Jahren zu werfen. 

Wir werden jetzt einen Straßenfond übernehmen, deſſen Höhe 
um 80.000 fl. geringer iſt, als er geweſen wäre, wenn der Fond 
um ein Jahr früher übernommen worden wäre. Ich 8 geglaubt, 
auf dieſe Umſtände aufmerkſam machen zu ſollen. Es zeigt ſich 
übrigens auch in dieſem Falle, dass die eee der Vororte 
mit Wien auch hier zum Vortheile der Vorortegemeinden aus— 
geſchlagen hat; denn bei einer fortgeſetzten jährlichen Ausgabe von 
80.000 fl. würde dieſer Fond bald nicht mehr exiſtieren können 
und Sie hätten den Landes-Ausſchuſs in größerem Maße in 
der ſich wohl gerechtfertigt geweigert 
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hätte, e e e Ausgaben zu bewilligen. Mit dem Über⸗ 
nahmstermin per 1. Jänner 1892, obwohl wir heute bereits den 
15. Jänner reiten werden ui wohl Alle einverftanden fein, 
weil, wie von dem Herrn Referenten ſehr richtig betont wurde, 
dies im Intereſſe einer präciſeren Abrechnung gelegen iſt. 

Ich beantrage daher die Annahme der Referenten-Anträge. 

Vice-Rürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt Niemand mehr 
zum Worte gemeldet, der Herr Referent hat ſomit das Schluſswort. 


Aeferent: Ich erlaube mir zunächſt 


iſt ſchon von einem Vorſprecher bemerkt worden, 
führungen dieſes erſten Reduers, wenigſtens der erſte Theil, ſich 
gar nicht mit dem Gegenſtande des Referates befaſſen, denn was 
die höheren Koſten der Straßenerhaltung in Wien gegenüber Berlin 
anbelangt, was die Frage der Pareellierung betrifft, ob größere 
oder kleinere Parcellen gemacht werden, hängt mit der Übernahme 
der Landes- und Bezirksſtraßen gewiss nicht zuſammen. Gewiſs iſt 
aber unter allen Umſtänden, dass die Advocaten nicht daran ſchuld 
ſind, daſs die Pareellen kleiner gemacht werden, als von dem be— 
treffenden Herrn Redner gewünſcht wurde. Die Advocaten ſind 
auch nicht daran ſchuld, wenn von der Geſetzgebung für beſtimmte 
Gegenſtände beſtimmte Ausdrücke gebraucht werden; es ſind das 
keine advocatoriſchen Ausdrücke, ſondern geſetzmäßige; die muſs man 
kennen, wenn man darüber ſprechen will oder man mußs ſich eine 
Correctur gefallen laſſen. 

Der Herr Redner hat insbeſonders ein Object beanſtändet, 
die Maria T hereſienbrücke über die Wien und hat behauptet, es ſei 
eine Brücke, die im Zuge einer Landesſtraße gelegen ſei. 

Dieſer Herr Redner hat offenbar, gegen meine Vermuthung, 
das Referat nicht geleſen, ſonſt würde er gefunden haben, dafs 
dieſe Brücke, die Maria Thereſienbrücke, im Zuge einer Bezirks— 
ſtraße liegt, und zwar im Bezirksſtraßen-Ausſchuſſe Sechshaus. Ich 
glaube daher kaum, dajs der Landesausſchuſs daran Schuld trägt, 
wenn die Conſtruction dieſer Brücke nicht richtig, oder die Träger 
an derſelben zu ſchwach ſein ſollten, was ich natürlich nicht weiß. 

Der Herr College Herrdegen hat von einem ſehr edlen 
Motive geleitet, die Anregung gegeben, dajs entgegen den An— 
trägen des Stadtrathes jene Straßen-Einräumer auf den Landes 
ſtraßen, welche eine zehnjährige Dienſtzeit noch nicht zurückgelegt 
haben, beim Landesausſchuſſe im Landesdienſte verbleiben ſollten. 
Wenn dieſer Anregung ſtattgegeben würde, ſo wäre gerade das 
Schickſal dieſer armen Leute das allerelendſte. Der Herr Landes— 
ausſchuſs Schöffel hat uns nämlich direct erklärt: „für dieſe Leute 
haben wir keine Verwendung, wenn die Gemeinde Wien dieſe 
Leute nicht übernimmt, ſo müſſen wir ſie unter allen Umſtänden 


entlaffen, d. i. der Noth und dem Elende preisgeben“. Ich glaube 


daher, daſs es gerade im Intereſſe, dieſer Armen gelegen wäre, 
daſs fie von der Gemeinde Wien, wenn auch nicht gerade unter 
Wahrung ihrer dem Lande gegenüber erworbenen Auſprüche auf 
Proviſion, übernommen werden. Ich bitte, meine Herren, das Eine 
zu erwägen, daſs die Straßen-Einräumer des Landes ziemlich ſchlecht 
gezahlt ſind, einen monatlichen Lohn von 25 fl. 
Kreuzern haben, während unſere Straßen-Einräumer im Allgemeinen 
beſſer gezahlt ſind, fo daſs fie ungefähr monatlich auf einen Betrag 
von 30—33 fl. zu ſtehen kommen. Dieſe monatliche Mehrzahlung 
iſt vielleicht eine kleine Compenſation gegenüber dem Verluſte auf 
Proviſionsanſprüche. 


zu den Ausführungen 
des erſten Herrn Vorredners einige Bemerkungen zu machen. Es 
daſs die Aus⸗ 


und einigen 


er I 4, 19. Jänner 1892. 


Was die Ausführungen des Herrn Collegen Tagleicht 
anbelangt, ſo möchte ich darauf aufmerkſam machen, dafs die Angaben 
über die Vermögensbeſtände der Bezirksſtraßen-Ausſchüſſe keine 
amtlichen ſind, es ſind dies lediglich Privatangaben, approximative 


Ziffern, die einen Anſpruch auf Richtigkeit abſolut nicht haben. 


Es iſt dies ſchon deshalb unmöglich, weil man ja im November, 
wo dieſe Verhandlungen ſtattgefunden haben, nicht vorherſagen 


konnte, wie groß der Vermögensbeſtand zwei Monate ſpäter, am 


1. Jänner 1892, ſein werde. 

Auch mir fiel dieſer Umſtand auf, und da wurde mir be— 
merkt, das insbeſondere der Bezirksſtraßen-Ausſchuſs Sechshaus 
eine große Anzahl von Straßen neu gepflaſtert hat, woher es 
auch kommt, daſs die Barbeſtände dieſer Caſſa eine fo bedeutende 


Verminderung erfahren haben. 


Nachdem meritoriſche Einwendungen nicht gemacht wurden 


—i ich glaube, auch der Herr College Herrdegen hat feine 


Auregung nicht zu einem Antrage zugeſpitzt, in welchem Falle ich 
ihn bitten würde, im Intereſſe dieſer Leute ſeine Anträge zurück— 
zuziehen, — erlaube ich mir nochmals, dieſe Anträge des Stadt— 
rathes zur Annahme zu empfehlen. 


Gem.-Nath Stehlin: Der Herr Referent hat in feinen 
Ausführungen erwähnt, daſs im Jahre 1866 den betreffenden 
Bezirksſtraßen gewiſſe Theile des Fondes zugewieſen wurden, und 
er hat im Laufe ſeiner Rede erörtert, daſs die Commune Wien 
verpflichtet werde, einen Theil dieſer Summe zu übernehmen. In 
ſeinen weiteren Ausführungen hat er erklärt, daſs dieſe Summen 
jedenfalls in zwei Jahren abgeſchrieben werden, und ich erlaube 
mir, zu fragen, ob der Herr Referent die bindende Erklärung 
abgeben kann, dass nicht hinterher der Landesausſchuſs an uns 
herantritt, daßs wir von dieſen Nothſtandsforderungen Theile zuriick 


zuzahlen hätten. 


Referent: Eine Verpflichtung gegenüber dem Staate haben 
wir überhaupt nicht, ſondern wenn eine Verpflichtung beſteht, ſo 


beſteht ſie nur gegenüber dem Lande. Das Land hat wieder eine 
Verpflichtung gegenüber dem Staate. Übrigens erlaube ich mir 


hier einfach auf den zweiten Antrag, den ich ad numerum vor— 
getragen habe, hinzuweiſen, worin erklärt iſt, daſs der Gemeinde— 
rath eine Verpflichtung zur Rückzahlung dieſer Bauvorſchüſſe zu 
Nothſtandsbauten nicht anerkennt. 


Bice-Bürgermeifler Dr. Nichter: Wenn von Seite der 
Verſammlung keine Einwendung erhoben wird, ſo bringe ich 


ſämmtliche Anträge des Herrn Referenten von Punkt 1 bis 


incluſive 7 unter Einem zur Abſtimmung (Zuſtimmung), und werde 


dann den zweiten Antrag zur Abſtimmung bringen, der ſich bezieht 


auf die eben zum Vortrage gelangte Ablehnung der Verpflichtung 
zur Rückzahlung dieſer Vorſchüſſe an die Fonde. 

Ich bitte die Herren, welche den Anträgen des Refe— 
renten Punkt 1—7 zuſtimmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Dieſe Anträge ſind angenommen. 

Ich bitte nun jene Herren, welche dem Antrage des Refe— 
renten, welcher lautet (liest): 

„Bezüglich der nachträglich bekannt gegebenen 
Vorſchüſſe an die Bezirksſtraßenfonde Hietzing, Schwechat 
und Sechshaus erklärt der Gemeinderath, eine Ver— 
pflichtung zur Rückzahlung nicht anzuerkennen“ zuſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Dieſer Antrag iſt gleichfalls 
angenommen und hiemit der Gegenſtand erledigt. 
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Es wurde daher beſchloſſen: 
1. Der vom n.- ö. Landes ausſchuſſe anlässlich 


der übernahme der in das erweiterte Gemeindegebiet 
von Wien fallenden Landesſtraßen ſammt den dazu 
gehörigen Banobjecten zur Erhaltung derſelben an- 
gebotene Beitrag mit einer Pauſchalſumme von 
65.500 fl. jährlich wird gegen dem acceptiert, daſs 
das Linienamtsgebäude bei der Kaiſer Franz Joſefs— 
Jubiläumsbrücke am linken Ufer des Donaucanales 
als Zubehoͤr der Kloſterneuburger Landesſtraße in 
das Eigenthum der Gemeinde Wien unentgeltlich 
übergeben werde, und die grundbücherliche Einver— 
leibung dieſes Eigenthumsrechtes ſtattfindet. 

2. Von den auf dieſen Landesſtraßen beſtellten 
Straßeneinräumern werden jene acht Einräumer, 
welche bereits mehr als zehn Jahre dienen, daher 
ſchon proviſionsberechtigt ſind, von der Gemeinde 


Wien in ihren Dienſt nicht übernommen, dieſelben 
werden jedoch von der Gemeinde Wien auf den ihnen 


dermalen zugewieſenen Landesſtraßenſtrecken ſo lange 
unter Bezahlung ihrer Lohnanſprüche durch dieſe Ge— 
meinde belaſſen, bis fie vom n.⸗ö. Landes ausſchuſſe 
für andere Landes- oder Bezirksſtraßen zur Dienſt— 
leiſtung einberufen werden, welche Einberufung jedoch 
längſtens in zwei Jahren zu erfolgen hat, ſo dais 
nach Ablauf dieſer Friſt jede Verpflichtung der Ge— 
meinde Wien dieſen Perſonen gegenüber erliſcht. 
Sollte innerhalb dieſer zwei Jahre die Proviſionierung 
eines dieſer acht Einräumer erfolgen oder der Fall 
eines Guadenanfpruces der Witwe oder der Waiſen 
eines ſolchen Einräumers, eintreten, ſo hat hiefür 


das Kronland Niederöſterreich aufzukommen. Jene 


auf dieſen Landesſtraßen beſtellten neun Einräumer, 
welche noch keine zehnjährige Dienſtzeit vollſtreckt 
haben, werden in die Dienſte der Gemeinde Wien 
übernommen. 

3. In Betreff der Auftheilung der Vermögens— 
beſtände der Bezirksſtraßenfonde auf die Gemeinde 
Wien einerſeits und die beſtehend verbleibenden 
Bezirksſtraßenfonde andererſeits mit Ende des Jahres 
1891 wird beſtimmt, daſs dieſelbe nach dem mittleren 
Durchſchnitte zwiſchen der Straßenlänge und Steuer— 
leiſtung erfolge, wornach in dem Bezirke 
a) Hietzing: 60%, der Gemeinde Wien und 40% 

dem Bezirksſtraßenfonde Hietzing, 

b) Schwechat: 25% der Gemeinde Wien und 75% 
dem Bezirksſtraßenfonde Schwechat, 
c) Kloſterneuburg: 40% der Gemeinde Wien und 

60% dem Bezirksſtraßenfonde Kloſterneuburg 

zuzuweiſen ſind. 
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4. Die Wegmeiſter und Straßeneinräumer der 
Straßenbezirke Hernals und Sechshaus werden unter 
Wahrung der bereits vor der übernahme erworbenen 
Rechte in die Dienſte der Gemeinde Wien über— 
nommen. | 

Die auf jenen Bezirksſtraßenſtrecken, welche aus 
den Bezirksſtraßen -Concurrenzbezirken Hietzing, 
Schwechat und Kloſterneuburg, als in das erweiterte 
Gemeindegebiet von Wien fallend, auszuſcheiden 
ſind, dermalen beſtellten Einräumer werden gleich— 
falls unter Wahrung der von ihnen vor der über— 
gabe bereits erworbenen Rechte von der Gemeinde 
Wien in den Dienſt übernommen. 


5. Die Gemeinde Wien ſtellt das Verlangen, 
daſs jene Rechte, welche dem Lande bezüglich der 
zu übernehmenden Bezirksſtraßen gegen Unter: 
nehmungen phyſiſchen oder juriſtiſchen Perſonen zu— 
ſtehen, auf die Gemeinde Wien als Rechtsnachfolgerin 
des Landes, vefpective dieſer Concurrenzbezirke, über: 
gehen, und dafs eine diesbezügliche Beſtimmung 
in das zu erlaſſende Landesgeſetz aufgenommen 
werde. 

6. Die übergabe, beziehungsweiſe Übernahme 
der erwähnten Landes- und Bezirksſtraßen hat mit 
1. Jänner 1892 zu erfolgen. 

7. Es wird der hochlöbliche n.⸗ö. Landesaus— 
ſchuſs erſucht, auf Grundlage der vorſtehenden Er— 
klärungen ein Landesgeſetz zu erwirken. 

Bezüglich der nachträglich bekanntgegebenen Vor— 
ſchüſſe an die Bezirksſtraßenfonde Hietzing, Schwechat 
und Sechshaus erklärt der Gemeinderath, eine Ver— 
pflichtung zur Rückzahlung nicht anzuerkennen. 


12. Referent Gem.-Rath Dr. Hackeuberg: Den meiſten 
Herren wird ohnehin bekannt fein, dass das Militärärar ſeit einer 


langen Reihe von Jahren und zwar bereits ſeit dem Jahre 1836 
einen großen Theil der Simmeringer Haide von der früher be— 


ſtandenen Gemeinde Simmering zum Zwecke militäriſcher Exercitien 
gepachtet hat. Dieſer Pachtvertrag iſt wiederholt von der Gemeinde 
Simmering erneuert worden und der letzte Pachtvertrag lief gegen 
Ende December des vorigen Jahres ab. Das Militärärar iſt nun 
neuerdings an die Gemeinde Wien herangetreten wegen Pachtung 
dieſes Areales im Ausmaße von 128 Joch, 42 Quadratklafter zu 
dem gleichen Zwecke auf weitere drei Jahre unter den bisherigen 
Modalitäten. Der Pachtzins, den das Arar für dieſe heute ziemlich 
unfruchtbare Fläche — denn ſie könnte erſt durch ſehr bedeutende 
Melioration fruchtbringend gemacht werden — zahlt, iſt eigentlich 
ein ſehr bedeutender, nämlich 9 Kreuzer per Quadratklafter. Wenn 
die Herren erwägen, dafs die Gemüſegärtner in Simmering 8, 7, 6 
und noch weniger Kreuzer zahlen, wobei es oft ſehr fraglich iſt, 
ob dieſer Pachtſchilling von dieſen Gärtnern eingebracht werden 
kann, werden Sie ſich der Überzeugung nicht verſchließen, dass die 
Gemeinde Wien durch die Verpachtung einer ſo großen Fläche an 
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einen einzigen Pächter um 9 Kreuzer per Quadratklafter ein aus⸗ 
gezeichnetes Geſchäft macht. 

Der Stadtrath erlaubt ſich daher, Ihnen folgenden Antrag 
zu ſtellen; 

„Die Gemeinde Wien als Rechtsnachfolgerin der 
beſtandeuen Gemeinde Simmering überläſst dem k. undk. 
Militär-Arar, und zwar zur Benützung als Artillerie-, 
überhaupt als Militär⸗Exercierplatz jene Fläche der 
Simmeringer Hutweide, welche in dem Vertrage dato. 
Wien, den 23. December 1874 und Simmering, deu 
28. Jäuner 1875 angehefteten, einen integrierenden 
Beſtandtheil dieſes Vertrages bildenden Plane durch 
die Linien nach den mit Grenzſteinen fixierten Punkten 
I, II, III, IV, V, VI, VII, VIII, IX, X und XI genau 
begrenzt iſt, und die zu der Grundbuchs-Einlage, 
Grundbuch Simmering, Tom. III. Appendix folio 1320, 
jetzt Realität Grundbuch Simmering, Einlage 449, 
gehörigen Cat.-Parc. Nr. 311, 312, 314, 315, 517, 
319, 328, 332, 333, rückſichtlich die auf dem Plaue 
erſichtlichen Theile derſelben, ſowie auch die im oben 
erwähnten Plane bezeichneten Wegeparcellen Nr. 313, 
318, 329, 331, rückſichtlich die auf dem Plane bezeich— 
neten Theile derſelben enthält, im Flächenausmaße 
von 127 Joch 128.42 Quadratklafter = 73 Hektar, 
13 Ar, 1•38 Quadratmeter um den jährlichen Pacht— 
zins von 9 kr. für eine Quadratklafter, alſo im Ganzen 
um 18.299 fl. 58 kr., und unter den übrigen vom 
Magiſtrate vorgeſchlagenen Modalitäten auf die Zeit 
vom 1. Jänner 1892 bis 31. December 1894, und 
begibt ſich die Gemeinde Wien während der ganzen 
Pachtdauer ausdrücklich des Rechtes, dieſen Vertrag 
zu kündigen; der Militär-Verwaltung wird dagegen 
das Recht der einjährigen Kündigung eingeräumt.“ 

Es iſt dies ein Recht, welches die Militär-Verwaltung aus⸗ 
drücklich wünſcht und gegen das zu opponieren wir keinen Grund 
haben. Wenn von den Herren gewünſcht wird, ſo erlaube ich mir 
auch noch, die einzelnen Modalitäten, unter welchen dieſer Vertrag 
abgeſchloſſen wurde, zur Kenntnis zu bringen. (Rufe: Nein!) Es 
wird nicht gewünſcht, und erlaube ich mir daher, den Antrag zu 
ſtellen, dieſem Antrag des Stadtrathes die Zuſtimmung zu ertheilen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht Jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Ich bitte jene Herren, welche dem 
Antrage des Referenten zuſtimmen, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Derſelbe iſt angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Die Gemeinde Wien als Rechtsnachfolgerin der 
beſtandenen Gemeinde Simmering überläſst dem 
k. und k. Militär⸗Arar, und zwar zur Benützung 
als Artillerie-,überhauptals Militär-Exercierplatz jene 
Fläche der Simmeringer Hutweide, welche in dem 
Vertrage ddto. Wien, den 23. December 1874 und 
Simmering, den 28. Jänner 1875 angehefteten, 

einen integrierenden Beſtandtheil dieſes Vertrages 
bildenden Plane durch die Linien nach den mit 
Grenzſtſeinen fixierten Punkten I, II, III, IV, V, VI, 
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VII, VIII, IX, X und Xl genau begrenzt iſt, und die 
zu der Grundbuchs-Einlage, Grundbuch Simmering, 
Tom. III. Appendix folio 1320, jetzt Reatität Grund— 
buch Simmering, Einlage 449, gehörigen- Cat. 
Parc. Nr. 311, 314, 315, 317, 319, 328, 332, 
333, rückſichtlich die Plane erſichtlichen 
Theile derſelben, ſowie auch die im oben erwähnten 
Plane bezeichneten Wegeparcellen Nr. 313, 318, 
329, 331, rückſichtlich die auf dem Plane bezeichneten 
Theile derſelben enthält, im Flächenansmaße von 
127 Joch 128.42 Quadratklafter = 73 Hektar, 13 Ar, 
1-38 Quadratmeter den jährlichen Pachtzins 
von 9 kr. für eine Quadratklafter, alſo im Ganzen 
um 18.299 fl. 58 kr., und unter den übrigen vom 
Magiſtrate vorgeſchlagenen Modalitäten auf die Zeit 
vom 1. Jänner 1892 bis 31. December 1894, und 
begibt ſich die Gemeinde Wien während der ganzen 
Pachtdauer ausdrücklich des Rechtes, dieſen Vertrag 
zu kündigen; der Militär-Verwaltung wird dagegen 
das Recht der einjährigen Kündigung eingeräumt. 
| Referent Gem.-Nath Dr. v. Billing: Antrag 56. Derſelbe 

befindet ſich auf der Tagesordnung für den 29. December, welche 

den Herren in die Hand gekommen iſt. Es handelt ſich um die 

Erneuerung zweier Stiftplätze in der Handelsakademie. Die Gemeinde 

Wien hat nämlich nach Begründung der Handelsakademie, und 

zwar im Jahre 1857, nachdem von dieſem Jahre ab Stiftplätze 

eingeräumt wurden, 4 Stiftplätze für junge Leute an der Handels- 
akademie creiert und dieſer Stiftbetrag mit 12.000 fl. alt, reſpective 

12.500 fl. ö. W. bei der Caſſa der Handelsakademie eingezahlt. 

Nach §. 6 des Statutes hat nämlich jeder Stifter für einen Frei— 


auf dem 


u im 


platz 3200 fl. Conventionsmünze zu bezahlen, entweder auf einmal 


oder in ſechs aufeinanderfolgenden Raten. Dieſe Stiftplätze gelten 
für die Zeit von 20 Jahren und ſind im Jahre 1878 erloſ ſchen; 
ſie wurden auch von Seite des Gemeinderathes wieder erneuert 
und gelten nunmehr bis zum Jahre 1898. Außerdem hat die 
Gemeinde Wien auch im Jahre 1871, nämlich im Schuljahre 
1871/72 zwei ſolche Stiftplätze creiert und den Betrag von 6300 fl. 
erlegt. Dieſe Stiftplätze ſind bei Beginn des Schuljahres 1891/92 
erloſchen und es handelt ſich um die Erneuerung beider Stiftplätze. 
Nachdem kein Grund vorliegt, dieſe Stiftplätze, welche ſich als eine 
wahre Wohlthat erweiſen, zurückzuziehen, beantragt der Stadtrath, es 
möge abermals ein Betrag von 6300 fl. bezahlt werden, um dieſe 
Stiftplätze für 20 Jahre zu renovellieren und zwar ſoll von den 
Beſtimmungen des Statuts Gebrauch gemacht werden, den Betrag 
in ſechs Raten zu 1050 fl. zu zahlen und die erſte Rate im 
Budget pro 1891 auf den Reſervefond zu verweiſen, während die 
übrigen fünf Raten per 1050 fl. ins Budget der Jahre 1892 
bis 1896 einzuſtellen ſein werden. 
Ich bitte um Genehmigung dieſes Antrages des Stadtrathes. 
Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 
Es wurde daher beſchloſſe:n 
Die im Schuljahre 1871/72 von der Gemeinde 
Wien creierten und bei Beginn des Schuljahres 1891/92 
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erloſchenen Stiftplätze in der Handelsakademie für 
20 Jahre zu erneuern. Zur Beſtreitung des hiezu 
nöthigen Betrages von 6300 fl. iſt von den Be— 
ſtimmungen des Statuts Gebrauch zu machen und 
der Betrag in ſechs Raten zu 1050 fl. zu be⸗ 
zahlen. Die erſte Rate iſt im Budget pro 1891 auf 
den Reſervefond zu verweiſen, während die übrigen 
fünf Raten per je 1050 fl. in das Budget der Jahre 
1892 bis 1896 einzuſtellen ſein werden. 


Vice-Würgermeiſter Dr. Nichter 8 Ich erſuche Herrn Gem. 


Rath Joſef Müller zu referieren. | 

14. Referent Hem.- Bath Joſef Müller: Ich habe die 
Ehre zur Zahl 181 zu referieren, und zwar in einer theilweiſen 
Abänderung eines Plenarbeſchluſſes vom 29. September 1891, 
3. 555, betreffend die Herſtellung von Zubauten am Centralvieh— 
markte für Zwecke der gefällsämtlichen Abfertigung der Schlacht— 
thiere daſelbſt. 

Es iſt hier beſchloſſen worden, mit der Finanz⸗Landesdirection 
einen Vertrag abzuſchließen, der dahin geht, dass folgende Zubauten 
hergeſtellt werden, und zwar ein Zubau zum beſtehenden Linienamte 
mit dem Betrage von 4010 fl. 49 kr., ein Amtsgebäude mit einer 
gemeinſchaftlichen Kanzlei — ich betone dies, weil ich 
dann darauf zurückkomme — mit dem Betrage von 6397 fl. 79 kr. 
Das iſt bewilligt worden unter der Bedingung, dass ſich die 
Finanzverwaltung verpflichtet, 5 des Betrages von dieſer Bau⸗ 
ſumme als Zins an die Gemeinde abzuführen, ferner unter der 
Bedingung, daſs, im Falle die Steuern und Abgaben dieſen Betrag 
überſteigen, ſich auch dieſer Betrag um dieſe Summe erhöhen ſollte, 
ferner unter der Bedingung, dajs die Koſten der Beleuchtung, 
Beheizung und Einrichtung der Ubicationen, welche gemeinſchaftlich 
benützt werden, von beiden Contrahenten, nämlich der Finanz— 
Landes⸗Direction und der Gemeinde zu tragen find, ferner daſss 
die Benützung der Brückenwagen nur gegen dem gejtattet ſei, dajs 
die Finanzverwaltung zur Erhaltung und Erneuerung derſelben einen 
Beitrag bezahlt. 

Darauf hin hat die Finanzverwaltung erwidert, dafs fie auf 
dieſen Vorſchlag nicht ganz eingehen könne, ſondern geſonnen ſei, 
einen Betrag von 300 fl. hiefür an die Gemeinde zu bezahlen, 


weil einige Bauten vorhanden ſind, welche gemeinſchaftlichen Zwecken 


dienen, was auch vollkommen richtig iſt. 

Aus ſämmtlichen hergeſtellten Zubauten reſultiert ein Betrag 
von 6397 fl. 79 kr. In dieſem Betrage iſt aber auch die Her— 
ſtellung einer Rampe mit 700 fl. inbegriffen, welche nur für 
interne Zwecke dient. 

Ferner iſt darin der Betrag von 1537 fl. 20 kr. für das 
Amtsgebäude ganz eingeſtellt, während doch die Gemeinde mit der 
Hälfte participiert. Es wäre alſo richtig, daßs die Gemeinde die 
Hälfte dieſer Baukoſten auf ſich nimmt. 

Das bildet einen Betrag von 768 fl. 65 kr., fo daſs eigentlich 
auf die Gemeinde 1468 fl. 65 kr. entfällt, welcher Betrag von 
der Totalſumme per 6397 fl. 79 kr. in Abzug zu bringen wäre. 

„Wenn dies geſchieht, jo verbleibt ein Betrag von 4929 fl. 
14 kr. und wenn man hievon 5 Percent nimmt, ſo ergiebt dies 
246 fl. 45 kr. Das rar will, aber 300 fl. geben und daher 
glaube ich, daſs gegen dieſen Modus nichts einzuwenden wäre und 
daſs man ſich mit dem Pauſchale von 300 fl. begnügen könne. 


NN 
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Bezüglich der Brückenwage wird folgendes bemerkt. Das 
Finanzärar ſagt: „Wir ſtellen heute auf dem Centralviehmarkte 
ſechs Organe zu den Brückenwagen bei, die der Gemeinde gehören, 
und dienen dadurch der Bequemlichkeit des Publicums; falls nun 
die Gemeinde nicht darauf eingehen ſollte, dafs fie uns die Wagen 
nicht unentgeltlich benützen lässt, fo werden wir einfach auf unſere 
Koſten ein bis zwei Wagen herſtellen und dieſe mit zwei Organen 
bedienen; uns kommt das billiger, dieſe ſechs Organe koſten uns 
mehr und wir thun das nur zur Commodität des Publicums. Falls 
die Gemeinde nicht darauf eingeht, reflectieren wir nicht mehr darauf 
und werden uns eigener Wagen bedienen.“ 

Ich glaube nun, es liegt im Intereſſe der Manipulation, dafs 
für Jene die etwas zu wägen haben, möglichſt viele Wagen zur 
Dispoſition ſtehen, und es iſt alſo viel beſſer, wenn ſechs Wagen 
da ſind, als zwei; daher beantragt der Stadtrath, dieſen Paſſus 
fallen zu laſſen und ſich mit dem Antrage des Finanzärars zu 
begnügen. 

Bezüglich der Beheizung, Beleuchtung und Einrichtung erklärt 
das Arar, die Koſten zu übernehmen. 

Ich bitte Sie alſo, den Antrag des Stadtrathes anzunehmen, 
der folgendermaßen lautet: 

In theilweiſer Abänderung des Plenarbeſchluſſes 
vom 29. September 1891, 3. 555, ſei der Finanz— 
verwaltung die Benützung der anläſslich der Einführung 
des neuen Verzehrungsſteuer-Tarifes auf dem Wiener 
Centralviehmarkte für finanzielle Zwecke zu ſchaffenden 
Localitäten, ſowie die Mitbenützung der ſtädt. Brücken— 
wagen ſeitens der Finanzorgane um den jährlichen 
Pauſchalmietzins von 300 fl. gegen dem zu geſtatten, 
dass die Einrichtung, Beheizung und Beleuchtung der, 


finanziellen Zwecken dienenden Localitäten von der 
Finanzverwaltung ſelbſt auf eigene Koſten beſorgt 
werden. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht Jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Ich bitte die Herren, welche zu— 
ſtimmen, die Hand zu erheben. Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

In theilweiſer Abänderung des Plenarbeſchluſſes 
vom 29. September 1891, 3. 555, ſei der Finanz— 
verwaltung die Benützung der anläſslich der Ein— 
führung des neuen Verzehrungsſteuer-Tarifes auf 
dem Wiener Centralviehmarkte für finanzielle Zwecke. 
zu ſchaffenden Localitäten, ſowie die Mitbenützung 
der ſtädt. Brückenwagen ſeitens der Finanzorgane 
um den jährlichen Pauſchalmietzins von 300 fl. gegen 

daſs die Einrichtung, Beheizung 
und Beleuchtung der, finanziellen Zwecken dienenden 
Localitäten von der Finanzverwaltung ſelbſt auf eigene 
Koſten beſorgt werden. | 


dem zu gejtatten, 


15. Gem.-Nath Dr. v. Billing: Meine Herren! Ich habe 
zuerſt über ein Stück zu referieren bezüglich deſſen der Antrag 
auf der gedruckten Tagesordnung ſteht, es handelt ſich um das 
Anſuchen der Buchhaltung auf Bewilligung eines Zuſchuſs-Credites 
von 18.500 fl. zur Rubrik „Auslagen für Commiſſionen, 
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Wagengebüren, Reiſekoſten und Diäten.“ Nach dem 
diesbezüglichen Berichte der Buchhaltung war dieſe Rubrik bis 
Ende September des Vorjahres bereits weitaus überſchritten und 
mit Rückſicht auf den Betrag, der vom October bis December 
mit der Summe von 8000 fl. erforderlich ſchien, war dieſe Rubrik 
in dem Betrage von 62.609 fl. in Anſpruch genommen, während ſie 
bloß mit der Summe von 44.160 fl. präliminiert war, fo zwar, dais in 
der That ein Überfchufs von 18.549 fl. ſich ergiebt, der Stadtrath 
hat dieſen Akt genau geprüft, ziffermäßig ſowohl als nach Maß— 
gabe der Urſache und hat vor allem gefunden, daßs gewiſſe Poſten, 
welche auf dieſem Conto gebucht” waren, eigentlich nicht auf 
denſelben gehört hatten und auch auf Grundlage ſpecieller 
Gemeinderaths-Beſchlüſſe auf andere Contos, insbeſondere auf den 
Reſervefond, gehören. Der eigentliche Abgang beträgt daher nur 
11.000 fl. Dies iſt nur eine formelle Sache, im Allgemeinen iſt 
thatſächlich um 18.500 fl. mehr verausgabt worden, als präliminiert 
war. So bedauerlich dieſe Mehrausgabe iſt, ſo kann in dieſem Jahre, 
beziehungsweiſe in dem Vorjahre dieſe Mehrausgabe wohl entſchuldigt 
oder gerechtfertigt erſcheinen, nachdem die Vorarbeiten für die Vereini— 
gung der Vororte thatſächlich eine ſolche coloſſale Maſſe von 
Commiſſionen nothwendig gemacht haben, wie in keinem anderen 
Jahre, was wohl ſpäter nicht mehr vorkommen wird (Rufe links: 
„Alle Jahre!“). Ich glaube nicht. Es iſt daher dem Stadrathe 
nichts übrig geblieben, als den Antrag zu ſtellen, es möge der 
Gemeinderath dieſen Zuſchuſs bewilligen. 

Ich werde ſofort zu einem Referate kommen, welches, wie ich 
glaube, einen Riegel vorſchieben wird, damit künftig eine derartige 
Überſchreitung nicht vorkomme. Ich bitte daher für das vergangene 
Jahr dieſen Zuſchuſscredit zu bewilligen. 


Gem.-Rath Hawranek: Meine Herren! Ich bin mit dieſem 


gar nicht einverſtanden, es kommen alljährlich Überſchreitungen dieſer 


Rubrik: „Diäten und Wag enpauſchalien“ vor. Wenn 


Einer z. B. auf der Landſtraße bei der Tegetthoffbrücke etwas zu 
collaudieren hat, ſo beſtellen ſich die betreffenden Organe auf die 
Landſtraße; ſie haben dann Diäten und Wagengebüren, was in 
der Stadt nicht der Fall wäre. Es iſt wirklich ein Vorgehen, 
welches überhaupt nicht passt. | 

Es wird mit den Wagenpauſchalgeldern jo gewirtſchaftet, dass 
es wirklich zum Erbarmen iſt. Wenn z. B. eine Gaslaterne mehr 
aufgeſtellt, oder eine halbnächtige in eine ganznächtige verwandelt 
werden ſoll, intervenieren die Buchhaltung, der Magiſtrat und ein 
Ingenieur. Die beanſpruchen alle Wagengelder. Das mußs abge⸗ 
ſchafft werden. Es ſoll einfach der Bezirksausſchuſs oder der Ingenieur 
die Erhebungen pflegen, das iſt auch gut. Der Buchhalteriſt 
verſteht gar nichts, der Magiſtratsconcipiſt auch nicht, und was 
der Ingenieur oder Bezirksausſchufs jagen, geſchieht. Ich glaube, 
daſs mit den Wagenpauſchalgeldern beſſer gewirtſchaftet werden 
ſolle. Ich ſtimme überhaupt gegen dieſe Überſchreitung. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht noch Jemand 
das Wort? (Iſt nicht der Fall.) 


Referent: Ich habe nur wenig zu bemerken. Dagegen zu 


ſtimmen, iſt wohl thatſächlich nicht möglich, aus dem Grunde, 


weil die Poſt bereits ausgegeben iſt. (Rufe links: Es ſoll nicht 
ausgegeben werden!) Das iſt ein rein formaler Akt. Was die 
Bemerkungen des Herren Collegen betrifft, ſo komme ich mit dem 
Referate, betreffend die Regulierung der Commiſſionsgebüren, und 
wenn er die Güte hat, dieſem meinem Referat zu folgen, ſo glaube 
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ich wenigſtens annehmen zu können, dafs ſeine Wünſche befriedigt 
ſein werden. 

Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter: Herr Gem.⸗Rath Stehlik 
wünſcht zu einer Bemerkung das Wort. 


Gem.-Nath Stehlik: Die Geſchichte iſt nicht fo gleichgiltig, 
als man denkt, denn 84.000 fl. für Koſtgelder, Wagen- und Reiſe⸗ 
Auslagen iſt ein koloſſaler Betrag. (Rufe: Es find nur 62.000 fl.!) 
Wenn bei Baulichkeiten Commiſſionen ftattfinden, ſo müſſen dieſe 
vom Bauherrn bezahlt werden. Wenn Jemand eine Reiſe macht, 
ſo kann er dieſe verſchiedenartig machen, natürlich, wenn die Herren 
auf Communekoſten reiſen, dann reiſen ſie bequem und anſtändig; 
aber man ſollte ſpecificierte Rechnungen verlangen, damit man 
ſieht, was für Koſtgelder, Wagengebüren und andere Reiſe⸗Aus⸗ 
lagen gefordert wird. Solche Rechnungen ſollte man uns vorlegen. 
(Rufe: Der Ausweis liegt vor!) Es war eine Debatte, wo es ſich 
um Kreuzer gehandelt hat, da hat man uns die Sache vorgehalten; 
ſehen Sie, hier iſt ein wunder Punkt, worüber wir zu ſprechen 
haben. Es handelt ſich um 84.000 fl. (Rufe: 62.000 fl.!) und 
eine Überſchreitung von 18.000 fl. Sagen Sie uns wenigſtens, 
ob die Herren mehr gegeſſen haben, oder ob ſie mehr gefahren 
oder gereist ſind, das Alles ſoll erwogen werden. Ich habe bereits 
erwähnt, daſs die Commiſſionen bei Baulichkeiten bezahlt werden. 
Die Commiſſionskoſten ſind ſehr bedeutende, davon könnte ein 
Überſchuss erzielt werden, welcher zur Bezahlung anderer Commiſ— 
ſionskoſten verwendet werden könnte. 

84.000 fl. ſind eine coloſſale Auslage, und wenn Jemand 
eine Reiſe machen will, ſo ſoll er uns vorerſt ſagen, was ſie koſtet, 
und finden wir die Rechnung zu hoch, ſo werden wir ſie herab— 
ſetzen! | 

Gem.-Nath Bärkl: Es iſt nicht zu verkennen, dafs dieſe 
Rubrik IV, 16: „Diäten, Commiſſionsgebüren und Koſtgelder“ 
eine ſehr böſe Poſt iſt. Ich verſichere die Herren, es iſt noch kein 
Jahr vergangen, dajs nicht eine Überſchreitung bei dieſer Poſition 
ſich ergeben hätte. Die Finanzſection hat dem bereits Rechnung 
getragen; es handelt ſich da um eine jährliche überſchreitung. Die 
Präliminarpoſition hat ſchon 80.000 fl. betragen, und doch wurde 


fie überſchritten. Es wurde bereits ein ſpecieller Referent beſtellt, 


der im Einvernehmen mit dem Oberbuchhalter die Details dieſer 
Poſt zu prüfen hatte, und es hat ſich ergeben, daſs der ganze Betrag bis 
auf einen Kreuzer ordnungsmäßig verbraucht worden iſt. Man mufg 
nur gerecht ſein! Es kommen Commiſſionen vor, welche ſich nicht 
aufſchieben laſſen, da kann man nicht ſagen, es ift kein Geld mehr 
da. Wenn keine Bedeckung vorhanden iſt, ſo weist dies die Buch⸗ 
haltung nach, und es mußs ein Zuſchuſscredit verlangt werden. Das 
Referat ſteht ſeit December v. J. auf der Tagesordnung und 
würde heute auch noch nicht zum Referate kommen, wenn nicht im 
Landtage eine Sitzung wäre. Ich wünſche, dass das Referat er⸗ 
ſtattet werde, und will infolge deſſen die Sache nicht weiter aus⸗ 
führen. Ich werde dem Referate, welches der Referent vortragen 


wird, mit Aufmerkſamkeit zuhören. 


Aber dieſe Poſt gab immer zu großen Debatten Anlafs, nicht 
nur im Plenum, nein, auch in der Finanzſection. Dieſe letztere 


hat ſich überzeugt durch Einvernahme der Buchhaltung, dais kein 


Geld übriggeblieben iſt, ich wüfste nicht, in welcher Form. 

Das iſt nicht der Fall. Es iſt leider ſo, und in dieſem Jahre 
iſt es umſomehr gerechtfertigt. Eine Verweigerung gibt es nicht, 
das Geld iſt ausgegeben. Wahr iſt es, das die großen Commiſ⸗ 
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fionen bezüglich der Einverleibung der Vororte mehr Auslagen 
veranlaſst haben, daher werde ich meine Zuſtimmung nicht ver— 
weigern. 

Referent Gem.-Nath Dr. v. Billing: Ich habe nur 
dankbar anzuerkennen, dass der unmittelbare Herr Vorredner das 
Referat, welches bereits vorliegt, durchgeſehen hat, während das 
bei den beiden früheren Herren Rednern nicht geſchehen zu ſein 
ſcheint. Ich bin daher in Verlegenheit, zu meinem Referate zu 
ſchreiten. In dieſem Referate ſollen beſtimmte Sachen geregelt 
werden. Hiebei den Wünſchen der Herren Rechnung zu tragen, iſt 
in dieſem Falle nicht möglich, und ich bitte daher um Genehmigung 
der Anträge. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Da ein Gegen-Antrag 
nicht geſtellt worden iſt, bitte ich jene Herren, welche dem Antrage 
des Herrn Referenten, die Überſchreitung zu paſſieren, zuſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) — Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen: 

Der ſtädtiſchen Buchhaltung einen Zuſchuſscredit 
von 18.500 fl. zur Rubr. IV, 16 „Auslagen für 
Commiſſionen, Wagengebüren, Reiſekoſten und Diäten“ 
zu bewilligen. 


Referent Gem.-»Rath Dr. v. Villing: Nummer 188. 
Wir kommen in natürlicher Conſequenz dieſer Sache zu Nr. 198, 
und da mußs ich mit den Klagen beginnen, welche von den früheren 
Vorrednern vorgebracht worden ſind, und ſich im großen Ganzen 
als richtig herausgeſtellt haben. Der Kampf um die Herabſetzung 
der ſogenannten Commiſſionsgebüren, Wagengelder u. dgl. war kein 
kurzer. Ich conſtatiere, dafs dieſe Frage ſeit ungefähr 12 Jahren der 
Gegenſtand der Mühen und Sorgen verſchiedener Referenten war. 
Ich ſelbſt war in dieſer Beziehung in früheren Zeiten Referent, und es 
hat nahezu ſieben Jahre gedauert bis zu dem Momente, wo ich in 
der Lage war, Ihnen dieſes Referat vorlegen zu können. Die Ur⸗ 
ſache davon iſt leicht zu finden. Jedes derartige Referat iſt ein 
ſolches, welches ein gewiſſes Einkommen der Beamten ſchmälert, 
denn der Zweck eines ſolchen Referates iſt nicht die Erhöhung der 
Commiſſionsgebüren, ſondern die Ermäßigung derſelben, und es iſt 
natürlich, daſs in dieſer Richtung gerade von Seite der Executive 
eine gewiſſe ablehnende und abwehrende Haltung durch Jahre hin— 
durch beibehalten wurde; das mußs conſtatiert werden. 

Die Miſsſtände des bisherigen Syſtems waren folgende: 

Erſtens gab es bei den Commiſſionen eine ganze Menge ein⸗ 
zelner Gebüren: Commiſſionsgebüren, Wagengebüren, Diäten und 
alles mögliche. 

Zweitens war es ein Übelſtand, dajs jede Commiſſion, welche 
nicht im I. Bezirke zur Durchführung kam, thatſächlich mit dem 
Bezuge einer Gebür, und zwar einer verhältnismäßig nicht unbe- 
deutenden Gebür belaſtet war. 

Drittens kann nicht geleugnet werden, daſs die Commiſſionen 
oft ganz unnöthig abgehalten wurden, daſs Commiſſionen abgehalten 
wurden unter Beiziehung von Beamten, welche nicht nöthig waren, 
wenn ich auch nicht jo weit gehen will, dafs ich ſage, der betreffende 
Buchhaltungsbeamte oder Magiſtratsofficial habe von der Sache 
nichts verftanden; er verſtand fie gewijs, war aber dabei nicht 
nöthig. Es wurden Commiſſionen über Lappalien abgehalten, wo 
die Commiſſion thatſächlich mehr gekoſtet hat als die ganze Amts⸗ 
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handlung finanziell wert war. Kurz, es war eine Reihe von 
Miſsbräuchen, welche abzuſtellen es thatſächlich einen Kampf erfor- 
derte. Dieſer Kampf wurde endlich durch einen Sieg gekrönt, 
dadurch, dass die Vereinigung der Vororte kam und ſich hier die 
Situation in weſentlicher Weiſe änderte. Anſtatt eines Centrums, 
von welchem aus Commiſſionen vorgenommen wurden, nämlich 
vom Rathhauſe aus, wurde nunmehr eine ganze Menge kleinerer 


Centren geſchaffen, eine ganze Menge neuer Amtsſitze; es find 


das die Bezirksämter, welche man nun als Amtsſitz der exponierten 
Beamten anſah, und es erſchien aus dem Grunde ſchon eine 
bedeutende Verbilligung der ganzen Manipulation und Amts— 
handlung möglich, dafs man nunmehr das Princip feſtſtellte, das 
jede Commiſſion, welche in dem Bezirke des Sitzes ſelbſt vorge— 
nommen wird, vollſtändig ohne Commiſſionsgebür durchgeführt 
werden mufs. Nur dann, wenn der betreffende Beamte ſich in 
einen andern Bezirk, und zwar in den nächſten Bezirk begibt, 
welcher als eine zweite Zone bezeichnet wird, wurde eine Gebür 
bewilligt, und zwar ſowohl für einen halben Tag, als für einen 
ganzen Tag und für die Nacht. Für die weiter entlegenen Bezirke 
wurde eine dritte Zone geſchaffen, endlich für jene angrenzenden 
Ortſchaften, welche nicht mehr zu Wien gehören und welche in 
dem Referate ausdrücklich und nominativ bezeichnet find, eine 
vierte Zone. Dadurch iſt nun erreicht, dafs, wie gejagt, ein großer 
Theil der numeriſchen verſchiedenartigen Commiſſionen wegfällt, 
weil der Beamte beiſpielsweiſe beim Bezirksamte A in dem Kreiſe 
des Bezirksamtes B naturgemäß keine Commiſſion vorzunehmen 
hat und weil er ſie in ſeinem eigenen Amtsſitze unentgeltlich zu 
beſorgen verpflichtet iſt. Abgeſehen von dieſer Eintheilung, welche 
nun zu einem gewiſſen Zonentarif führt und zu einer Zonenein— 
theilung, iſt nun zweitens durch den Stadtrath Vorſorge getroffen, 
daſs ſolche allgemeine, aber bindende Verpflichtungen für ver⸗ 
ſchiedenartige Amtsleiter gegeben wurden, daſs es auch künftig 
nicht mehr vorkommen kann, ſoll und hoffentlich auch wird, dass 
wegen Lappalien unnöthig abgebrochene oder überhaupt in Stücke 
zerlegte Commiſſionen ſtattfinden. Und es liegt nicht in der Ziffer, 
nicht in der Zoneneintheilung, ſondern darin, dass eben die Amts— 
leiter nunmehr dafür verantwortlich ſind, nur im Falle abſoluter 
Nothwendigkeit eine Commiſſion auszuschreiben, die Gewähr, daßs 
auch in dieſer Richtung das Commiſſionsweſen in geregelte Bahnen 
geleitet werden wird. 

Es iſt auch großer Miſsbrauch bei den Collaudierungen 
getrieben worden, und es liegt diesfalls ſchon ein Referat beim 


Magiſtrate, welches aber ſchon ziemlich lange in Berathung ſteht, 


aber noch nicht vorgelegt worden iſt. Dieſes Referat iſt heute noch 
nicht Gegenſtand des Vortrags, aber es iſt jedenfalls angemeſſen, 
den Magiſtrat anzuweiſen, dieſes Referat endlich einmal vorzulegen, 
damit in dem Collaudierungsweſen eine entſprechende Verringerung 
eintrete. Weiters hatte es aber auch der Stadtrath für angemeſſen 
erachtet, eine gewiſſe Controle ſelbſt zu üben, indem die Buch⸗ 
haltung beauftragt werden ſoll, halbjährlich Bericht zu geben, in 
welchem bezüglich jedes einzelnen Departements oder Amtes ange- 
geben wird, welche Commiſſionen und mit welchen Gebüren dieſelben 
durchgeführt wurden, um eventuell den Stadtrath in die Lage zu 
verſetzen, ſich an den Bürgermeiſter zu wenden, um vorkommende 
Miſsbräuche und Unzukömmlichkeiten in entſprechender Weiſe kraft 
Verantwortlichkeit der Amtsleiter auch abzuſtellen. 

Was nun die Gebüren ſelbſt betrifft, wurde Ihnen eine 
Gebürentabelle gedruckt vorgelegt. Tarif I zerfällt in 2 Theile. 
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Der erſte Theil, die ſogenannten Augenſcheinsgebüren werden 
heute von uns unberührt gelaſſen, und zwar aus folgendem Grunde: 
Dieſe Gebüren beruhen nicht auf der Feſtſtellung von Seite des 
Gemeinderathes, ſondern auf Landesgeſetzen, auf Bauordnungen, 
auf dem Sanitätsgeſetze; es find die Fälle, in denen ſolche poli- 
tiſche Augenſcheine vorzunehmen ſind, im Geſetze genau vorge— 
ſchrieben, auch die Tarifſätze dafür und werden dieſe Beträge von 
Seite der Partei auf Grundlage des Geſetzes uns zurückerſtattet. 

An dieſem Tarife, das iſt der Tarif I A, etwas zu ändern, 
iſt heute nicht die Zeit; es wäre auch gar kein Anlaſs dazu vor- 
handen, nachdem da irgend etwas Überflüſſiges zu machen thatſächlich 
nicht möglich iſt. 

Was die Commiſſionsgebüren für jene Commiſſionen betrifft, 
welche der ſtädtiſche Beamte, ſei es im eigenen oder im übertragenen 
Wirkungskreiſe der Gemeinde 1 zu vollziehen hat, ſo beruht, 
wie ich Ihnen geſagt habe, das Princip darin, dafs an den 
betreffenden Beamten nur dann eine Gebür zu zahlen iſt, wenn 
er mehr als einen halben Tag oder wenn er außer ſeinem engeren 
Wohnſitze, das iſt dem Magiſtrate oder Bezirksamte, die Commiſſion 
zu verrichten hat. Iſt das nicht der Fall, hat er keine Gebür zu 
beziehen. 5 

Der ee hatte eine Gebürenſcala — ſie befindet ſich 
auf Seite 5 des gedruckten Referates — vorgelegt, worin vorge— 
ſchlagen wurde, daſs, wenn der Beamte ſich in die 2. Zone, in 
den nächſt gelegenen Bezirk begibt, er als Commiſſionsgebür 2 fl., 
in der 3. Zone 3 fl., in der 4. Zone 4 fl. zu beziehen hat. 

Hieran hat der Stadtrath nichts geändert. Es iſt die Wagen— 
gebür und eventuell das Koſtgeld darin enthalten und die Gebür 
gewiss eine ſehr mäßige; fie iſt thatſächlich um jo mäßiger, als 
die Commiſſionen früher nahezu das Dreifache dieſer Gebür 
ausgemacht haben. 

Handelt es ſich um eine Commiſſion, welche einen ganzen 
Tag oder eine halbe Nacht in Anſpruch nimmt, ſo hat der Magi— 
ſtrat die Sätze von 2 fl., 3 fl., 4 fl. 50 kr. und 6 fl. beantragt. 
Hier hat der Stadtrath eine Herabſetzung getroffen, indem er 
Ihnen beantragt, es ſei der Betrag auf 2 fl., 3 fl., 4 fl. und 5 fl. 
herunterzuſetzen. Wenn es ſich um eine Commiſſion handelt, die 
die ganze Nacht in Anſpruch nimmt — es ſind das ſehr ſelten 
vorkommende Commiſſionen — ſo hat auch hier, wie ich ſpäter 
erweiſen werde, der Stadtrath die Sätze des Magiſtrates, welche 
4, 6 und 8 fl. lauteten, herabgeſetzt. Was die Zoneneintheilung 
betrifft, ſo ſehen Sie auf Seite 4 eine inſtructive Mittheilung, 
wo ſich eine erſte, eine zweite, eine dritte Zone befindet, und es 
iſt vom Magiſtrate vorgeſchlagen worden, es ſeien die Bezirke I, 
IV, VII- IX, XIV und XV als erſte Zone, alſo gebürenfrei zu 
betrachten, dagegen ſeien vom Bezirke III, d. i. Landſtraße und V, 

i. Margarethen einige Theile, welche über der Gürtelſtraße 
liegen, als zweite Zone, alſo nicht zum Bezirk gehörig, zu betrachten. 
Der Stadtrath iſt darauf nicht eingegangen, weil er keinen Anlaſs 
findet, politiſche Bezirksgrenzen wegen einer Gebür zu zerreißen 
und abzugrenzen, ſondern er ſchlägt vor, dieſe Theile, welche ja 
nicht allzuweit über die Gürtelſtraße hinaus liegen, als zum Bezirke 
gehörig gelten zu laſſen. Die weiteren Bezirke X, XI, XII, XIII, 
XVI, XVII, XVIII und XIX muſsten wegen den coloſſalen Aus⸗ 


dehnungen thatſächlich in zwei Zonen getheilt werden, fo dass jener 


Theil, in welchem der Amtsſitz iſt, der andere 


entlegene Theil als zweite Zone betrachtet wird. 


als eine Zone, 


Endlich iſt den | 


Herren auch das Magiſtratsreferat, betreffend das Normale, vor⸗ 
gelegt worden. 


Der Stadtrath hat vorerſt aus dieſem Normale alles aus⸗ 
geſchieden, was ſich auf Diäten und Reiſekoſten bezieht, nachdem 
der Stadtrath daran feſthält, dafs Diäten und Reiſekoſten, d. h. 
Koſten von Reiſen über die Umgebung Wiens hinaus, eventuell 
außer Oſterreich, thatſächlich ſeparat zu behandeln ſind und dieſe 
Behandlung erſt mit dem Rangsclaſſenſyſtem, welches der Herr 
Bürgermeiſter vorlegen ſoll, zum Durchbruche kommen ſoll. 


Der Stadtrath beſchloſs daher vorläufig, der Deutlichkeit 
halber aus dieſem Normale alles auszuſcheiden, was ſich auf 
Diäten und Reiſekoſten bezieht, und nur jene Gebüren ſtehen zu 
laſſen, welche ſich auf Wien und Umgebung beziehen. 


Übrigens hat der Stadtrath den §. 7 aus eigener Initiative 
in entſchiedener Weiſe geändert, nachdem in dieſem Paragraphe 
eigentlich der Kernpunkt der ganzen Sache liegt. Es ſind da die 
Grundſätze gegeben, nach welchen die e zur Aus⸗ 
ſchreibung kommen ſollen. 


Das ſind die Grundzüge des Referates, welches ich mir zu 
erſtatten erlaube. 

Ich bin bereit, wenn es zu einer Debatte kommt, 
wünſchte Aufklärung zu geben. 


Ich komme zu den Anträgen, welche der Stadtrath zur An— 
nahme empfiehlt, wobei ich bemerke, dafs die Buchhaltung ſelbſt 
annimmt, daſs durch die einſchneidenden Veränderungen, welche 
vorgenommen werden, durch die genaue Abgrenzung und Normierung 
dieſer Bezüge mindeſtens 20.000 fl. werden erſpart werden. 


Die Anträge find folgende (liest): 


J. Der Tarif IA (Augenſcheinstaxen) wird bis auf weiteres 
unverändert belaſſen. 

II. Die beantragte Einführung einer einheitlichen „Ent⸗ 
fernungsgebür“ an Stelle der bisher bei Commiſſionen und 
Amtshandlungen außer dem Amtsſitze der ſtädtiſchen Beamten 
üblich geweſenen Commiſſions- und Wagengebüren un Rofigefber 
wird genehmigt. 


III. Der Entfernungsgebürentarif und die 8 
(IB) wird mit der Modification genehmigt, dafs die Gebür für 
den ganzen Tag oder die halbe Nacht in der I. Zone mit 2 fl., 
in der II. Zone mit 3 fl., in der III. Zone mit 4 fl., in der 
IV. Zone mit 5 fl. — jene für eine ganze Nacht in der J. Zone 
mit 3 fl., in der II. Zone mit 4 fl., in der III. Zone mit 5 fl. 
und in der IV. Zone mit 6 fl. bemeſſen werden, ferner, dafs die 
Ausſcheidung der Bezirkstheile III b und Wo und die Zuweiſung 
derſelben zu den Bezirken XI und XII in Wegfall kommt, die⸗ 
ſelben ſomit in der J. Zone verbleiben. 


IV. Die Tarife für die Botengänge und Begleitungsgebüren, 
dann für die Koſtgelder und Zehrgelder (Tarif II) werden mit 


ehe ge⸗ 


dem Beifügen genehmigt, dafs bei Bezug einer Entfernungsgebür 


ſelbſtverſtändlich irgend ein Koſtgeld nicht in Aufrechnung zu 
kommen hat. 


V. Das vorgelegte Normale wird mit ee Ande⸗ 


rungen genehmigt, und zwar: 


1. Alle Punkte (SS. 2, 4—6, 8, 9.— , Weich ſich auf 91 
Diäten und Reiſekoſten beziehen, ſind dermalen auszuſcheiden und 
iſt ſeinerzeit bei Vorlage des Berichtes über dieſe Gebüren ein 
abgeſondertes Normale vorzulegen. 
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2. §. 7 hat folgendermaßen zu lauten: 


„Die ſtädtiſchen Bedienſteten find verpflichtet, die ihnen zuge 


wieſenen Commiſſionen und Amtshandlungen in kürzeſter Friſt und 
mit möglichſter Schonung der ſtädtiſchen Finanzen auszuführen.“ 


Die Leiter der ſtädtiſchen Amter und Departements ſind unter. 


ihrer eigenen. Verantwortung verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, 
d) daſs Commiſſionen nur in Fällen nachweisbarer Noth— 
wendigkeit und nur dann angeordnet werden, wenn der finanzielle 


Effect der Amtshandlung mit den Koſten der Commiſſion in einem 


angemeſſenen Verhältniſſe ſteht; 

„b) dass alle den Verhandlungsfall betreffenden Erhebungen 
MN Amtshandlungen möglichſt bei einer Commiſſion in einem 
Zuge durchgeführt werden; 


c) dass zu den Commiſſtonen in der Regel nur ein e 


Beamter. entſendet wird, und dass die Beiziehung anderer Beamten 
(der Buchhaltung, des Stadtbauamtes und anderer Amter) nur 
im Falle erwieſener Nothwendigkeit oder eines erweislichen Vor⸗ 
theiles für die ſtädtiſchen Finanzen zu erfolgen habe. Dieſe Be 


ziehung hat nur über Weiſung des Amtsleiters, welcher die En 


miſſion anordnet, zu geſchehen; 
d) dafs möglichſt viele Commiſſionen in unmittelbarer Auf— 


einanderfolge in einem Beil raume (Halbtag, ganzer Tag) und in 


einer Zone durchgeführt werden; 

e) daßs für den Beginn der Commiſſionen eine Stunde 
beſtimmt werd, 
in einer Tageshälfte zuläfst, und dafs ſolche Commiſſionen in der 
nee für die Nachmittage anberaumt werden; 

) daſs für mehrere in einem Zeitraume (Halbtag, Tag oder 
Nacht durchgeführte Commiſſionen die Entfernungsgebür nur 
einmal in Anrechnung komme. | 

VI. Der Magiſtrat wird aufgefordert, das bereits ſeit längerer 
geit in Verhandlung ſtehende „Normale für die Vornahme von 


Collaudierungen“ den derzeitigen Verhältniſſen angepaßt, und die 


Anträge, betreffend der Regelung der Diäten und Reiſegebüren 
a Durchführung des Rangsclaſſenſyſtems vorzulegen. 

VII. Die Buchhaltung wird beauftragt, ſummariſche Semeſtral— 
ausweiſe über die von den ſtädtiſchen Amtern und Departements 
durchgeführten Commiſſionen und Amtshandlungen, für welche 
Eutfernungsgebüren entfielen, dem Stadtrathe vorzulegen. 

Der Stadtrath glaubt hiemit ſowohl in ziffernmäßiger De: 


ziehung als auch in Bezug auf die möglichſte Einengung der Zahl. 


der Counmiſſionen, ſowie auf die Ermöglichung einer Controle ab— 
zielende und zweckdienliche Anträge geſtellt zu . au bittet 
Sie um Annahme derſelben. 

Der Stadtrath iſt ſich zwar vollkommen klar, dafs auch dieſes 
Referat durchaus nicht ein ſolches iſt, welches nicht Verbeſſerungen 
brauchte, allein ein ſolches Normale mus erſt, wie man jagt, durch— 
gekoſtet werden, das heurige Jahr! iſt überhaupt in Allem und Jedem 
ein Verſuchs⸗ und Erfahrungsjahr und der Stadtrath wird wohl 
in der Lage fein, am Schluſſe des Jahres an der Hand der vor⸗ 
gelegten Berichte der ſtädtiſchen Buchhaltung prüfen zu können, ob 
„dieſe Anträge genügen, ob fie in mancher Beziehung vielleicht Härten 
haben oder vielleicht zu lange ſind, und wird nicht ermangeln, an 
der Hand der Erfahrung mit eventuellen Abänderungs— Anträgen 
an Sie heranzutreten. 

Es iſt aber nothwendig, meine Herren, dafs dieſe Frage ſo 

Hash als möglich erledigt wird, denn es ift, um den Beſchlüſſen 
des Gemeinderathes nicht vorzugreifen, Vorſorge getroffen worden, 


„ — — —— — , — =, 


| daſs vom 1. 


welche die Durchführung derſelben möglichſt in | 
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Jänner ab die bisher durchgeführten Commiſſionen 
vorläufig nicht mit. einer Gebür bedacht werden, ſondern in 
suspenso bleiben, bis zu dem Momente, wo Sie dieſes Gebüren⸗ 
Normale genehmigt haben. 

Ich würde Sie alſo bitten, mit Rückſicht darauf, dass dieſes 
Normale wieder nur ein Verſuch iſt, der erſt der Erfahrung be— 
darf, die Anträge des Stadtrathes zu genehmigen. 

Gem. -Rath Noſenſtingl: Auf der Tagesordnung der heutigen 
Sitzung ſtand die Fortſetzung der Debatte über die Verkehrs⸗ 
anlagen. 

Nun ſind wegen des Landtages verſchiedene andere Dinge zur 


Debatte geſtellt worden und Sie müſſen verzeihen, wenn ich heute 
nur 


ſprungweiſe das Eine oder Andere, was mir aufgefallen 
iſt, erwähne, und wenn ich die Sache nicht ſo eingehend behandeln 
kann, wie ich glaube, daſs dieſelbe es verdienen würde. Sie müſſen 
auch verzeihen, wenn ich die ganze Geſchichte vielleicht etwas tragiſcher 
nehme als ſie wirklich iſt. Ich bitte von Vornherein um Verzeihung, 
und zwar mit der Motivierung — Sie können ſich meine Lage denken 
— daßs ich jo lange Communalbeamter war, und, wenn eine ſolche 
Sache zur Verhandlung kommt, man ſich unwillkürlich in jene 
Zeit verſetzt fühlt und ſich fragt: „Was würdeſt Du ſagen, wenn 
Du als Beamter das leſen würdeſt, was a Du für eine 
Meinung ?" | 

Ich verſetze mich ſo in jene Zeit; wenn es vielleicht da etwas 
anders herausklingt, was Sie dem Gemeinderathe nicht verzeihen 
könnten, ſo werden Sie vielleicht etwas milder urtheilen, wenn 
Sie meine perſönliche Lage in Betracht ziehen. Es iſt hier: 
beabſichtigt, verſchiedene Anderungen vorzunehmen und es iſt beab— 


ſichtigt, Verſchiedenes ſtehen zu laſſen, nämlich die Diäten, Reiſe— 
gebüren u. |. w., 
rungsgebüren u. ſ. w. ebenfalls; es iſt in Ausſicht, dafs fie dem⸗ 


werden vorläufig ſtehen gelaſſen, die Collaudie— 
nächſt auf der Tagesordnung erſcheinen werden; ich möchte aber 
wünſchen, dafs dieſe ganzen Dinge zuſammen behandelt werden. 
Ich hätte aber etwas Anderes noch mehr gewünscht, dafs zuerſt 
jene Frage zur Behandlung genommen würde, auf welche die 
Beamten der Commune nun ſeit 2 Jahren warten, nämlich auf 
die Regulierung und die Rangsclaſſen-Eintheilung. Die Beamten 
geben ſich der Hoffnung hin, dafs mit der Rangsclaſſen-Einth heilung 
eine Verbeſſerung ihrer Lage eintreten werde; ich weiß nicht in⸗ 
wiefern dieſe Hoffnung gerechtfertigt iſt; aber ſie haben dieſe 
Hoffnung und warten nun mit Ungeduld, bis der Gemeinderath 
ſich mit der Sache beſchäftigt, und darüber debattiert wird. Nun 
kommt dieſes Referat, welche jene Frage, von der die Beamten 
mit einer gewiſſen Hoffnungsfrendigkeit die Verbeſſerung ihrer 
Lage erwarten, nicht beantwortet. 

Sie können ſich leicht denken, dafs dieſe e Vorlage gerade den 
entgegengeſetzten Eindruck macht; es handelt ſich lediglich, eine 
Streichung vorzunehmen und das Budget zu verringern; ich gebe 
es von vornherein zu, ich habe es ſelbſt miterlebt, in jedem Bureau 
gibt es ſogenannte „Schneider“, das iſt der -technifche Ausdruck, 
„Diätenſchneider“. Es wird wirklich geſündigt, ich gebe das 
auch zu, aber Sie laufen Gefahr, das Kind mit dem Bade auszu⸗ 
ſchütten, das iſt nicht allgemein, es ſind Ausnahmen und iſt es 
nicht gut, für ſolche Ausnahmen die Bu Beamtenſchaft oder 
ganze Bureaux büßen zu laſſen. 

Das iſt nicht recht. Man kommt ſehr leicht in dieſe Gefahr. 
Ich will auch nicht unterſuchen, ob es richtig oder unrichtig iſt, 


dass heutzutage alle Beamten, welche mit auswärtigen Commifjtoneit 
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oder Dienſtleiſtungen zu thun haben, mit dieſen Commiſſionen und 
Diäten gewiſſermaßen rechnen, ſie budgetieren, ſie ſagen, je nach— 
dem Einer in einem Bureau iſt: „Mein Gehalt beträgt ſo viel, 
das Quartiergeld ſo viel, die Commiſſionen werden ſo viel aus— 
machen“. Man rechnet damit. Ich für meine Perſon glaube, dass 
das nicht richtig iſt, glaube, daſs er nicht damit rechnen ſoll, dass 
dies eine Einnahme iſt, aber die Herren rechnen damit, und wenn 
ihnen was weggenommen wird, ſo ſagen ſie, wir ſind geſchädigt 
worden. Ich will nicht jagen, daſs dieſer Ausſpruch richtig iſt, 
aber die Herren find der feſten Meinung, dajs das nur deshalb 
gemacht wird, um ihnen was aus der Hand zu reißen. Es haben 
mir ſchon mehrere Beamte offen in's Geſicht geſagt: „Dazu hat 
der Stadtrath keine Zeit, die Rangsclaſſen-Eintheilung zu ſchaffen; 
ſie iſt ſchon ſeit 2 Jahren verſprochen, aber dazu iſt keine Zeit, 
weil wir da etwas bekommen könnten; dazu hat aber der Stadt— 
rath ſofort Zeit, daſs er uns noch etwas wegnimmt, jetzt wo im 
Reichsrathe eine Unzahl von Petitionen eingereicht wird, um die 
Lage der Beamtenſchaft zu verbeſſern und die Theuerung zu 
paralyſieren. In dieſem Moment tritt der Stadtrath hervor und ſagt: 
wir werden Euch noch ein Bischen Eure Bezüge beſchneiden. Das 
ſage ich nicht, das wird anderweitig geſagt, meine Herren. Ich füge 
bei, daſs Sie mich nicht vielleicht als Vertreter eines Claſſenintereſſes 
betrachten ſollen, ich habe das auch damals geſagt, wie ich candidiert 
habe. Ich werde dieſe Sache ſehr objectiv nehmen und ich wieder— 
hole auch hier, ich ſpreche nicht für die Beamten in dem Sinne, 
weil ich vielleicht fürchte, ich könnte das Mandat verlieren, dieſe 
Angſt habe ich nicht! Es liegt mir übrigens nicht viel daran, aber 
es iſt mir etwas Anderes wichtiger und wertvoller; mir ſcheint es 


wertvoller zu ſein, eine Beamtenſchaft zu haben, die Luſt, Liebe 


und Eifer zur Arbeit hat, eine Beamtenſchaft die Muth und Thaten— 
drang hat, kurz Militärambition beſitzt. Durch ſolche Dinge wird 
die Ambition in der Beamtenſchaft nicht gehoben und das würde 
ich ſehr bedauern. Nun, aus dieſem Grunde ſpreche ich zur Sache. 
Ich will nun einige Punkte hier erwähnen. Es iſt hier ein Para— 
graph aufgeführt. Ich weiß nicht, bietet er etwas Neues oder Altes. 
Es iſt ein principieller Gegenſtand und erlaube ich mir als Laie, 
ich werde von den Juriſten gerne eine Belehrung entgegennehmen, 
auf §. 3 hinzuweiſen, es heißt dort: 

„Die mit dieſer Vorſchrift ſyſtemiſierten Bezüge ſtellen eine 
Vergütung der Auslagen der Bedienſteten bei ſolchen Anläſſen, alſo 
für Zehrung, Unterkunft, Bedienung, Kleiderabnützung dann für 
Fahrgelegenheiten dar, ſie enthalten jedoch keine Entlohnung 
für die Arbeit des Bedienſteten, für welche derſelbe ſchon durch 
den Gehalt entſchädigt erſcheint und wozu er durch die Beſtimmungen 
der Dienſtpragmatik (§. 29) verpflichtet iſt. 

Nun, meine Herren, Sie hören hier von Halbtagarbeiten, von 
Ganztagarbeiten und von Halbnachtarbeiten und von Ganznacht— 
arbeiten. Nicht wahr? Alle dieſe Arbeiten werden nicht entlohnt, 
ſondern es wird nur eventuell der Wagen, den der Mann braucht, 
um hinzufahren, bezahlt; wenn er aber doch das Bedürfnis haben 
ſollte — wenn er den ganzen Tag oder die ganze Nacht draußen 
iſt — zu eſſen, jo mußs er das aus Eigenem beſtreiten. Mehr als 
den Wagen darf er nicht rechnen. Das habe ich in Parentheſe gejagt. 

Was ſteht nun in §. 29. Ich bitte die Juriſten um Ver⸗ 
gebung, dajs ich Ihnen ins Handwerk pfuſche. 

Da heißt es letzte Zeile: 

„Ebenſo iſt der ſtädtiſche Beamte zu allen ämtlichen Dienft- 

leiſtungen außer dem Amtslocale und bei Amtshandlungen innerhalb 
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des Gemeindegebietes auch Anſpruch auf beſondere Entlohnung 


verpflichtet.“ 


Jetzt möchte ich aber den §. 33 als Ergänzung dazuleſen. 
Hier heißt es: „Der ſtädtiſche Beamte hat die vorgeſchriebenen 
Amtsſtunden genau einzuhalten und, wenn es der Dienſt erfordert, 
zeitweilig auch länger zu arbeiten. Die Amtsſtunden werden im 
Allgemeinen mit 7 Stunden feſtgeſetzt; der Gemeinderath hat ſie 
aber auf 6 Stunden herabgeſetzt. Zu welcher Tageszeit das Amt 
zu beſuchen iſt, das wird weiter beſtimmt. Sie hören alſo: 

In dem einen Paragraphe heißt es: der Mann kann auch 
außerhalb des Amtes verwendet werden, ohne eine Entſchädigung 
beanſpruchen zu dürfen. In einem anderen Paragraphe heißt es: 
er habe ſo und ſo viele Stunden zu amtieren. Ich vermiſſe aber 
eine klare Beſtimmung, in der es heißen würde: der Mann habe 
außer der Bureauzeit und außerhalb des Amtes zu arbeiten, ohne 
dass er einen Anſpruch auf irgend eine Vergütung hätte. Ich glaube, 
daſs das nicht geſchadet hätte, wenn dies in den Paragraphen 
enthalten wäre, denn ich kann mit aller Mühe nur herausleſen, 
daſs man einerſeits den Beamten während der Bureauzeit im 
Bureau oder auf der Gaſſe verwenden kann, dass man ihn anderer- 
ſeits im Bureau nur 6 oder 7 Stunden verwenden kann. 


Ich leſe aber nicht heraus, dafs man ihn auch in der Nacht 
verwenden kann und daſs er dafür nicht einen Kreuzer Entſchädigung 
bekommen ſoll. (Rufe: Er bekommt ſie!) Ich bitte mich nicht zu 
unterbrechen. Hier iſt nur von Wagengeldern u. ſ. w. die Rede. 
Das iſt richtig. 

Es heißt aber hier ausdrücklich: „Für alle dieſe Arbeiten wird 
der Beamte nicht entlohnt, er hat ſeine Entlohnung in ſeinem 
Gehalte“. So heißt es im §. 3. Ich ſage nicht, daſs dieſem Para— 
graphe ein Zwang angethan werden ſoll, ſondern ich erlaube mir 
in aller Beſcheidenheit zu bemerken, daſs es doch gut wäre, wenn 
ſo etwas präciſe ausgedrückt wäre, d. h.: „Du haſt zu jeder Zeit 
und an jedem Orte zu arbeiten“, wie es z. B. beim Militär heißt: 
„Du haſt bei Waſſer, Feuer, Sturm und Gewitter zu dienen.“ Das 
braucht gar nicht jo weit geführt zu werden. Mir ſcheint, dafs 
man bei dieſer Gelegenheit dies jetzt noch hinzufügen könnte, wenn 
man einen Rechtstitel dafür hat. Wenn die Herren Juriſten (und 
ich beſcheide mich da) aus dieſem Paragraphe da herausfinden, 
daſs die Beamten zu jeder Tages- und Nachtzeit verwendet werden 
können, gut, dann iſt es mir auch recht. Es wäre nur gut, wenn 
das in der Dienſtespragmatik drinnen ſtünde, damit die Leute ſich 
nicht irren, und wenn ſie in's Amt eintreten, glauben, ich kann 
nur zu dem und dem verwendet werden, und damit ſie nicht 
unwillig ſind, wenn ſie zu etwas Anderem verpflichtet werden. Das 
wäre das Eine. 


Ich komme nun zu etwas Anderem. Es wird ein Zonentarif 
aufgeſtellt. Mit dieſen Zonentarifen iſt es eine eigene Sache. Es 
iſt da immer ſchwer, bei den Grenzen das Richtige zu treffen. 
Jetzt war es jo, dass der erſte Bezirk als Amtsbezirk für die 
Commiſſionsgebür ausgeſchloſſen war, erſt wenn in anderen Bezirken 
commiſſioniert wurde, hat der Betreffende etwas bekommen. Das 
iſt ganz ſchön, aber nicht ganz logiſch. Denn wenn z. B. Einer 
von hier, vom Rathhaus, ins geographiſche Inſtunt ymüber gieng, 
hat er 60 Schritte gemacht und eine Commiſſionsgebür bekommen. 
(Rufe: Jetzt bekommt er ſie auch!) Ich bitte! Wenn er auf den 
Franz Joſefs⸗Quai gegangen iſt, hat er keine Commiſſionsgebür 
bekommen. | 
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Mir ift, meine Herren, dieſe Logik nicht ganz einleuchtend. 
Allerdings wähle ich hier für mein Argument einen ganz nahen 
und einen entfernten Punkt, aber dieſe Dinge wiederholen ſich ſehr 
oft. Es iſt für den Beamten ganz gleichgiltig, ob er im I. oder 
im II. und III. Bezirke etwas zu thun hat, weil die meiſten 
Beamten nicht im I. Bezirke wohnen, ſondern nach 2 Uhr nach 
Hauſe und dann erſt zu ihren Commiſſionen gehen. Dann haben 
fie in den I. Bezirk noch weiter, als in die anderen Bezirke, z. B. 
in den VIII. und IX. Bezirk. Ich will dies nicht als Kritik aus— 
ſprechen, das iſt ſeit vielen Jahren ſo geſchehen, und ich weiß, wo— 
her das kommt. Die Urſache war eine flagrante Ausnützung der 
Commiſſionsgebüren. Man hat auch hier wieder das Kind mit 
dem Bade ausgegoſſen. Hier iſt es ähnlich. Sie haben ſtatt eines 
Amtsbezirkes 11 oder 12 ſolcher Centren, möchte ich ſagen, von 
denen aus im engeren Kreiſe nichts gerechnet werden darf, ſondern 
nur im weiteren Kreiſe. Da will ich Ihnen nur ein Beiſpiel ſagen. 
Die Strecke Rathhaus Brigittenau —Donauregulierungsgründe tft 
die dritte Zone; das iſt eine Entfernung von 6 Kilometer. Die 
Strecke Rathhaus —Gürtelſtraße iſt ebenfalls dritte Zone; das iſt 
eine Entfernung von 2 Kilometer. Nun, meine Herren, iſt die 
Gebür auf die Fiaker hin berechnet. Es wird nämlich angenommen, 
daſs der Beamte mit dem Fiaker hinaus- und wieder hereinfährt; 
ob er mit dem Fiaker fährt oder nicht, iſt natürlich Nebenſache, 
aber man mußs ſich ernſthaft ſtellen und wenn man jo etwas rechnet, 
ſo thut man ſo, als wenn man glaubte, er fährt mit dem Fiaker; 
ſonſt hat es ja gar keinen Sinn, ſonſt rede ich ja von ſolchen 
Wagengebüren nicht und ſage einfach, er bekommt das; wofür, 
das iſt egal. Wenn man aber glaubt, dafs der Fiaker 2 Kilometer 
und 6 Kilometer weit den Beamten um denſelben Preis führen 
wird, ſo iſt das doch nicht logiſch. Dasſelbe iſt der Fall mit der 
halben Nacht und mit der ganzen Nacht und da iſt eine Beſtim— 
mung in der Vorlage, die mich wirklich ſehr unangenehm berührt 
hat. Da heißt es: „Ein Anſpruch auf die Gebür für eine halbe 
Nacht von 6—12 Uhr oder von 12—5 Uhr tritt nur dann ein, 
wenn die Amtshandlung über drei Stunden erfordert oder ſich 
über die Mitternachtsſtunde erſtreckt.“ 

Nun, meine Herren, jetzt geht Einer um 8 oder ½9 Uhr 
Abends hinaus und macht ſeinen Dienſt bis 10 oder 11 Uhr ab. 
Nun iſt er fertig; Jetzt gienge ein vernünftiger Mann nach Hauſe. 
Der Mann iſt aber nicht vernünftig, wenn er nach Hauſe geht, 
weil er ja nichts kriegt; er muss noch eine Stunde ſtehen bleiben, 
dann bekommt er etwas, denn er mujs 3 Stunden dort bleiben, 
ſonſt bekommt er nichts. Oder er mußs ſchwindeln, er muss jagen 
„ich war 3 Stunden dort“, was nicht wahr iſt. Wie man über— 
haupt „vor Mitternacht“ und „nach Mitternacht“ in einen Topf 
werfen kann, iſt mir ganz unverſtändlich. Ich will dem Herrn 
nicht nahetreten, der dies gemacht hat, aber gewifs hat er wenige 
Nachtarbeiten gemacht; denn ich kann ſagen, aus einer Arbeit vor 


Mitternacht macht man ſich nichts daraus, wenn man um 12 oder - 


½51 Uhr nach Haufe kommt und ſich ausſchlafen kann. 

Wenn Einer aber — und das kommt vor — nach Mitter— 
nacht hinaus muſs, bekommt er auch nicht mehr, er bekommt nicht 
die ganze Nacht, ſondern nur die halbe Nacht und mußs wieder 
3 Stunden dort fein. Sie können ſich denken, daſs Jeder drei 
Stunden dort war! Nun ich glaube, man läſst fo etwas ſtehen; 
es erinnert mich das an eine Schulordnung, wir haben aber 
Männer in unſeren Amtern. Wenn Einer in der Nacht hinaus 
muss, iſt es bitter genug. Ich möchte den Herren Stadträthen 
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nicht wünſchen, einmal eine Nacht draußen in Sturm und Wetter 
zubringen zu müſſen; ich möchte die Expensnote für ſo eine Nacht 
ſehen (Heiterkeit links) 50 fl. macht das ganz gewis und ich weiss 
nicht, ob die Herren eine zweite Nacht auch noch mitmachen 
würden. (Heiterkeit. ) | 

Hier, meine Herren, finde ich nun etwas, was mir wieder 
mit dem Geiſte dieſes Geſetzes nicht recht ſtimmt. Sie haben ge— 
hört, daſs es dort heißt, es werden nur die Ausgaben wieder 
zurückerſtattet, für die Dienſtleiſtung wird nichts gezahlt. Auf 
Seite 5, Abſatz 4, heißt es aber (liest): „In jenen Fällen, in 
welchen ein Amtswagen benützt wird, oder die Vergütung der baren 
Wagenauslagen erfolgt, tritt die Entſchädigung nach der Zone 1 
ein“. In dem Falle hier alſo, wenn er keine Auslagen gehabt hat, 
bekommt er eine Entſchädigung, ob bei Tag oder bei Nacht, hier 
aber heißt es, er bekommt nichts. Dieſer Widerſpruch geht mir 
nicht ganz ein; denn, wofür der Beamte das bekommt, weiß ich 
nicht; weil es heißt, für die Arbeitsleiſtung bekommt er principiell 
nichts, nur den Wagen bekommt er gezahlt. Das leuchtet mir — 
ich bin ja Laie in ſolchen Dingen — natürlich nicht ganz ein. 

Nun kommt etwas Anderes, Tarifpoſt 2. Ich habe mir das 
nur geſchwind notiert und muss demgemäß ein Bischen hin und her— 
ſpringen. Hier iſt vom Zehrgeld, vom Koſtgeld die Rede. Dieſe 
Ausdrücke ſind ſchon hergebracht und haben das Bürgerrecht erlangt, 
ich will ſie alſo nicht beanſtänden. Das Koſtgeld für den Beamten 
beträgt in allen Fällen, wo er gezwungen iſt, Mittag zu eſſen, I fl., 
das Koſtgeld für den Diener 80 kr. Ich betrachte den Diener 
gerade fo wie einen anderen Menſchen und will nicht jagen, dass 
der Diener Hunger leiden ſoll, ich finde für das Mittagmahl des 
Dieners SO kr. entſprechend, glaube aber nicht, dafs unter allen 
Umſtänden das Koſtgeld des Beamten mit 1 fl. ebenſo entſprechend 
iſt. Ich bitte mich nicht miſszuverſtehen, als ob ich einen Menſchen 
nicht ſo achten würde, wie den anderen, man muß aber doch auch 
daran denken, daſs der höhere Beamte mitunter genöthigt iſt, in 
Geſellſchaft Mittag zu eſſen, da gibt es nichts, da mufs er einfach 
draufzahlen. 

Nun kommt das Schönſte. Wenn der Mann eine Wagengebür 
verrechnet hat, bekommt er auch den Gulden nicht, da darf er 
überhaupt nicht zu Mittag eſſen, oder er darf es, aber nicht auf 
Koſten der Commune. Er hat zu Hauſe ſein Eſſen, in ſeiner 
Wohnung wird alles gemacht, und er muß draußen irgendwo eſſen, 
hat aber eine Wagengebür bekommen, infolge deſſen fällt der 
Gulden auch weg. Ich überlaſſe Ihnen zu beurtheilen, ob das 
Alles fo richtig iſt. Ich bin ja für Erſparungen und dafür, daßs 
man nichts Unnöthiges hinauswirft und dajs alle Gebüren in der 
richtigen Weiſe geregelt werden. Ich könnte mir ſogar die Abſchaffung 
aller dieſer Gebüren und die Einführung einer Particularver⸗ 
rechnung vorſtellen, wie es thatſächlich in allen Fabriken, Kauf— 
geſchäften und Privatunternehmungen der Fall iſt. Ich halte unſere 
Beamten für ehrenhaft genug, daſs fie uns nicht beſchwindeln 
werden. Wenn ſie außerhalb des Amtsſitzes etwas zu thun haben 
und die Arbeit ihnen Koſten verurſacht hat, indem ſie einen Wagen 
brauchten oder eſſen muſsten, fo ſchreiben fie das auf einen Zettel 
auf, wie jeder Ingenieur in einer Fabrik oder der Beamte in 
einem großen Kaufhauſe es thut. Er wird als Ehrenmann betrachtet, 


iſt es auch und bekommt Alles einfach zurückbezahlt. Das wäre 


0 


logiſch und würde dem §. 3 entſprechen, wenn es heißen würde: 
„Innerhalb der Grenzen der Gemeinde Wien kann der Beamte 
von Mitternacht bis Mitternacht in Anſpruch genommen werden.“ 
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Allerdings, meine Herren Juriſten, möchte ich fragen, ob eine ſo 
präciſe Beſtimmung auch rückwirkend gemacht werden kann oder ob 
man ſagt, dass das nur bei neu eintretenden Beamten der Fall 
fein ſoll. 

Nun kommt wieder etwas, und da ſehe ich auch wieder, dass 
der Mann mit dieſen Dingen nicht gut vertraut iſt. Da heißt es, 
daſs Bauamtsbeamte bei großen und wichtigen Neubauten, dann 
bei Canalbauten mit Minierung 1 fl. 50 kr., Bauamtsbeamte bei 
kleineren Bauten und Herſtellungen 1 fl. erhalten. 

Nun, meine Herren, ich war viele Jahre draußen auf der 
Strecke, und weils, was das koſtet und wie die Verhältniſſe find, 
und ich fordere alle Herren auf, Ingenieure, Baumeiſter u. ſ. w., 
die mit dieſen Dingen zu thun gehabt haben, ſie ſollen mich des— 
avouieren oder mir Recht geben. Mir iſt es vollſtändig egal, ob 
ich einen Canal zu bauen habe, der 1 Meter, oder 60 Centimeter 
oder 90 Centimeter, oder 1 Meter 50 Centimeter hoch iſt — ich 
eſſe und trinke genau ſo viel und ruiniere mir die Kleider genau 
ſo, ob nun der Canal ein großes oder ein kleines Profil hat. Nun 
mache ich aufmerkſam, daß die Herren, die die ſogenannten kleineren 
Objecte bekommen, in der Regel zwei, drei Objecte zu beaufſichtigen 
haben. Das iſt die Regel. Und dieſe Objecte ſind oft nicht einmal 
in einem Bezirke, ſondern in Nachbarbezirken. Alſo der, welcher 
zwei oder drei Objecte zu beaufſichtigen hat, bekommt nur 1 fl., 
derjenige aber, der nur ein Object hat oder das Glück hat, ein Schul— 
haus, ein ſtädtiſches Haus zu bauen, wo er viel angenehmer unter— 
gebracht und nicht dem Koth, Schnee und Regen ausgeſetzt iſt in 
ſo einer lumpigen Bauhütte — ſchauen Sie ſich einmal eine ſolche 
an — der bekommt 1 fl. 50 kr. Er bekommt nicht zu viel, ſondern 
halbwegs, was ihm gebürt; der Andere aber bekommt entſchieden viel 
zu wenig. Das aber iſt abſolut nicht logiſch, daſs man das Eſſen 
und Kleiderabnützen in einem Cauſal-Nexus mit dem Querſchnitt 
eines Canales bringt; der hat doch damit gar nichts zu thun. 

Ich glaube daher, dass dieſe Poſten zu vereinigen und ein 
und derſelbe Preis anzuſetzen ſei. Ich werde mir erlauben, als 
ſolche 1 fl. 50 kr. zu beantragen. Ich bitte Sie, mir zu glauben; 
ich bin ein ziemlich ſparſamer Menſch, ich will mich ſelbſt nicht 
loben, aber ich ſage Ihnen, ich habe mir als Beamter ſogar ein 
Bischen was erſpart; aber mit 1 fl. hätte ich abſolut nicht draußen 
leben können, da wäre ich nicht draus gekommen. 

Ich bitte nur zu rechnen. Der Beamte iſt verpflichtet, von 
6 Uhr früh bis 6 Uhr abends da zu ſein, und wenn forcierte 
Arbeit iſt, ſolange zu bleiben, als forciert gearbeitet wird. 

Es iſt ja nur menſchlich, dafs der Beamte z. B. im Sommer 
hie und da einen Geſpritzten oder ein Glas Bier trinkt, zu Mittag 
ordentlich iſst, vielleicht vormittags ein Paar Würſtel zu ſich 
nimmt, und jetzt bitte ich zu rechnen, ob Sie dieſe Mahlzeiten 
für einen ganzen Tag mit Einem Gulden herſtellen können. Dann 
nehmen Sie noch, was für Kleiderabnützung dazu kommt. Jemandem 
der bei einem Baue zu thun hat, wird oft an einem einzigen 
Tage der Rock jo ruiniert, daſs er ihn nicht mehr anziehen kann. 

Wenn ein Maurer ihn ein einziges Mal mit Kalk anfprikt, 
ſo iſt der Rock hin und kein Menſch entſchädigt ihn dafür. 

Der Mann kann ſich auch nicht wie ein Lump anziehen, und 
es ſchickt ſich nicht, daſs der Bauleiter der Commune in einem 
Zwillichkittel herumgeht; er mußs doch halbwegs anſtändig ge— 
kleidet ſein. 

Dieſe Entlohnung iſt alſo nicht gerechtfertigt, und ich bitte 
Sie, falls Sie den Antrag, den ich ſtellen werde, nicht annehmen 
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ſollen, doch wenigſtens zu genehmigen, dafs dieſe zwei Poſten zu- 
ſammen gezogen werden und 1 fl. 50 kr. für jede ſolche Per— 
manenzleiſtung feſtgeſtellt werde. 

Eine zweite Poſt iſt der polizeiliche Permanenzdienſt der 
Bauamtsbeamten; dieſer Dienſt dauert 24 Stunden. Er wird 
geleiſtet im Unterkammeramte in einem Zimmer mit einem Canapee; 
darauf wird auf die Nacht halb und halb ein Bett hergerichtet 
— ſehr passager natürlich — darin kann der Beamte ſchlafen, 
— nämlich wenn man ihn ſchlafen lässt. 

Da möchte ich den Herren wieder wünſchen, einmal einen 
ſolchen Permanenzdienſt zu machen, Sie würden ſehen, ob Sie 
dafür. 2 fl. 50 kr. rechnen würden. 

Meine Herren, ein Aufſeher, ein Taglöhner der Waſſerleitung, 
der auch dort Journal hat, bekommt 2 fl. 50 kr. und der Bau— 
amtsingenieur, meine Herren, der 24 Stunden dort fein muss, der 
immer mit einem Fuße im Landesgerichte ſteht, bekommt dasſelbe! 
Er mufs, wenn irgendwo was geſchieht, ſofort hinaus und Sie 
wiſſen ja noch vom Ringtheater-Proceſs, dass die Leute faktiſch 
mit einem Fuße im Landesgerichte waren, alſo, wenn der Mann 
ſeinen Dienſt antritt, ſo tritt er ihn mit dem Gefühle an: Um 
Gotteswillen, wenn ich nur wieder draußen wäre! Dieſer einzige 
Gedanke kann nicht mit 2 fl. 50 kr. bezahlt werden! Nun 
kommt aber noch das körperliche Weh dazu. Der Mann mus, fo 
oft ein Telegramm kommt, hinaus, und gerade in ſtürmiſchen 
Nächten iſt das am allerärgſten; denn natürlich wirft da der Sturm 
dort und da einen Rauchfang oder eine Mauer um, oder ein 
Dach wird durch den Wind abgehoben u. dgl. Der Mann mufs 
manchmal 3⸗, 4 bis Hmal hinaus — bei jedem Wetter — alſo 
mit welchen Gefühlen wird er ſich niederlegen! Sie können ſich 
das vorſtellen — vielleicht wie ein Arzt bei einer Epidemie — 
er legt ſich nieder — im nächſten Moment klingelt es — er muss 
fi anziehen und hinauseilen, er mufs ſich aber auch durch 
24 Stunden verköſtigen und natürlich den Leuten, die ihn bedienen, 
Waſſer herein bringen, aufbetten, Stiefel putzen ꝛc. einige Sechſerlu 
Trinkgeld geben, dann bekommt er dieſelbe Entlohnung von 2fl. 50 kr. 
wie der Taglöhner, der dort iſt. Fragen Sie einen Dienſtmann 
und ſagen Sie ihm, er ſoll 24 Stunden Dienſt thun mit der 
Vorausſicht, dass er vielleicht 2- und Zmal nach Hernals hinaus 
mujs, was der verlangen wird! 

Hier aber ſind Leute, welche die Staatsprüfung machen, 
Hochſchulen abſolvieren und ſo viel Studien machen müſſen: dieſe 
ſtellt man ganz den Taglöhnern gleich und giebt ihnen genau das— 
jelbe, was man einem Taglöhner giebt, man ſtellt fie mit Helfern 
gleich; einfache Waſſerleitungsarbeiter, die bei der Beſpritzung 
beſchäftigt ſind, bekommen per Tag 2 fl. 40 kr. Ich vergönne 
ihnen das vom Herzen, aber ich finde es nicht recht, dafs der 
Ingenieur dasſelbe hat, welcher verantwortlich iſt und mindeſtens 
2 fl. in 24 Stunden ausgeben mufs, ich will Sie übrigens mit 
dieſen Dingen nicht länger beläſtigen, ich glaube, daſs es jeden— 
falls angemeſſen wäre, wenn vielleicht die ganze Angelegenheit 
überhaupt vertagt würde. Ich glaube, dajs dieſer Wunſch gerecht— 
fertigt iſt. In zwei Monaten ſoll, wie wir gehört haben, die Vor— 
lage kommen wegen der Rangsclaffen-Eintheilung und Regulierung 
der Gehalte; das iſt dann das Zuckerbrot, und wenn Sie es durch 
dieſe Geſchichte dann etwas verbittern wollen, wird es etwas leichter 
hingenommen; es iſt eine Art Mediein, aber jetzt ſollen Sie den 
Leuten nichts aus der Haut ſchinden, weil einige geſündigt haben, 
was ich ja ohneweiters zugeben will. Ich werde mir erlauben 
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Anträge zu ftellen, um eine gänzliche Reform des Gebürenweſens 
einzuführen, aber heute ſind Sie nicht in der Lage, dieſer Sache 
näher zu treten, wie ſie es wert wäre, ich beantrage daher Ver— 
tagung des Referates bis das Referat kommt über die Eintheilung 
der Amter; und dann kann dieſe Geſchichte bezüglich der Diäten-, 
Neife- und Collaudierungsgebüren unter Einem erledigt werden. 

Ich empfehle Ihnen, meinen Vertagungs-Antrag anzunehmen. 
(Beifall.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich unterbreche die 
Debatte. Die Sitzung iſt geſchloſſen. 

Schluſs der Sitzung um 8 Uhr abends. 


Stadtrat). 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 12. Jänner 1892, 


Vorſitzender: 1. Vice-Bürgermeiſter Dr. Borſchke, 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 


Auweſende: Dr. v. Billling, Müller, 
Boſchan, v. Neumann, 
v. Götz, Noske, 
v. Gold ſchmidt, Schlechter, 


Dr. Grübl, 

Dr. Hackenberg, 
Kreindl, 

Dr. Lederer, 
Matzenauer, 
Meißl, 


Schneiderhan, 
Vaugoin, 

Dr. Vogler, 
Witzelsberger, 
Wurm. 


Krauk: Dr. Huber und Rückauf. 
Entſchuldigt: Dr. Stenzl. 


Nach Eröffnung der Sitzung durch den Bice- 
Bürgermeiſter Dr. Vorſchke macht derſelbe der Ver— 
ſammlung nachſtehende Mittheilungen: 

Die St.⸗R. Dr. Hackenberg und Ritter von Goldſchmidt 
eutſchuldigen ihr verſpätetes Erſcheinen in der heutigen Sitzung; 
StR. Rückauf entſchuldigt fein Ausbleiben wegen Krankheit, 
St.⸗R. Dr. Stenzl wegen dringender Berufsgeſchäfte. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

St.⸗R. v. Götz hat folgenden Antrag eingebracht: Der Magiſtrat 
werde beauftragt, bei der Erneuerung von Pachtverträgen bezüglich der 
der Commune Wien neu zugewachſenen Bäder einen Paſſus aufzu— 
nehmen, welchem zufolge die Pächter verpflichtet werden, der armen 
Bevölkerung und der Schuljugend des betreffenden Ortes an gewiſſen 
Tagen der Woche in den Sommermonaten unentgeltlich oder gegen 
geringe Bezahlung die Benützung des Bades zu ermöglichen. 

Wird dem Magiſtrate zur Berichterſtattung zuge— 
wieſen. 

St.⸗R. Meißl hat folgenden Antrag eingebracht: Es ſei ſtatt 
der in dem projectierten Pflaſterpräliminare pro 1892 berückſichtigten 
Vereinsgaſſe im II. Bezirk, die Straße vom Erzherzog Carl-Platze 
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(Verlängerung der Engerthſtraße), oder für den Fall als der eingeſetzte 
Betrag hiefür nicht genügen ſollte, wenigſtens ein Theil dieſer Straße 
zu pflaſtern. | 
Wird dem Budget- Referenten zugewieſen. 
St.-N. v. Götz referiert über den Bauamts⸗, reſpective Magiſtrats- 
Bericht, betreffend die Proben mit Gasdruck-Regulatoren, welche bei 
der Straßenbeleuchtung im VII. Bezirke in Verwendung ſtanden. 
Referent beantragt, es ſei dieſer Bericht, gemäß welchem bei 
der Probe einige Regulatoren bei dem Minimaldrucke von 15 Milli- 
meter den ſtipulierten Stundenconſum von 141 Litern überſchritten, 
während die übrigen dieſen Conſum nicht erreicht haben, ſowie der 
auch vom Magiſtrate aufgenommene Antrag des Stadtbauamtes und 
der Buchhaltung, dass im gegebenen Falle kein Anlaſs vorliege, auf 
eine Conventionalſtrafe gegen die Gasgeſellſchaft zu erkennen, zur 
Kenntnis zu nehmen und zwar gleichzeitig mit der Bemerkung des 
Magiſtrates, daſs das Stadtbauamt anzuweiſen ſein wird, dieſer 
Erſcheinung die nöthige Aufmerkſamkeit zuzuwenden, künftighin derartige 
Proben öfters vorzunehmen und über deren Reſultat zu berichten. 
Unter Einem ſei das Stadtbauamt zu beauftragen, dass in Hinkunft 
in den Ausweiſen über die unter verschiedenen Druckverhältniſſen bei 
den Flammen⸗Gasdruckregulatoren erzielten Gasconſum-Reſultate auch 
die bei der Flammen-Negulatoren-Abnahme gleichzeitig conſtatierten 
Druckverhältniſſe im Röhrenſtrange notiert werden mögen 
(angenommen). 
St.-. Meißl referiert über eine Anzahl von Geſuchen um 
Verleihung der Zuſtändigkeit nach Wien, reſp. um Zuſicherung 
der Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband. 
Referent beantragt, den Nachbenannten gegen Erlag der ent— 
ſprechenden Taxe zu verleihen, und zwar 
a) die Zuſtändigkeit an: 
Schrötter Bernhard (Berthold), Commiſſionshändler. 
Stry Franz, Schilder- und Schriftenmaler. 
Haberlechner-Steiner Veronika, Handarbeiterin. 
Pfauſer Mathias, Maurergehilfe. 
Ledl Ignaz, Kutſcher. 
Muſil Joſef, Drechslergehilfe. 
Zachata Franz, Fabriksarbeiter. 
Summerer Joſef, Gemiſchtwaren-Verſchleißer. 
Ritſchel Carl, Wagner. 
Zinner Joſef E., k. u. k. Hof-Hausdiener. 
Herrmann Jakob, Möbel-Fabrikaut. 
Eichler Hugo L. A., Realſchul-Profeſſor. 
Potucek Ignaz, Schuhmachergehilfe. 
Potocka Alois, Schloſſergehilfe. 
Hanakampf Cajetan, Tiſchler. 
Berger Carl, Gußmeiſter. 
Tatiéek-Masek Franziska, Hilfsarbeiterin und ihre 5 minder— 
jährigen Kinder. 
Schuſter Joſef, Schneider. 
Zaberl (Schaberl) Georg, Gemiſchtwaren-Verſchleißer. 
Hufnagl Johann, Lohndiener. 
Camrda Franz, Tiſchlergehilfe. 
Wagner Anton, Schloſſergehilfe. 
Wiesgril Carl, Cafekoch. 
Barvich Joſef, Poſamentierergehilfe. 
Schwoma Joſef, Bahnbeamter. 
Boska Joſef, Gemiſchtwaren-Verſchleißer. 
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Froſchauer-S ch eibenhof Marie, Edl. v., Bahnbeamtin. 
Scherka Johann, Schloſſer. 

Fraunhofer Leopoldine, Induſtrielehrerin. 
Fink Joſef, Buchdruckergehilfe. 

Rudovsky Anton, Claviermachergehilfe. 
Walter Clara, Verſchleißerin. 

Ditz Guſtav, Gaſtwirt. 

Riedel Joſef, Caföſieder. 

Beigl Anton, Tiſchler. 

Hladky Franz, Kürſchnergehilfe. 
Matzenauer Johann N., Schloſſer. 
Weidlich Joſef A., Metalldrehergehilfe. 
Wurmhöringer Leopold M., Futteralmacher. 
Lintner-Kraus Johanna, Bedienerin. 
Stöger Joſef, Pfaidlerwaren-Verſchleißer. 
Fiſcher Peter, Maurergehilfe. 

b) die Zuſicherung der Aufnahme an: 
Selkes-Pollak Marie, Dienſtvermittlerin. 
Hüll Johann N., Auſtreicher. 

Mittli Stefan, Schnürmachergehilfe. 

Spindler Conrad, Schuhmacher. 

Tamm Joſef, Drechslergehilfe. 

Sichermann Elias Wolf, Geſchäftsdiener. 

Steiner Joſef, Bäcker. 

Albrecht Franz, Bildhauergehilfe (angenommen); 

— referiert weiters über Geſuche gleichen Juhaltes und beantragt 
zu verleihen: 

a) die Zuſtändigkeit an: 

Sedläk Carl, Schuhmacher. 

Provacnik Johann, Burcaudiener. 

Größl-Pſcheidl Anna, Hausbeſorgerin und ihr minder— 
jähriges Kind. 

Kay Johann L. A., Sattler. 

Zechmann Elias, Brunnenmachergehilfe. 

Schnobrich (Schobert) Marie, Kleidermacherin. 

Schifferer Markus, Handlungsgehilfe. 

Patuséek Thereſia, Handarbeiterin. 

Mannerstorfer Joſef, Blumenmacher. 

Nowohradsky Anton, Tiſchlergehilfe. 

Kail Franz, Tiſchlergehilfe. 

Wacha Adolf, Tiſchlergehilfe. 

Smeykal Mathias, Kuchenbäcker. 

Hostiéäky⸗-⸗Dansk Franziska, Private. 

Hostiéky Leopold, Kürſchnergehilfe. 

Proſchek Johann, Diurniſt. 

Walzl Guſtav, A. W. M., Häuſer-Adminiſtrator. 

Schelle Joſefa, Victualienhändlerin. 

May Markus, Agent. N 

Rubeſch Emanuel, Staatsbahnbeamter. 

Spitz Sigmund, Pferdehändler. 

Billeta Emilie, Näherin. 

Melichawsky Julius, Schriftſetzer. 

Marjetiſch Michael, Diener. 

Hübſch Carl, Tiſchler. 

Ripa Joſef, Tiſchlergehilfe. 

Edl Johann, Schloſſer. 

Neswadba Auguſtin, Tiſchler. 

Klaps Johann, Schloſſergehilfe. 
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Lahner Barbara, Bedienerin. 

Killer Johann, Wagnergehilfe. 

Axelrad Jakob Abraham, Einkäufer. 

Honska Juliana, Gemiſchtwaren-Verſchleißerin. 

Weinſtabl Joſef, Monteur. 

Hosek Johann, Burgtheater -Billeteur. 

b) die Zuſicherung der Aufnahme an: 

Lechartier Adolf, k. u. k. Leibbereiter. 

Halter Marie, Telegraphen-Aſpirantin. 

Kraſtel Friedrich G. J., k. k. Hofſchauſpieler und Regiſſeur. 

Pikal Julius, Privatier. 

Paſſadori Peter, Nauchfangkehrer-Geſchäftsführer 

(angenommen); 

— referiert über das Anſuchen der Lehramts-Candidatin Adele 
von Bokroß um Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener Gemeinde— 
verband und beantragt, derſelben dieſe Zuſicherung gegen Erlag der 
Taxe von 100 fl. zu ertheilen (angenommen). 

StR. Schlechter referiert über das Anſuchen des „Vereines 
zur Errichtung und Erhaltung der I. Wiener Suppen- und Thecauſtalt“ 


um Überlaſſung von Hochquellenwaſſer für die im XVII. Bezirke, 


Hernals, Hauptſtraße Nr. 96, zu errichtende Suppen- und Thecanſtalt. 
Referent beantragt, die Abgabe von täglich 5 Hektoliter Waſſer 
aus der Hochquellenleitung in das Locale der gedachten Anſtalt unter 
den im Stadtbauamtsberichte erſichtlich gemachten Bedingungen und 
weiters gegen dem zu genehmigen, dafs der Eigenthümer des obeu— 
bezeichneten Hauſes ſich mit der Einleitung des Hochquellenwaſſers in 
ſein Haus und in Ergänzung der vorliegenden Erklärung auch damit 
einnerſtanden erklärt, dafs die herzuſtellende Abzweigung, ſobald dieſelbe 
für Zwecke der Suppen- und Theeauſtalt nicht mehr benöthigt werden 
ſollte, auf Koſten der Geſuchſteller wieder caſſiert wird 
(angenommen); 

— referiert über die Protokolle der Sitzungen des Bezirks- 
Ausſchuſſes des IX. Bezirkes vom 16. December 1891, des II. Be— 
zirkes vom 30. December 1891, ſowie des V. Bezirkes vom 14. December 
1891 und beantragt, dieſelben zur Kenntnis zu nehmen 

(angenommen). 

St.-. Witzelsberger referiert über das Auſuchen des Com- 
mando der „Freiwilligen Ortsfeuerwehr Simmering“, um Überlaſſung 
des Turnſaales in der Bürgerſchule am Markplatze im XI. Bezirke, 
behufs Abhaltung von Turnübungen. 

Referent beantragt, es ſei der genannten Freiwilligen Feuer— 
wehr der Turuſaal der dortigen Bürgerſchule für die Samstag-Abende 
von 7 Uhr ab, während der Wintermonate des Jahres 1892, gegen 
genaue Einhaltung der vom Stadtrathe erlaſſenen Beſtimmungen zu 
überlaſſen. Die Koſten der Beheizung und Beleuchtung ſeien ſeitens 
der Gemeinde zu beſtreiten (angenommen). 


St.-A. Dr. v. Billing referiert über das Vergleichsanbot des 
Dr. Hans Waniczek, betreffend die nach Johann Zöttl aug- 
haftenden Waſſergebüren für die Häuſer IX., Thurngaſſe 19 und 21. 

Referent beantragt, das Anerbieten des Genannten, wonach 
zum Ausgleiche des gedachten Rückſtandes im ermäßigten Betrage von 
961 fl. 80 kr. ein Pauſchalbetrag von 700 fl. bezahlt werden ſoll, 
aus den vom Magiſtrate und dem Stadtanwalte geltend gemachten 
Gründen zu genehmigen (angenommen). 

St.-R. Wurm referiert über den Erlaſs des k. k. Miniſteriums 
des Innern vom 9. December 1891, Z. 25381, betreffend die 
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Regulierung des Minoritenplatzes im J. Bezirke durch Einlöſung des 
Hauſes Nr. 2 daſelbſt. 
Referent ſtellt folgende Anträge: 


Inneren, das Haus Nr. 2, Minoritenplatz im I. Bezirke, Einl.⸗Z. 750, 
um den Preis von 50.000 fl., wovon der Stadterweiterungsfond und 
die Gemeinde Wien je die Hälfte zu beſtreiten hätten, einzulöſen, unter 
folgenden Bedingungen einzugehen: 

a) Der nach der Linie a b in vorgelegtem Situationsplane zur 
Straßenverbreiterung erforderliche Grund der Cat.-Parcelle Nr. 59, 
E.⸗Z. 750, per circa 57 Quadratmeter, ſowie der, nach dieſer 
Linie entfallende Theil der dem Stadterweiterungsfonde gehörigen 
Parcelle Nr. 60, E.-Z. 749, per circa 86 Quadratmeter ſeien 
als Straßengrund abzuſchreiben und der Gemeinde Wien koſten— 
und laſtenfrei zu übergeben; 

b) der reſtliche Theil der Grundb.-Einl. Z. 750, ſei mit dem von 
der Parcelle Nr. 60, E.-Z. 749, verbleibenden Theile per 
34 Quadratmeter zu einer Einlage zu vereinigen und bei derſelben 
das Eigenthumsrecht des Stadterweiterungsfondes und der Gemeinde 
Wien zu gleichen Theilen auszuzeichnen; 
die Koſten der Herſtellung einer Abſchluſsmauer für die ver— 
bleibende Realität nach der Linie a b ſeien vom Stadterweiterungs— 
fonde und der Gemeinde Wien zu gleichen Theilen zu tragen; 
für den Fall, als bei einer künftigen Regulierung des Minoriten— 
platzes das fragliche Haus in dieſen Platz einbezogen wird, habe 
der Stadterweiterungsfond, reſp. ſein Rechtsnachfolger die ihm 
gehörige Hälfte des Hauſes für dieſen Zweck ohne Anſpruch auf 
Schadloshaltung zur Verfügung zu ſtellen und ſei dieſe Ver— 
pflichtung auf der neuen Grundbuchseinlage zu Gunſten der 
Gemeinde Wien einzuverleiben; 

e) die Frage wegen der Verwaltung der gemeinſamen Realität ſei 

nachträglich zwiſchen dem Stadterweiterungsfonde und der Gemeinde 

Wien auszutragen; 

f) von der Gemeinde ſeien aus Anlaſs des Abſchluſſes dieſes Rechts— 
geſchäftes nur jene Stempel und Gebüren zur Zahlung zu 
übernehmen, welche auf die von der Gemeinde zu zahlende Quote 
des Kaufſchillings entfallen. 

2. Die auf die Gemeinde entfallenden Koſten der Einlöſung ſeien 
bezüglich der Bedeckung auf die Rubrik XXII 4 „Ankauf von Realitäten 
und Gründen zur Straßenerweiterung“ per 140.000 fl. zu überweiſen. 

3. Das k. k. Oberſthofmeiſteramt ſei zu erſuchen, mit Rückſicht 
auf die Forderung der öffentlichen Verkehrs-Intereſſen eine entſprechende, 
auch für den Wagenverkehr benützbare Communication durch das 
zwiſchen dem Regierungsplatze und dem Ballhausplatze gelegene hof— 
ärariſche Depotgebäude herſtellen zu laſſen (angenommen). 

Hierüber iſt im Plenum Bericht zu erftatten. 

St.-. Dr. CTederer referiert über die Übernahme der Monu- 
mente der Dichter Anaſtaſius Grün und Nikolaus Lenau in das 
Eigenthum der Gemeinde Wien. 

Referent beantragt, dieſe auf dem Schillerplatze aufgeſtellten 
Hermen in das Eigenthum der Gemeinde Wien zu übernehmen. Von 
der Anbringung der Verſchalungen über die beiden Monumente ſei 
derzeit abzuſehen (angenommen). 

St.-. Nosle referiert über eine Zuſchrift des Wiener Bezirks- 
Schulrathes, III. Section, vom 7. Jänner 1892, Z. 620, betreffend 
das Anſuchen des Lehrer-Vereines „Dieſterweg“ um Überlaſſung des 
Turnſaales an der Bürgerſchule, III., Hainburgerſtraße, zu ſeiner 
Verſammlung am 9. Jänner 1892. 
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Referent beantragt, dieſe Zuſchrift, zufolge welcher die Zu— 
ſtimmung des Ortsſchulrathes Landſtraße zu der gedachten Local— 


Benützung mündlich eingeholt und das magiſtratiſche Bezirksamt des 
1. Es ſei auf den Antrag des hohen k. k. Miniſteriums des 


III. Bezirkes davon verſtändigt wurde, zur Kenntnis zu nehmen 
(angenommen); 

— referiert über das Anſuchen des n.-ö. Bauvereines um käufliche 
Überlaſſung des ftädtifchen Grundes Einl.-Z. 1675, V. Bezirk, an 
der Marx-Meidlingerſtraße. 

Referent beantragt, die Entſcheidung hierüber in suspenso 
zu belaſſen, bis das Referat über den Antrag des Gem.-Rathes 
Dr. Vogler, betreffend die Anderung des Regulicrungs-Planes für die 
Gründe vor der Matzleinsdorfer Linie die Umgangnahme von der 
Auflaſſung der Marx-Meidlingerſtraße, erſtattet werden wird 

(angenommen), 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter referiert über eine Reihe 
von Geſuchen um Gnadengaben und Penſionierungen von ſtädt. Beamten 
und Dienern, eventuell deren Witwen. 

(Nach den Anträgen des Referenten angenommen.) 

— referiert über das Auſuchen des Diurniſten beim k. k. Landes— 
gerichte Camillo Kriſianowsky um Studien-Nachſicht behufs Auf— 
nahme in den ſtädt. Kanzleidienſt. 

Referent beantragt, dem Genannten die erbetene Studien— 
Nachſicht zu ertheilen | (angenommen). 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter übernimmt den Vorſitz. 

St.-R. Matzenauer referiert über die Abgabe von Pflaſterſteinen 
zu Pflaſterungen in Breitenſee. 

Referent beantragt, zu Pflaſterungen in Breitenſee, und zwar 
je eines Vorplatzes vor den neu aufgeſtellten Brunnen und zur Her— 
ſtellung von gepflaſterten Zugängen, von dem im ſtädtiſchen Material— 
depot vorhandenen Vorrathe alter Ordinärſteine ein Quantum von 
20 Cubikmetern an die vormalige Gemeinde Breitenſee abzugeben 

(angenommen); 

— referiert über das Anſuchen des geweſenen Vorſtehers des 


III. Bezirkes, Franz Schallaböſck, um die nachträgliche Genehmigung 


des bereits erfolgten Verkaufes einer alten, unbrauchbar gewordenen 
Straßenwalze und über das Anſuchen ebendesſelben und des gegen— 
wärtigen Vorſtehers des III. Bezirkes um nachträgliche Genehmigung 
der dem Straßenſäuberungs-Taglöhner Franz Schiedl für ſeine 
Verwendung als Gartenaufſeher ſeit 1888 ausbezahlte Zulage von 
täglich 50 kr. über ſeinen Taglohn von 1 fl. und um Bewilligung 
dieſer Zulage auch für die Zukunft. 

Referent ſtellt folgende Anträge: 

1. Es ſei der Verkauf der genaunten Straßenwalze, welche für 
ſtädtiſche Zwecke nicht mehr verwendbar war, um den Betrag von 
136 fl. 12 kr., der in der Vertragsrechnung pro April 1890 
sub Journ.⸗Art. 527/506 in Empfang geſtellt wurde, nachträglich zu 
genehmigen. 

2. Es ſei die nachträgliche Genehmigung der in den Sommer— 
monaten der Jahre 1888 bis incluſive 1891 bereits ausbezahlten 
Zulagen von täglich 50 kr. aus den Verlagsgeldern des III. Bezirkes 
an Franz Schiedl zu ertheilen und in Erwägung der von dem 
Garten-Referenten des Magiſtrates dargelegten Argumente dem Vorſteher 
des III. Bezirkes die Bewilligung zu geben, daſs er den genannten 
Taglöhner mit Rückſicht auf ſeine erſprießliche Leiſtung in der Garten— 
pflege auch künftighin während der Sommermonate als Gartenaufſeher 
bei der Anlage vor dem Dampfſchiffahrtsgebäude im III. Bezirk ver- 
wende und ihm hiefür eine Zulage von 50 kr. ö über ſeinen 
Taglohn per 1 fl. bezahlt. 
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Dieſe Zulage ſei nicht auf der Rubrik XXII 5 c „Löhnungen 
des Straßenſäuberungs-Perſonales“, ſondern auf Rubrik XXIV 2 a 
„Erhaltung der in der Obſorge der Bezirksvorſteher ſtehenden Garten- 
anlagen“ zu verrechnen und die diesfällige Poſition im Präliminare pro 
1892 um 100 fl. zu erhöhen (angenommen); 

— referiert über die Bewilligung eines Zuſchuſscredites pro 1891 
zur Ausgabs-Rubrik XXII 6g „Reparatur der Schlauchtrommelwägen 
und ſonſtigen Requiſiten zu Straßenbeſpritzungszwecken“ und beantragt, 
einen Zuſchuſscredit in der Höhe von 750 fl. zu genehmigen 

(angenommen); 

— referiert über die Bewilligung eines Zuſchuſscredites pro 1891 
zur Ausgabs-Rubrik XXII 1a „Currente Erhaltung des Pflaſters“ 
und beantragt, einen ſolchen in der Höhe von 24.000 fl. zu genehmigen 

(angenommen). 

Hierüber iſt im Plenum Bericht zu erftatten. 

— referiert über die Vertheilung von Büchern aus dem Nach: 
laſſe des Ludwig Damböck an Schulen im VI. und VII. Bezirke. 

Referent beantragt, die Vertheilung nach dem Vorſchlage des 
Magiſtrates, reſp. nach der von demſelben vorgelegten, in der diesfalls 
abgehaltenen Comité⸗Sitzung genehmigten Tabelle mit folgenden Modifi— 
cationen zu genehmigen: 

Poſt 24. Exner, „Beiträge zur Geſchichte der Gewerbe ꝛc.“, iſt 
der Knaben-Bürgerſchule VII., Zieg glergaſſe 49 zuzutheilen. 

Poſt 66. Seckendorff, Freih. v., „Verbauung der Wildbäche“, 
iſt der k. k. Staats-Realſchule auf dem Schotteufelde zuzutheilen. 


Poſt 77 und 78. Vega, Freih. v., „Sammlung mathematiſcher 


Tafeln“ und „Logarithm.⸗trigonom. Handbuch“, ſind ebenfalls dieſer 
Mittelſchule zuzutheilen. 

Poſt 94. Hartinger, „Die eſsbaren und giftigen Schwämme“, 
iſt der Mädchen-Bürgerſchule VI., Stumpergaſſe 54 zuzutheilen. 

Poſt 105. Liebig, „Chemiſche Briefe“, iſt dem Mariahilfer 
Communal-Real- und Ober⸗Gymnaſium zuzutheilen. 

(St.⸗R. Dr. Vogler beantragt, dieſes Werk nach dem Magiftrats- 
Antrage einer Mädchen-Bürgerſchule zu überlaſſen; es wird jedoch der 
Referenten-Antrag angenommen.) 

Poſt 108. Lorinſer, „Die wichtigſten eſsbaren, verdächtigen und 
giftigen Schwämme“, iſt der Mädchen-Bürgerſchule VI., Gumpen— 
dorferſtraße 2 B zuzutheilen. 

Poſt 113. Dr. Katzenburg, „Die Waldverderber und ihre 
Feinde“, iſt der Knaben-Bürgerſchule VI., Rahlgaſſe 2 zuzutheilen. 

Poſt 117. Joſ. Scherr, „Deutſche Cultur⸗ und Sittengeſchichte“, 
iſt der Lehrer-Bibliothek des Mariahilfer Communal⸗, Real- und Ober— 
Gymnaſiums zuzutheilen (angenommen). 


St.-R. Wurm referiert über den Necurs puncto Entſcheidung 
über das Project der Nutzwaſſerleitung vom Lagerhausſchöpfwerke nach 
dem Central-Viehmarkte und dem Schlachthauſe zu St. Marx. 

Referent beantragt, es fer der gegen den Punkt 4 lit. pu der 
Entſcheidung der hiezu delegierten k. k. Bezirks-Hauptmannſchaft 
Sechshaus vom 10. December 1891, Z. 59527 zufolge Stadtraths— 
Beſchluſſes vom 24. December 1891 bereits angemeldete Recurs, zu 
deſſen Ausführung mit dem Statthalterei-Erlaſſe vom 8. Jänner 1892, 
Z. 173, eine Friſt bis 15. Jänner l. J. in der Art gegeben wurde, 
dafs die Statthalterei erklärte, mit der Entſcheidung über die diesfällige 
Berufung der Gemeinde Wien nicht vor dem 15. Jänner 1892 vor- 
zugehen, nunmehr im Sinne des Magiſtrats-Antrages zu überreichen. 

St.⸗N. Dr. Grübl beantragt, mit dem Baue der gedachten Waſſer— 
leitung zuzuwarten, bis ſich über die dortſelbſt in Folge der Durchführung 
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der geplanten großen Verkehrsanlagen zu erbauenden Brücke ꝛc. ein 
Urtheil bilden lässt. 

(Bei der Abſtimmung wird der Referenten-Antrag 
angenommen). 

Die Sitzung wird geſchloſſen 


Bezirksausſchüſſe. 
VI. Bezirk (Neubau). 


(Heirats-Stiftung.) Laut Stiftbriefes ſind die Inter— 
eſſen der J. G. Zweig'ſchen Stiftung im Betrage von 50 fl. 
am Faſchingmontag, den 29. Februar 1892, an ein armes, ſittſames 
Mädchen, welches wenigſtens ſeit einem Jahre im VII. Bezirke 
wohnt und ſich verehelichen will, zu vergeben. 

Bewerberinnen haben ſich bis längſtens 1. Februar 1892, 
mit ihrem Geſuche in der Gemeindekanzlei, VII., Neubaugaſſe 25, 
zu melden. 

(Freiplatz für Violin-Unterricht.) In der Muſik— 
ſchule des Herrn Theodor Kleinecke, VII., Burggaſſe 62, iſt ein 
Freiplatz für Violin Unterricht an einen im VII. Bezirke wohn— 
haften Knaben durch den Bezirksausſchuſs Neubau zu vergeben. 

Bewerber um dieſen Freiplatz haben ihre Geſuche zn 1. F e⸗ 
bruar 1892, in der Gemeindekanzlei, VII., Neubau— 
gaſſe 25, zu überreichen. 


Allgemeine Muchrichten. 


(Ball der Stadt Wien.) Infolge des Ablebens Sr. 
k. u. k. Hoheit des durchl. Prinzen und Herrn Erz— 
herzogs Carl Salvator wird der für den 27. d. M. 
anberaumt geweſene Ball der Stadt Wien verſchoben. Der Tag, 
an welchem dieſer Ball ſtattfindet, wird demnächſt bekannt gegeben 
werden. 


1. 21˙ 
— 


Schulnachrichten. 
Bezirksſchulrath. 


In der am 13. Jänner l. J. ſtattgehabten Vollver⸗ 
ſammlung des Bezirksſchulrathes der Stadt Wien 
wurde beſchloſſen: 

Den Mitgliedern der früheren Ortsſchulräthe ſei anläſslich 
der Neuconſtituierung die Anerkennung auszuſprechen. 

Mit Rückſicht auf die geſetzlichen Beſtimmungen und auf die 
nunmehr auch für die Bezirke I—X vorzunehmende Syſtemiſierung 
der Lehrſtellen ſei dem Lehrperſonale bekannt zu geben, dafs Geſuchen 
um Verſetzung oder Belaſſung in Hinkunft keine Folge 
gegeben werden kann. Schließlich wurden in Ausführung des Schluſs— 
abſatzes des §. 6 des Landesgeſetzes vom 27. December 1891, 
L.⸗G.-Bl. Nr. 67, betreffend die Regelung der Bezüge des Lehr— 
perſonales an den öffentlichen Volksſchulen im Schulbezirke Wien, 
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über die darin erwähnte, vom Bezirksſchulrathe zu verfügende 
Beaufſichtigung des Tur nunterrichtes jene Fälle feſt— 
geſtellt, in welchen die Beaufſichtigung platzzugreifen hat. 
* * 
n * 

(Gehaltsauszahlung für ſtädt. Lehrer und 
Diener.) Zufolge Verfügung des Magiſtrates vom 10. Jänner 
l. J., M.⸗D.⸗Z. 30, haben die Directoren und Leiter der ſtädt. 
Unterrichtsanſtalten, der Volks- und Bürgerſchulen die Conſignationen 
für das ihnen unterſtehende Perſonale im Sinne des Gemeinde— 
raths⸗Beſchluſſes vom 25. April 1876 auszufertigen und unter 
Beiſetzung ihrer Unterſchrift und unter Anſchluſs der Gehaltsbögen 
längſtens bis zum 10. eines jeden Monates bei der ſtädt. 
Hauptcaſſa-Abtheilung ihres Bezirkes zu überreichen 
und ebendaſelbſt am Zahltage von 10 Uhr vormittags ab, 
die von der ſtädt. Hauptcaſſa liquidierten Beträge beheben zu laſſen. 

Die Conſignationen für den Monat Februar l. J. find 
unverzüglich auszufertigen und vorzulegen. 


* 


(Wahl der Ortsſchulräthe.) 
(Fortſetzung.) 
Im l. Bezirke (Innere Stadt): 
A) als Mitglieder: 

Guſtav Adolf Heyderich, Kaufmann, 
Dr. Joſef Schröpf, Hof- und Gerichtsadvocat, 
Dr. Eduard Fiſcher, Arzt, 
Franz Glaſſer, k. k. Profeſſor, 
Dr. Anton Schelle, Hof- und Gerichtsadvocat, 
Carl Schlink, Bezirksausſchuſs, 
Salomon Heit, Kaufmann. 
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B) als Erſatzmänner: 
Adolf Wilhelm Schack, Bezirksausſchuſs, 
Johann Pammer, Kaufmann. 
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Ju V. Bezirke (Margarethen): 
A) als Mitglieder: 

1. Georg Winkelmayer, Buchbinder, 

2. Felician Altenberg, Gemeinderath, 
Hausbeſitzer, | 

3. Rudolf Weiß, Bezirks⸗Ausſchuſs, Handſchuhmacher und 
Hausbeſitzer, N 

4. Joſef Dom hart, penſ. Oberbuchhalter, 

5. Edmund Stratzkaney, Bureauchef, 

6. Karl Witthof, Bürger, Bezirks-Ausſchuſs, Brannt— 
weiner und Hausbeſitzer, 

7. Karl Lechner, Gemeinderath und Hausbeſitzer, 

8. Anton Katſchinka, Oberlehrer, 

9. Dr. Ludwig Huber, Stadtrath, Hof- und Gerichts— 
advocat und Hausbeſitzer. 


Apotheker und 


B) als Erſatzmänner: 
10. Dr. Alexander Soß mann, k. k. Steuer-Inſpector, 
11. Johann Raſch, Bürger und Hausbeſitzer. 


2 S m 


m: I 
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Im VI. Bezirke (Mariahilf): 
A) als Mitglieder: 


Joh. Nep. Grabner, Bezirks- Vorſteher, 
Johann Brix, Hauseigenthümer und Bezirks-Ausſchuſs, 


Moriz Retzer, Bürger und Gemiſchtwarenhändler, 


„Emanuel Trojan, Sodawaſſer-Erzeuger, 

Karl Riek, Gymnaſial-Profeſſor, 

„Karl Briſchar, Papier- und Schreibrequiſitenhändler. 
Johann Halmſchlager, ſtädt. Oberlehrer, 

Franz Schmid, Clavierfabrikant. 


B) als Erſatzmänner: 


Andreas Weber, Tiſchlermeiſter und Bezirks⸗Ausſchuss, 
Joſef Kunz, Handelsgeſellſchafter und Hausbeſitzer. 


Im XI. Bezirke (Simmering): 
A) als Mitglieder: 


Joſef Koch, Fabrikant, 
Wilhelm Seidler, praktiſcher Arzt, 


Karl Lechner, Hausbeſitzer, 


„Franz Oſtertag, Kaufmann, 
„Franz Bäder, Fleiſchhauer, 
Georg Krepp, Badhausbeſitzer, 
Auguſt Wittmann, Gärtner. 


B) als Erſatzmänner: 


Franz Fuchs, Schmied, 
Leopold Oberer, Gärtner. 


Im XIII. Bezirke (Hietzing): 
A) als Mitglieder: 


. Dr. Adolf Seidler, Advocat, 
Carl Drechsler, Seidenfärber, 


Franz Grundmann, Seiler und Hausbeſitzer, 


Gottfried Alber, Baumeiſter und Hausbeſitzer, 

Moriz Seidl, Fabriksgeſellſchafter und Hausbeſitzer, 
Johann Meißl, Oberlehrer, 

Johann W. Gedliezka, Knopffabrikant und Hausbeſitzer. 


B) als Erſatzmänner: 


Rudolf Tüch ler, Parfumeur und Hausbeſitzer, 
„Ferdinand Weinrother, Lohnwagen- und Hausbeſitzer. 


Im XV. Bezirke (Fünfhaus): 
A) als Mitglieder: 


Richard Witzelsberger, Stadtrath, Bäcker und Haus 


beſitzer, 


„Karl Wimberger, Gemeinderath und Hotelier, 
Johann Winter, Gemeinderath und Productenhändler, 
Heinrich Stagl, Architekt und Stadtbanmeiſter, Bezirks- 


Vorſteher, 


Andreas Hackl, Juwelier und Hausbeſitzer, 
Wilhelm Zeckl, Kaufmann. 
„Karl Jungwirth, Tuchhändler. 


B) als Erſatzmänner: 


Joſef Pfann, Goldarbeiter, 
. Amand Zetſchock, Bäcker. 
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Im XVIII. Bezirke (Währing): 

A) als Mitglieder: 
„Ignaz Bachknecht, Hausbeſitzer und Kaufmann. 
Franz Andre, Hausbeſitzer und Bahnbeamter, 
Julius Wehle, Bahn. Inſpector. 
Rudolf Foſchum, Hausbeſitzer und k. k. Hauptmagazins⸗ 

Director, 

5. Hermann Löffler, Hausbeſitzer und Canalräumer, 
6. Emanuel Hoffmann, Hausbeſitzer und Caſſier, 
7. Adolf Harthau, Hausbeſitzer und Tiſchler. 

B) als Erſatzmänner: 
1. Joſef Semler, Hausbeſitzer, 
2. Johann Hatthay, Baumeiſter. 


Im XIX. Bezirke (Döbling): 
A) als Mitglieder: 
1. Dr. Karl Eckel, Hausbeſitzer, 
2. Otto Gebauer, General Directionsrath i. P. und Be 
zirks⸗Ausſchuſs, 
3. Karl Sickenberg, Fabrikant und Bezirks-Ausſchuſs, 
4. Karl Schündler, Bahnbeamter, 
5. Dr. Karl Kohn, ſtädtiſcher Arzt, 
6. Wilhelm Möller, k. k. Fabriks-Verwalter, 
7. Karl Rauſcher, Lohnwagen- und Hausbeſitzer. 


B) als Erfagmänner: 
1. Leopold Rieder, Bäcker, 
2. Julius Führer, Bahnbeamter. 


Städtiſches Lagerhaus. 
7. Jänner 1892 bis 14. Jänner 1892: 
22.708 Meter⸗Centner 
38.380 1 


Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich 
auf 10.181 Meter-Centner. 


Lagerſtand vom 14. Jänner 1892: 407.703 Meter-Centner, und zwar: 
119.568 Meter-Centner Weizen, 64.239 Meter⸗Centner Roggen, 


Waren eingelagert. 
„ ausgelagert 


66.429 5 Gerſte, 49.076 15 Hafer, 

13.067 5 Mais, 22.624 5 Oelſaaten, 
8.873 4 Mehl u. Kleie, 9.6—2 Wein, 
1.580 5 Zucker. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 4, 734.455 fl. öſt. Währ. 


Approviſtonierung. 
(Schlachtviehmarkt vom 18. Jänner 1892.) 
1. Auftrieb. 
Maſtvieh — 2851, Weidevieh ——, Beinlvieh — 450. 


Summa. 3301. 
Davon — nach Racen: 


Ungariſche Thieren. 2391 
Galiziſche „ 451 
Deutſche A 411 
Büffel W e A 


T-. , A NN 
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Davon — nach Gattungen: 

| Ochſen 2801 
Stiere 228 
Kühe. 272 


2. Preisbewegung: 
a) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht: 


Ungarische Schlachtthiere . von 54 bis 67 fl. 
n ? nm 53 m 66 
77 8 nt 54 n 71 n 


b) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht 


Galiziſche 
Deutſche 


Ochſen. 
Stiere. 
Kühe 

Büffel 


Dieſe Preiſe ermäßigen ſich für 

den Gewichtsverluſt infolge 

der Schlachtung um den beim 

" Handel vereinbarten Procent= 

abzug, welcher zwiſchen 30 bis 
40% ſchwankt. 


ohne Procentabzug: 


von 20 bis 34 fl. 


n 24 7 


1 129 


U 34 m 
5) 
n 32 n 


„ 28 


77 


c) Preis per Stück: 
Beinlvieh von 24 bis 104 fl. 
Un verkauft blieben: 


Maſtvieh 
Weidevieh. 
Deinlvieh . 


. 107 Stüd 


9 


mt 


2 


Infolge des um 1406 Stück Schlachtthiere geringeren Auf- 
triebes ſind die Preiſe um 2 fl. per 100 Kilo geſtiegen. Seit Ein— 
ſchluſs der Verzehrungsſteuer wurden 29 Rinder behandelt. 


4 
V. 


den täglichen 


Fleiſchmarkt 


> 
252 


eingeſendete 


Fleiſchwaren vom 10. bis 16. Jänner 1892.) 


1. Fleiſchſendungen: 
a) für den täglichen Fleiſchmarkt. 


Rindfleiſch 226.591 Kg. 
Kalbfleiſch. 14.123 „ 
Schaffleiſch 6.769 „ 
Schweinfleiſch 38.488 „ 


Kälber . 1.508 Stück 


Schafe 448 „ 
Schweine . 2.907 „ 
Lämmer 6 


n 


(Davon aus Nieder-Oſterreich — 143.647; 
Ober⸗Oſterreich — 3.520; aus Mähren 
— 17.718; aus Galizien — 46.855; aus 
Ungarn — 14.851.) 

(Davon aus Nieder-Oſterreich — 3.450; 
aus Mähren — 27; aus Galizien — 10.635; 
aus Ungarn — 11.) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 889; aus 
Galizien — 5.449; aus Ungarn — 132; 
aus der Bukowina — 299.) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 23.462 
aus Ober⸗Oſterreich — 65; aus Steier— 
mark — 381; Böhmen — 476; Mähren 
— 914; Galizien — 10.539; Ungarn 
— 2.651.) 

(Davon aus Nieder-Oſterreich — 90; 
Mähren — 30; Galizien — 1.386; Ungarn 
— 2.) 

(Davon aus Nieder-Oſterreich — 197; 
Mähren — 1; Galizien — 234; Ungarn 
— 2; Bukowina — 14.) 

(Davon aus Nieder-Oſterreich — 204; 
Galizien — 2.703.) 

(Davon aus Ungarn — 6.) 


b) Für den Approviſionierungs verein. 


Rindfleiſch 4.689 Kg. 
Kalbfleiſch. 119 5 
Schaffleiſch a 
Schweinfleiſch 827 „ 


Kälber 54 Stück 
Schafe 2 
Schweine 13 „ 


Lämmer. 
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2. Preisbewegung: 


Rindfleiſch per Kg. 34—100 kr. 
Kalbfleiſch . . . „ „ 36— 80 „ 
Schaffleiſch. . . . „ „ 28— 50 „ 
Schweinfleiſch . . „ „ 38 — 66 „ 
Lämmer .. . per Stück 3 fl. 


* ** 


Die Einſendungen von Fleiſchwaren ſind gegen die Vorwoche 
ſtärker geweſen. 


Armenangelegenheiten. 


(Spende). Se. k. u. k. Hoheit, der am 15. December 1891 
verblichene durchl. Herr Erzherzog Sigismund hat für die 
Armen Wiens, zu Handen des Herrn Bürgermeiſters, einen Betrag 
von 10.000 fl. letztwillig gewidmet. 


Wilitärangelegenheiten. 


(Aſſentierung.) Bei der vom Bürgermeiſter Dr. Prix 


vorgenommenen Ziehung jenes Buchſtabens, bei welchem die Loſung 
der in der erſten Altersclaſſe befindlichen, im Jahre 1871 geborenen 


Aſſentpflichtigen zu beginnen hat, wurde der Buchſtabe ) gezogen. 


Die Loſung ſelbſt findet am 3., 4., 5. und 6. Februar l. J. in 
der Volkshalle ſtatt. 


Die Liſte der zur Aſſentierung im heurigen Jahre berufenen er 
Individuen liegt vom 24. bis einſchließlich 31. d. Mts. im Con⸗ 


ſeriptionsamte des Magiſtrates (J., Neues Rathhaus) auf. 


Gewerbeangelegenheiten. 


Wahl des Vorſteher-Stellvertreters der Fleiſchhauer⸗ 


genoſſenſchaft. 


Bei der am 16. d. M. von Seite der Fleiſchhauergenoſſenſchaft 
unter Intervention des Genoſſenſchafts-Commiſſärs, Magiſtrats⸗ 
rath Leban vorgenommenen Wahl, wurde Herr Carl Wieſel— 
thaler, X., Himbergerſtraße 15, einſtimmig zum Vorſteher— 
Stellvertreter gewählt. 


* 
> 


Gewerbeanmeldungen vom 7. Jänner 1892. 


(Fortſetzung.) 


Heinecke Anna, Selchwaren-Verſchleiß, IX., Liechtenſteinſtraße 10. 

Salaquarda Franz, Selch- und Wurſtwaren-Verſchleiß, XII., 
Altmannsdorf, Breitenfurterſtraße 46. 

Schneider Joſef, Verſchleiß von Sonnen- und Regenſchir men 
und Pelzwaren, II., Glockengaſſe 1. 


Blümel Anton, Spielwarenerzeugung, VIII., Stolzenthalergaſſe 1. ö 


Frank Jonas, Tam bourierer, J., Lazzenhof 11. 
Schramm Hermann, Tapezierer, II., Treuſtraße 19. 


Kraus Jakob, Verſchleiß von neuen Uhren, Gold- und Silber— | 


waren, II., Schiffamtsgaſſe 10. 

Lewis Adele, Uhren verſchleiß, I., Rothenthurmſtraße 27. 

Jellinek Albert, Vermittlung des Kaufes und Verkanfes von 
Realitäten und der Vermittlung von Hypothekar-Darlehen, 
I., Schottenring 33. 
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Henblum Katharina, gewerbsmäßig es Verzieren von Tüll, 
Seide, Sura u. dgl. mittelſt Aufklebens der zur Verzierung 


dienenden Gegenſtände, VII., Neubaugaſſe 49. 


Schrott Friederike, Victualienhandel, V., Schwarzhorngaſſe 2. 

Krſek Thereſe, Victualienhandel, V., Reinprechtsdorferſtraße 43. 

Baron Johanna, Victualienverſchleiß, I., Wipplingerſtraße 27. 
1 Joſefa, geb. Glaſer, Wäſcheputzerin, VIII., Lerchen⸗ 

gaſſe 10. 

Cotzen Wilhelm, Weinhändler, I, alte Wallfiſchgaſſe 9. 

Gottwald Franz, Zimmerputzer, II., Obere Augartenſtraße 40. 

Kanauſek Franz, Zuckerbäcker, XV., Fünfhaus, Friesgaſſe 10. 


x * 


Gewerbeanmeldungen vom 8. Jänner 1892. 


Wr. General-Repräſentanz der Accumulatoren Fab.-Act.⸗ 
in Berlin, fabriksmäßige Erzeugung von Accumulatoren. 
Schierer Jahann, Vorhänge-Appretur, V., Diehlgaſſe 23. 
0 mans Ferdinand, unbef. Bildhauerei, VI., Windmühl- 
gaſſe 15. 
Hütteldorfer Bierbrauerei-Actien-Geſellſchaft, Brauerei, 
I., Bauernmarkt 13. | 
Sammet Elias, Verſchleiß von Briefmarken, II., Hafnergaſſe 1. 
Schiffzik Karl, Schiffzik Anton, fabriksmäßiger Betrieb der 
Eiſengießerei, X., Haſengaſſe 11. 
Rühl Leopold, Errichtung eines Eis laufplatzes, XVIII., Paulinen⸗ 


Geſ. 


gaſſe, Ecke der Antonigaſſe. 


Mandel Adolf, Fleiſchhauergewerbe, II., Krummbaumgaſſe 1. 

Vieröckl Rudolf, Fleiſchſelcher, VIII., Joſefſtädterſtraße 43. 

Bilzer Franz, Friſeur, IX., Lichtenthalergaſſe 3. 

Stotz Joſef, Friſeur, I., Auguſtinerſtraße 2. 

Töpfer Wilhelm, Friſeur, VI., Windmühlgaſſe 2. 

Oſt. Gasbeleuchtungs-Actien-Geſellſchaft, fabriksmäßige 
Erzeugung von Leuchtgas aus Steinkohle, I., Tuchlauben. 

Imperial-Continental-Gas-Aſſociation, Gasanſtalt, L, 
Burgring. | 

Wr. Baugeſellſchaft des Wr. Bankverein, Gaſtgewerbe. 

Hütteldorfer Bierbrauerei-Actien-Geſellſchaft, Schank— 


gewerbe. 


Dorthe Blanka, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, XV., Burggaſſe 3. 
Drozda Paul, Gemiſchtwaren-Verſchleiß mit Petroleum, 
„ Michaelergaſſe 2. 
Frankenbuſch Karl, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, I, Wollzeile 27. 
Götz Joſef, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, XVII., Alsbachſtraße 10. 
Gromann Leopold, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, I., Ledererhof 2. 
Haas Eliſabeth, geb. Falk, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, XVII., 
Friedmannsgaſſe 47. : 
Heinetke Friedrich, Karl, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, IL, Kleine 
Schiffgaſſe 3. 
Holuſchka Ludwig, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, VII., Neubau— 


gaſſe 34. 


Kriſtan Pauline, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, I., Seilergaſſe 9. 

Melinsky Maria, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, VI, Gumpen— 
dorferſtraße 17. | | 
Moravitz Heinrich, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, II., Obere Donau— 
ſtraße 45. =. 

Plechacek Franz, 
dorferſtraße 35. 

Ramhartner Johanna, Gemiſchtwaren-Verſchleiß mit Petro— 
leum, V., Rüdingergaſſe 5. 

Stummvoll Roſalia, Gemiſchtwarenverſchleiß, I., Pariſergaſſe 4. 

Tomaſchek Karl, Gemiſchtwarenverſchleiß, VI., Wallgaſſe 6. 

a Martin, Gemiſchtwarenverſchleiß, XL, Kaiſer Ebersdorfer— 
ſtraße 72. ö 

Krajnik Vincenz, Glaſer, VIII., Skodagaſſe 2. 

Oſt. amerik. Gummifabriks-Actien-Geſellſchaft, Gum mi— 
warenfabrik. 

Särttany Sigmund, Handelsagentie, VI., Kaſernengaſſe 5. 

Weiß Salomon, Handelsagentie, VII., Moudſcheingaſſe 17. 

Fritſcheler Jakob, Holz- und Kohlen verſchleiß, XVI., Ottakring, 
Hauptſtraße 22. | | 

Zelenka Mathias, Kappenmacher, V., Arbeitergaſſe 26. 

Bodnar Franz, Kaſtanienbrater, XVIII., Kirchengaſſe 30. 

Buryan Joſefa Franziska, Damenkleidermachergew., VI., Agidi— 
gaſſe 18. 

Feuer Adolf, Schneidergewerbe, II., Wallenſteinſtraße 19. 

Fuchs Laurenz, Schneidergewerbe, II., Tandelmarktgaſſe 16. 

Hamburger Cäcilie, geb. Schöntag, Damenſchneidergewerbe, 
II., Untere Augartenſtraße 25. 

Knapp Julie, Kleidermacherin, IV., Alleegaſſe 51. 

Priborsky Auna Antonia, Kleidermacherin, V., Franzensgaſſe 9. 

Lenk Franz, Kürſchner, VII., Kirchengaſſe 40. 

Poll Johann, Verſchleiß von Kurzwaaren, Papier, Schul— 
heften ꝛc., VIII., Joſefſtädterſtraße 97. 


Gemiſchtwaren-Verſchleiß, VI., Gumpen— 
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Hödl Georg, unbef. Laubausſchneider, V., Arbeitergaſſe 69. 
Patek Johann, 
gaſſe 58. | Br 
Kröll Joſef, Liqueur-Erzeugung, XVIII., Gerſthof, Hauptſtraße 21. 
Steinhardt David, Handelsagentie in Manufacturwaren, 
I., Eßlinggaſſe 9. e a 
Beck Sofie, Marktvictualienhandel, II., Karmeliterplatz. f 
Heger Helene, Marktvictualien-Verſchleiß, III., Sophienbrücken⸗ 
gaſſe 37. 8 er . e 
Lederer 
(Markthalle). 
Mayer Thereſia, Marktvictualienhandel, Markthalle im VI. Be⸗ 
zirk, Zelle Nr. 49. 
Dengg Karl, Roth Georg, Roth Johann, Maſchinenfabrik, IV., 
Heugaſſe 32. 
Rutzky Joſefine, Maskenleih-Anſtalt, VI., Gumpendorferſtraße 47. 
Dümler Hermann, Mechaniker, VI., Mariahilferſtraße 25. 
Kaindl Raimund, Milch meier, XV., Thalgaſſe 5. 
Unterrainer Magdalena, Milchmeierei, X., Himbergerſtraße 95. 
Altmann Barbara, Milchverſchleiß, XVIII., Weinhaus, Türken⸗ 
ſchanzſtraße 13. 
Geider Thereſia, Milch verſchleiß, II., Brigittaplatz. 
Hammer Marie, Milchverſchleißerin, Fünfhaus, Karolinengaſſe 26. 
Dollfuß Aloiſia, Handel mit Obſtmoſt in verſchloſſenen 
Flaſchen und Gebinden, XVIII., Martinſtraße 40. 
Bruſenbauch Benedikt, Verſchleiß von Optikerwaren, I., Woll— 
zeile 5. 
Priborsky Johann, Agent in Papierwaren, V., Franzensgaſſe 9. 
Adam Henriette, Pfaidlerei, VII., Weſtbahnſtraße 26. 
Dannhauſer Alfred, Pfaidlerei, XVII., Ottakringerſtraße 20. 
Müller Carl, Pfaidler, I., Freiſingergaſſe 2. 
Schomek Roſa, Weißnäherin, IV., Wiedner Hauptſtraße 49. 
Dümler Hermann, Verſchleiß von photographiſchen Bedarfs— 
artikeln, VI., Mariahilferſtraße 25. 
Math ä Joſef, Rauchrequiſiten handel, V., Wehrgaſſe 29. 


Karl, Marktvietualien-Verſchleiß, IV., Phorusplatz 


Wr. Baugeſellſchaft, Wr. Bankverein, Schwimm- und Bade 15 


anſtalt in der Penzinger Au. 

Mayer Auguſt, Spengler, I., Graben 26. 

Deutſch Moritz und Deutſch Joſef, Strickgarn- und Wirkwaren— 
zurichtung, I., Salvatorgaſſe 9. 


Doifl Joſef, richtig Toifl, Thee- und Rum-Verſchleiß, VL, | 


Garbergaſſe 13. 
Wienerberger Ziegelfabrik 
cottafabrik. ö 


und Baugeſellſchaft, Terra— 


Horniuber Johann, Erzeugung von Tinte, Kreide und fär 


bigem Streuſand auf kaltem Wege, XV., Zinkgaſſe 2. 

Rauſeder Johann, Tiſchler, XI., Kaiſer-Ebersdorf 144. 

Wagner Hona, Erzeugung von Toiletteſeife und Parfumerie— 
waren, II., Rembrandtſtraße 41. 

Grab Maximilian, Verſchleiß von neuen Uhren, I., Vorlauf— 
ſtraße 1. u 

Graf Maria, Bietualienhandel, VIII., Lenaugaſſe 17. 

Weniger Antonia, Victualienhandel, IV., Karlsgaſſe 16. 

Fiedler Anton, Zuckerbäckerwareu-Verſchleiß, XV., Kirchen- 
platz 3. | 
Kroiß Franziska, Zuckerbäckergewerbe, II., Wintergaſſe 21. 

Wienerberger Ziegelfabriks-Baugeſellſchaft, Ziegelerzeugung, 
J., Operuring 1. 


% 
* **. 


Gewerbean meldungen vom 9. Jänner 1892. 


Rohrbeck's D. J. Nachfolger, Verſchleißer von chemiſchen 
und phyſikaliſchen Apparaten und chemiſchen Producten, I., Kärnth- 
nerſtraße 59. 


Thereſienſtraße 12. 
Braun Anna, Blumenhandel, XVIII., Währing, Kreutzgaſſe 62. 


Mayer Leopold, Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und | 


Coaks, Wohnung: III., Schlachthausgaſſe 14. 

Wallner Pauline, Verſchleiß von Brennholz, Kohlen und 
Coaks, II., Darwingaſſe 22. 

Otto Leopold, Commiſſionshandel, I., Rudolfsplatz 2. 

Zenker Johann, 
Thorgaſſe 19. 


Kurka Richard Joſef, Verſchleiß von Filtern, II., Rothenſterng. 14. 


Sandner Franz, Fleiſchhauer, III., Adamsgaſſe 20. 

Lampel Lazar, Fleiſchverſchleiß, IX., Porzellangaſſe 53. 

Kellner Johann, Friſeurgewerbe, IX., Bergſtraße 133. 

Baldia Ludmilla, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, I., Auerspergſtr. 4. 

Bederna Johann, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, VI., Kaſerneng. 13. 

Biedermann Chriſtine, Gemiſchtwarenhandel, XVI., Breitenjeer- 
ſtraße 22. 

Fiſcher Leopold, Gemiſchtwaren-Verſchleißer, XIV., Goldſchlag— 
ſtraße 59. 

Freund Alois, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, XIV., Schweglerſtr. 29. 


Verſchleiß von Lederausſchnitten, XVIII., Antoni- | 


— 


Verſchleiß von Conditoreiwaren, IX., Grüne 


III., Rochusgaſſe 19. 


heften, Preisliſten ꝛc. 
Pokorny Joſef, Bäckergewerbe, XIII., Ober-St. Veit, Maria 
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fraß e Eliſe Roſalie, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, IX., Alſer⸗ 
raße 8. 

Holinka Aloiſia, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, XVIII., Währi 
Döblingerſtraße 22. 1 4 * PN 

Hrudla Robert, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, VL, Gumpendorfer⸗ 
ſtraße 54, ö . | „ 
Kleiner Israel, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, IL, Lilienbrunng. 11. 
g 11785 Roſa, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, XII., Meidling, Wilhelm⸗ 
raße 7. i ze @ 

Löwy Hermine, geb. Süß, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, X., 
Bürgerplatz 19. | 

Mitterer Franziska, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, 

Perner Johann, 
Biſchofgaſſe 9 | 

Spiteller Wilhelm, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, XIX., Nußdorf, 
Nußdorferlände 55. 

Widder Bertha, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, X., Himbergerſtr. 61. 

Winter Charlotte, Gemiſchtwaren-Verſchleiß (Petroleum), V., 
Matzleinsdorferſtraße 58. 

Weſſely Franz, Verſchleiß von neuen Gold- und Silber— 
waren, II., Stefanieſtraße 1. 

Nebenzahl Feivel, Handelsagentie, IL, Antonsgaſſe 1. 

Pſchera Peter, Hutmacher, XIII., Baumgarten, Schulgaſſe 16. 

Sandner Franz, Fleiſchhauer, III., Adamsgaſſe 20. 

Stif ka Johann, Kaffeeſchänker, XVIII., Währing, Johannesgaſſe 20. 

0 Stockt Franz Michael, Kaffeeſiedergewerbe, XIII., Penzing, Markt⸗ 

gaſſe 55. | 
Kleſo Joſef (Rochinan), Kammmacher, VL, Gumpendorferſtraße 17. 
Mayer Martha, Verſchleiß von Kerzen, Seifen und Petroleum, 
Neubaugaſſe 86. 
Rzeſatz Franz, Schneider, VIII., Florianigaſſe 45. 
Welat Franz, Schneider, V., Ziegelofengaſſe 9. 
Finda Karoline, Damenkleidermacherin, III., Gärtnergaſſe 12. 
Frank Helene, Damenkleidermacherin, IL, Circusgaſſe 47. 
Mühlfeit Peter, Damenkleidermacher, VIII., Schmidgaſſe 16. 
Waßmuth Marie, geborne Körbler, Damenkleidermacherin, 
Bründlgaſſe 4, 1. Stock. | 
Graf Carl, Verſchleiß von Schneider und? i 3 6 
VIII., Joſefſtädterſtraße 14. i e 

Schwimmer Szimch (Simon), 
ſtraße 18. 

Haecht & Bundialek Franz, Commiſſions-Verſchleiß von Kurze 
und Galanteriewaren, L, Brandſtätte 3. 

Nowy Sophie, Kurzwaren-Verſchleiß, VI., Gumpendorferſtraße 117. 

Reich Jonas, Handelsagentie in Kurz- und Galanteriewaren, 
I., Werderthorgaſſe 17. 

Hattauer Moriz, Lederzurichterei, XVI., Neulerchenfeld, Römergaſſe 27. 

Schweiger Carl, Handelsagentie in Leinen-, Baumwoll- und 
Jutewaren, I., Concordiaplatz 2. 

Koſina Joſef u. Greiner Johann, Maſchinenbau- und Reparatur⸗ 
werkſtätte, IV., Favoritenſtraße 50. 
Laugbein Olga, Maſchinenſtrickerei, VII., Neuſtiftgaſſe 16. 
Schölling Matthäus, Markt-Victualien-Verſchleiß, VII., Markt⸗ 
Zelle Nr. 42. | 
Zdrahal Thereſe, Markt-Victnalienhandel, X, Eugenmarkt. 
Biedermann Johann, Milchmeier, III., Hauptſtraße 29. 
Roſenmaßher Joſef, Milchmeier, X., Götzgaſſe 6. 
Platz Marie, Milch-Verſchleiß mit Gebäck, XIV., Dadlergaſſe 18, 
Burian Marie, Modiſtengewerbe, VI., Hirſchengaſſe 27. 
Eiſenſtädter Eduard und Bleier Rudolf, Pfaidler, I., Kärnthner⸗ 
ſtraße 14. 

Trucker Anna, Pfaidlerin, IV., Kleine Neugaſſe 3. 

Irak Roſalia, Verſchleiß von Papier und Nürnbergerwaren, 


II., Novarag. 23. 
Gemiſchtwaren-Verſchleiß, XII., Meidling, 


VII, 


> 


Cravattenmacher, II., Ferdinand— 


halle, 


Szilagyi Aloiſia, Verſchleiß von Papier, Kurzwaren, Schul— 
ꝛc., II., Franzensbrückenſtraße 2. 

We dan Agnes, Verſchleiß von Sattler— und Tapezierer-Zugehör— 
artikeln und Wagenſtoffen, I., Kölluerhofgaſſe 4. 

Pouli Felice, Schleifergewerbe, XVIII., Währing, Schulgaſſe 10. 

0 u Ignaz, Schuhmachergewerbe, XVI., Neulerchenfeld, Bräuhaus- 

gaſſe 45. N 
0 Fir Anton, Speditions- und Commiſſionsgeſchäft, III., Ungar— 
gaſſe 53. 

Kreidl Joachim, Commiſſionswarenhandel in Spezereiwaren 
J., Seilergaſſe 13. ö 

Kotänyi Johann, Erzeugung von Spirituoſen auf kaltem 
Wege, XIX., Ober-Döbling, Hauptſtraße 16 und 18. | 

Draxler Thereſia, Stadtlohnkutſcher-Gewerbe, VI., Blaugaſſe 4. 

Honig Simon & Co., Commiſſionswaren-Verſchleiß in Sticke— 

reien, I., Marc-Aurelſtraße 5. 

Gebauer Carl, Tapezierer, I., Judengaſſe 12 a. 

Ehrenſtein Jeanette, Com miſſionshandel, mit Thee, Rum, Coguac, 
1 1 gebrannten, geiſtigen Getränken und Weinen, I., Weihburg⸗ 
gaſſe 2. 

Kapek Anton, Tiſchler, X., Bürgerplatz 4. 

Weßely Franz, Uhrmacher, II., Stephanieſtraße 1. 

Hager Alois, Victualienhandel, II., Rembrandtſtraße 24. 
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Reinthaler Anna, Vietualien-Verſchleiß, I., Maximilianſtraße 7. 
8 Schamburek Anton, Victualienhandel, XVIII., Währing, Herren— 
gaſſe 44. ö | 
Hering Leopold, jun., Wildpret- und Geflügelhandel, I., Marft- 
halle und Jedlitzgaſſe. | | | 8 
Walla Martin, Ziegel- und Schieferdeckergewerbe, XVI., Neu— 
lerchenfeldergürtel 47. 
Pokorny Joſef, Zucker- und Kuchenbäckeri, XIII., Ober-St. Veit, 
Maria Thereſiaſtraße 12. 
Braun Bernhard, dauernde Geſchäftsbeſorgung gegen Pro— 
viſion für eine Firma, II., Staudingergaſſe 10. 
Fir Anton, Aufbewahrung und Reinigung von beweglichen 
Sachen aller Art, III., Ungargaſſe 53. 
** 


Gewerbeanmeldungen vom 11. Jänner 1892. 


Diewald Franz, Bäcker, VI., Wallgaſſe 14. 
Holzmann Karl, Baumaterialienhandel, IV., Weyriungergaſſe 40. 
Gergaſe vies Mathilde, Verſchleiß von Bildern und Geſchichts— 
büchern, Abziehbildern, Gratulationskarten, Reliefbildern, Olfar⸗ 
bendruckbildern und Textbüchern für Kindertheater, XVIII., Kreutz 
aſſe 32. 
g Kor ger Karl, Bildhauer, XII., Meidling, Schillergaſſe 20. 
Kreiſchek Amalie, Verſchleiß von Binderwaren, IX., Liechten— 
ſteinſtraße 105. 
Kalita Joſef, Commiſſionshandel mit Borſtenvieh, III., Central— 
Viehmarkt, IX., Hauptſtraße 3. 
Dubsky Alois, Bronzewaren-Erzeuger, VII., Schottenfeldgaſſe 76. 
Schwarz Joſefine, Canditenverſchleiß, II., Rueppgaſſe 19. 
Siebert Heinrich, Commiſſionswaren-Verſchleiß, X., Goethe— 
aſſe 21. 
5 Witte Mathilde, Commiſſionswaren-Verſchleiß, J., Helferſtorfer— 
ſtraße 5. 

Salvenmoſer Joſef, Copiermaſſe-Erzeuger, XVIII., Fürſtengaſſe 8. 
Linz Maria de, Erdgeſchirr-Verſchleiß, III., Gemeindeplatz 2. | 
Haſſak Joſef, Eſſigerzeugung auf kaltem Wege und Handel 

mit Eſſig, XVIII., Herrengaſſe 14. 
Prechner Scef, Fächer-Verſchleiß, VI., Schmalzhofgaſſe 21. 


Glaſer Sigmund, Verſchleiß von Frauen- und Kinderkleidern, 


XIV., Rudolfsheim, Marktgaſſe 16. 
Frenzel Maria, Fleiſchhauerei, V., Hundsthurmerſtraße 119. 
Tintner Leopold, Feiſchhauer, XVI., Pppenplatz, Marktſtand. 
Weigl Joſef, Fleiſchhauergewerbe, I., Hoher Markt. 
Kellner Joſef, Friſeur, IX., Währingerſtraße 50. 
Schallaſt Franz, Friſeur und Raſeur, III., Hauptſtraße 67 und 81. 
Burghardt Heinrich, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, X., Quellen- 
aſſe 4. 
3 Gaubmann Marie, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, III., Salmgaſſe 11. 
Gribitz Friedrich, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, XII., Meidling, 
Reſchgaſſe 7. a: | 
Grünwald Magdalena, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, VI., Luft— 
badgaſſe 12. _ 
Hillinger Ferdinand, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, III., Reisner— 
ſtraße 46. 
Jäger Johann, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, XV., Mariahilfer— 
ürtel 13. 
i Kohn Herſch, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, IX. Rögergaſſe 29. 
Kruder Johann, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, IV., Wiedener 


Hauptſtraße 71. n . 
Gemiſchtwaren-Verſchleiß, III., Haupt⸗ 


Mayer 
ſtraße 147. n 
Roſche Karl, Gemiſchtwarenhandel Gold- und Silberwaren), 
IX., Althanplatz 2. ER 
Schaffer Louis, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, II., Mathildenplatz 3. 
I. 10 bei Segal. = en 
Schaller Franz, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, III., Weißgärber— 
ſtraße 6. j 
g Schieckl Amalie, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, VI., Gfrornergaſſe 9. 
Schodl Chriſtian, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, IX., Liechtenſtein⸗ 
ſtraße 19. 
Sweceny Alois, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, IV., Alleegaſſe 71. 
Stanzig Amalie, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, III., Außer der 
Marxerlinie, Evidenz⸗Nr. 34. a 
Zeißl Johann, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, III., Reisnerſtraße 13. 
Eckert Aloiſia, Geſchirrhandel, XVI., Ottakring, Yppenplatz, Markt. 
Witte Mathilde, Handelsagentie, I., Helferſtorferſtraße 5. f 
Pekny Johann, Holz- und Kohlen-Verſchleiß, XVI., Ottakring, 
Engerthgaſſe 11. g u | 
Waſel Franz, Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks, 
I., Tuchlauben 12. 


Ferdinand, 


Ebenloh Joſefa, Kaffeeſchank-Gewerbe, XIII., Hütteldorf, Brau⸗ | 


hausgaſſe 4. Sn: 
Pazdera Adalbert, Herrenkleidermacher, III., Rennweg 65 a. 
Wonaſchek Johann, Herrenkleidermacher, III., Steingaſſe 32. 


zeugung von Schuhwaren, XV., Neubaugürtel 34. 


ſtraße 23. 
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Riedl Maria, Damenſchneiderin, VIII., Feldgaſſe 13. 
N Marie, Kleidermacherin, XVI., Neulerchenfeld, Neumann: 
gaſſe 38. | 
Sailer Joſefa, Verſchleiß von Kochgeſchirren, XVI., Ottakring, 
Blumberggaſſe 14. a 
Semik Roſalia, Krägen- und Manchetten-Putzergewerbe, XIV., 
Rudolfsheim, Huglgaſſe 22. | | 
Köhler Ludwig Friedrich Karl Anton, Erzeugung patentierter 
Küchenwagen, V., Hundsthurmerſtraße 128. ö N 
Stieber Johann, Kürſchner-Gewerbe, II., Kaiſer Joſefſtraße 29. 
Häring Joſefine Kunſtblumen-Erzeugung, VI., Matroſengaſſe 8. 
Slavicek Victor, Kupferſchmied, VIII., Joſefſtädterſtraße 83. 
Swoboda Franz, Kupferſchmied, III., Handgaſſe 5. 
Friedländer Joſef, Manufacturwaren-Verſchleiß, II., Novara— 
gaſſe 41. 
Tſchulena Johanu, Marktvictualienhandel, III., Großmarkthalle. 
Roſenzweig Gallus, Maskenleih-Anſtalt, III., Rennweg 43. 
Schatz Amalie, Maskenleih-Anſtalt, IV., Favoriteuſtraße 54. 
Fichtl Karl, Mechaniker, I., Liebenberggaſſe 7. 
Michler Anna, Merkantil-Druckſorten ſowie freie Preß— 
erzeugniſſe, II., Gabelsbergerſtraße 6. 
Beru hauſer Magdalena, Milch- und Brotverſchleiß, V., Garten— 
gaſſe 26. 
Kaſpar Franziska, Verſchleiß von Milch, Butter, Eiern und 
Gebäck, III., Schlachthausgaſſe 21. ö 
Gerhold Anton, Dr., Erzeugung von Mundwaſſer und Zahn— 
pulver, VI., Barnabiten gaſſe 15. N 
Gergajevics Mathilde, Papier-, Papierwaren⸗, Schreib— 
und Zeichenrequiſiten-⸗Verſſchleiß, XVIII., Kreutzgaſſe 32. 
Coriary Aloſia, Pfaidlergewerbe und Vordruckerei, III., Erd— 
bergftraße 22. 
Kuh Friedrich, Pfaidlergewerbe, VII., Zieglergaſſe 23. 
Türk! Amalia, Pfaidlergewerbe, III., Naſumoffskygaſſe 22. 
Wikauril Anna, Pfaidlerei, IX., Nußdorferſtraße 22. 
Kalaſchek Franz, Pferdefleiſch-Verſchleiß, XVI., Ottakring, Breiten- 
ſeerſtraße 16. | 
Laqua Barbara, Pferdefleiſch- und Selchwaren-Verſchleiß, 
XVII., Stiftgaſſe 100. f 
Kucera Johanu, Poſamentierer, VII., Apollogaſſe 3. 
Hahn Moriz, Handel mit Pretioſen, V., Hundsthurmerſtraße 119. 
Haber Abraham, Reinigungsgewerbe, I., Tiefer Graben 27, 38. 
Donek Joſef Schuhmacher, XVIII., Thereſiengaſſe 43. 
Mattauſch Rudolf und Haneſchka Hugo, fabriksmäßige Er— 


Opelt Joſef, Schuhmacher, VII., Bernardgaſſe 34. 

Denk Andreas, Stricker, XII., Storchengaſſe 14. 

Madl Johann, Tapeziererwaren-Verſchleiß, IV., Favoriten- 
ſtraße 48. 

Dyck Wilhelm, Tiſchler, III., Kegelgaſſe 10. 

Wah Anton, Tiſchler, XVII., Stiftgaſſe 42. 

Fürſt Albert, Verſchleiß von Uhren und Pretioſen, IX., Porzellan- 
gaſſe 62. ö 

Heichel Marie, Victualienhaudel, II., Volkertſtraße 8. 

Nadler Thereſe, Victualienverſchleiß, II., Staudingergaſſe 13. 

Skala Johann, Victualienverſchleiß, IL, Rembrandtſtraße 22. 

Weber Franz, Weber Joſef, Verſchleiß von Wein in handels⸗ 
üblich verſchloſſenen Flaſchen und Gebinden, I., Singerſtraße 12. 

Sokol Julie, Weißſticker-Gewerbe, III., Barichgaſſe 25. 

Seifert Wilhelm, Hohlfeld Emil, Wirkwaren-Erzeuger, VI., 
Mittelgaſſe 23. 

Friedberg Jacob, Xylograph, V., Margarethenſtraße 67. 

* 


Gewerbeanmeldungen vom 12. Jänner 1892. 


Aubrunner Anna, Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und 
Coaks, IV., Große Neugaſſe 24. | 
Fabiankovietz Johann, Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen— 
und Coaks, VIII., Blindengaſſe 8. 
Pollak Leni, Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks, 
XVIII., Blumengaſſe 6. | 5 
Neuhauſer Franz, Bäckergewerbe, XVIII., Währing, Gürtelſtraße 1. 
Schlepitzka Anton und Frei Siegmund, Bauunternehmung unter 
ausſchließlicher Verwendung berechtigter Gewerbsleute, IX, 
Berggaſſe 17. 
Haas Alois, Erzeugung von künſtlichen Blättern, VII., Kaijer- 
ſtraße 93. 
Dirnbacher Thereſia, Blumenverſchleißerin, III., Sophienſäle. 
Kohn Jacob, Verſchleiß geſchmiedeter Eiſenwaren, II., Jäger- 
Waza Franz, Fleiſchhauer, V., Wolfganggaſſe 11. f 
Platzer Berthold, Fleiſchverſchleiß, II., Volkertſtraße 16. 
Granel Caroline, Fragnerin, XIV., Braunhirſchengaſſe 19. 
Dorigatti Rafael, Friſeur und Raſeur, III., Wälliſchgaſſe 31. 
(Das Weitere folgt.) 
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Kundmachung. 


In Gemäßheit der SS. 18 und 19 des Geſetzes vom 23. Mai 


1883, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 83, über die Evidenzhaltung des Grund— 
ſteuercataſters wird zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß der 
Vermeſſungsbeamte zum Zwecke der Entgegennahme von Anmel— 
dungen über eingetretene Veränderungen im Grundbeſitze und zu 
ſonſtigen Evidenzhaltungsamtshandlungen an den Tagen 3., 4., 
5. Februar 1892, im Locale der Steueradminiſtration zu Wien, 
J. Bezirk, Fleiſchmarkt Nr. 19, anweſend fein wird. 


Es wollen daher die Grundbeſitzer an den bezeichneten Tagen 


bei dem Vermeſſungsbeamten in Angelegenheit der Evidenzhaltung 
des Cataſters Anmeldungen oder ſonſtige auf ſtattgefundene Ver— 
änderungen im Grundbeſitze bezügliche Nachweiſungen beibringen 
oder mündliche Erklärungen abgeben. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 11. Jänner 1892. 3—3 


Kundmachung. 


Mahnung zur Einzahlung der I. Rate der Hanszins-, Grund- und 
5% Steuer vom Ertrage hanszinsftenerfreier Gebände für das 
Jahr 1892. 

Laut der Kundmachung der k. k. n.⸗ö. Finanz⸗Landes⸗Direction 
vom 29. Decem ber 1891 iſt die Grundſteuer, Gebäudeſteuer und 
5% Steuer vom Ertrage hauszinsſteuerfreier Gebäude vierteljährig, 
am 1. Februar, 1. Mai, 1. Auguſt und 1. November einzuzahlen. 
Die Haus- und Grundſteuerpflichtigen werden demnach erinnert, 
daſs die I. Rate der Hauszins⸗, Grund- und 5% Steuer vom 
Ertrage hauszinsſteuerfreier Gebäude für das Jahr 1892 ſpäteſtens 
14 Tage nach Ablauf des obbezeichneten Einzahlungstermines, d. i. 
längſtens bis 15. Februar 1892 und zwar zufolge des $. 5 des 
Geſetzes vom 9. März 1870 ſelbſt in dem Falle, wenn die Steuer— 
ſchuldigkeit für das laufende Jahr noch nicht definitiv vorgeſchrieben, 


. ALU ILL 


| 


Nr. 4, 19. Jänner 1892. 
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Gebür des Vorjahres zu entrichten iſt, widrigens nach dem obeitierten 
Geſetze und beziehungsweiſe nach dem Landesgeſetze vom 6. Juli 1877 
bei jenen Steuerträgern, deren ordentliche Steuergebür ſammt 
Staatszuſchlägen für das ganze Jahr 50 fl. überſteigt, die Ver— 
pflichtung zur Entrichtung von Verzugszinſen eintritt, welche für 
je hundert Gulden und für jeden Tag mit 1½ kr. von dem auf 
den feſtgeſetzten Einzahlungs- (Fälligkeits⸗) Termin nächſtfolgenden 
Tage, d. i. vom 2. Februar 1892, und bezüglich der Gemeinde— 
zuſchläge und der Mietzinskreuzer von dem nach Ablauf der vier— 
zehntägigen Friſt nächſtfolgenden Tage, d. i. vom 16. Februar 1892 
an bis zur Abſtattung der fälligen Schuldigkeit zu berechnen und 
mit derſelben einzuheben ſind. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 16. Jänner 1892. (1-8) 
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Kundmachung. 


Dr. Heinrich Lanbe⸗Stiftung. 


Vom Beginne des Studienjahres 1891/1892 an gelangt ein 
Dr. Heinrich Laube⸗Stipendium im Betrage von jähr— 


lichen dreihundert (300 fl.) Gulden ö. W. zur Verleihung. 


Auf dieſes Stipendium können in erſter Linie jene aus 
Wien gebürtigen ordentlichen Hörer der philoſo— 
phiſchen Facultäten der Wiener Univerſität Anſpruch 
erheben, welche mittellos ſind und ſich entweder den philo⸗ 
ſophiſchen, philologiſchen oder hiſtoriſchen Studien widmen und 
das erſte Studienjahr bereits mit gutem Erfolge 
zurückgelegt haben; bei dem Abgange ſolcher Bewerber aber 
überhaupt aus den im öſterreichiſchen Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reichen und Ländern gebürtige, dürftige, ordentliche Hörer der früher 
angeführten Disciplinen der philoſophiſchen Facultät in Wien, 
deutſcher Nationalität. 

Der Stipendiſt, welcher für jedes Semeſter einen tüchtigen 
Studienerfolg durch Colloquienteſtate oder durch ein günſtiges 
Seminar⸗Zengnis nachweist, bleibt bis zum Schluſſe der vierjährigen 
Studienzeit, und im Falle, als er mit den Lehramts- oder Docto— 
ratsprüfungen beſchäftigt iſt, noch ein weiteres Jahr im Genuſſe 
der Stiftung und unterliegt die Auszahlung des Stiftungsbetrages 
den hiefür jeweilig geltenden allgemeinen Beſtimmungen. 

Bewerber um dieſes Stipendium haben ihre mit dem Tauf— 
oder Geburtsſcheine, dem Impfungs⸗ und Mittelloſigkeits⸗Zeugniſſe 
und den beiden letzten Semeſtral⸗Zeugniſſen belegten Geſuche 
bis 20. Februar 1892 bei dem Wiener Magiſtrate 
zu überreichen. 

Jene Studirenden, welche keine Prüfungs⸗Zeugniſſe beizubringen 
in der Lage find, haben ſich bezüglich ihrer Würdigkeit zur Erlan— 
gung eines Stipendiums mit der Beſtätigung ſeitens ihres vorge⸗ 
ſetzten Decanates des Profeſſoren-Collegiums auszuweiſen. 

Nur die mit einem legalen Armuthszeugniſſe belegten Geſuche 
ſind ſtempelfrei. 


der Zahlungsauftrag ſomit noch nicht zugeſtellt wurde, nach der | Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. 
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